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Festung der Unmenschlichkeit 


Retter und Helfer sind erschüttert: 
„Es ist furchtbar da unten, Dutzende 
Leichen, vielleicht Hunderte“ berich¬ 
tete ein Taucher, der zum Wrack des 
am 3. Oktober vor Lampedusa gesun¬ 
kenen Flüchtlingsboots in 40 Metern 
Tiefe hinabgetaucht war. Särge stan¬ 
den aufgereiht auf dem Kai des gleich¬ 
namigen Hauptorts der Insel, ständig 
kamen neue hinzu. 

Die Flüchtlingskatastrophe mit ver¬ 
mutlich über 300 Opfern wirft ein 
grelles Licht auf die Verantwortli¬ 
chen. Die Toten sprechen das Urteil 
über die Flüchtlingspolitik der Euro¬ 
päischen Union und ihr Konzept der 
„Festung Europa“. „Wir haben die 
Pflicht, der italienischen Regierung 
und der Europäischen Union zu er¬ 
klären, dass ihre Strukturen und ihre 
Politik nicht nur unakzeptabel sind, 
sondern kriminell“, so der Regional¬ 
präsident Siziliens, Rosario Crocetta. 
Die Bürgermeisterin von Lampedu¬ 
sa, Giusi Nicolini, klagt, man habe in 
Brüssel vor der fortgesetzten Tragö¬ 
die vor der Insel, die näher an Tunesi¬ 
en liegt als an Sizilien, die Augen ver¬ 
schlossen. Die 155 Geretteten wurden 
in das für 250 Personen ausgelegte, mit 
1 050 Asylsuchenden bereits überfüll¬ 
te Flüchtlingslager auf Lampedusa ge¬ 
pfercht. Gegen sie wird nun wegen il¬ 
legaler Einreise ermittelt werden. 

Es ist die Größe der Katastrophe, 
die nun zum Anlass für eine Fülle 
von Kommentaren und gegenseiti¬ 
gen Schuldzuweisungen geworden 
ist. Denn seit vielen Jahren sterben 
Menschen bei dem Versuch, aus poli¬ 
tischer Verfolgung, Kriegen und Bür¬ 
gerkriegen, Hunger und Elend nach 
Europa zu entkommen. Vier Tage vor 
dem Untergang des Bootes mit 518 
Menschen an Bord war ein anderes 
vor Sizilien gescheitert, 13 Flüchtlinge 
ertranken. Die Medien nahmen kaum 
Notiz von dem Vorfall. Nach Schät¬ 
zungen sind in den letzten 20 Jahren 
19 000 Menschen an den Rändern der 
EU auf der Flucht umgekommen. Die 
Innenminister der 28 Staaten der Eu¬ 
ropäischen Union berieten am Diens¬ 
tag in Luxemburg über Konsequenzen 
aus der Katastrophe. Dort machte sich 
besonders der deutsche Innenminis¬ 
ter Hans-Peter Friedrich für ein „Wei- 
ter-so“ in der Flüchtlingspolitik stark: 
„Dublin-II bleibt unverändert, selbst¬ 
verständlich.“ Die Dublin-II-Verord¬ 



nung sieht vor, dass Flüchtlinge nur in 
dem Land Asyl beantragen können, in 
dem sie das erste Mal EU-Territorium 
betreten haben. Damit wird Griechen¬ 
land, Zypern, Italien und Spanien die 
Hauptverantwortung für den humani¬ 
tären Bankrott der EU zugeschoben. 
Folgerichtig sehen die Innenminis¬ 
ter auch die Lösung in einer Verstär¬ 
kung der Repression. Sie wollen „um 
mehr Leben zu retten“ mehr Mittel für 
Frontex bereitstellen. Das heißt, es soll 
verhindert werden, dass die Flüchtlin¬ 
ge überhaupt aus Tunesien und Liby¬ 
en in Richtung Norden herauskom¬ 
men. Die „Europäische Agentur für 
die operative Zusammenarbeit an 
den Außengrenzen der Mitgliedstaa¬ 
ten der Europäischen Union“, so der 
volle Name von Frontex, dient der Ab¬ 
schottung, sie dient einzig der „Flücht¬ 
lingsabwehr“. Der UN-Berichterstat- 
ter für die Rechte von Migranten, der 
kanadische Jurist Frangois Crepeau, 
hält dagegen, dass dieses Herangehen 
nur die Macht der Schlepper stärke - 
„illegale“ Einwanderung könne nicht 
nur mit repressiven Maßnahmen be¬ 
kämpft werden. 

Kritik aus Brüssel geht vor allem an die 
Adresse Roms. EU-Abgeordnete ma¬ 
chen die scharfen italienischen Immi¬ 
grationsgesetze mitverantwortlich, die 
eine elementare Pflicht, die Rettung 
Schiffbrüchiger aus Seenot, mit Stra¬ 
fe bedrohen, wenn es um Flüchtlinge 
geht. Im August hatte die Regierung 
Maltas einem Tanker, der 102 Boots¬ 
flüchtlinge aus Seenot gerettet hatte, 
das Einlaufen in den Hafen von La 
Valetta verweigert. Italienische und 
tunesische Fischer fürchten krimina¬ 
lisiert zu werden, wenn sie helfen. In 
Deutschland wurde der Fall „Cap Ana¬ 
mur“ bekannt, dessen Kapitän Elias 
Bierdel 2004 den Befehl zur Rettung 
von 37 schiffbrüchigen Flüchtlingen 
gegeben hatte. Dieser Fall wurde fünf 
Jahre lang bis zum Freispruch 2009 vor 
italienischen Gerichten verhandelt. 
Die Katastrophe von Lampedusa zeigt 
einmal mehr, dass die hehren Töne von 
Frieden, Solidarität und Gerechtig¬ 
keit als Grundlagen der Europäischen 
Union kaum mehr sind als Lumpen, 
die notdürftig die wirkliche Basis - die 
Brutalität des Marktes und des Wettbe¬ 
werbs - verhüllen sollen. Manfred Idler 
Lesen Sie auch „Alte Reflexe, neue 
Ideen“ auf Seite 4 


Partei „Die Rechte“ verbieten! 

Initiative des Bündnisses Dortmund gegen Rechts 


Das Bündnis Dortmund gegen Rechts 
hat am Samstag, dem 5. Oktober 2013, 
bei der monatlichen Kundgebung 
„Huckarde gegen Rechts“ eine Kam¬ 
pagne zum Verbot der sogenannten 
Partei „Die Rechte“ gestartet. Mit ei¬ 
nem offenen Brief und einer Unter¬ 
schriftensammlung wenden sich die 
Unterzeichnenden an NRW-Innen- 
minister Ralf Jäger. 

In dem Brief heißt es unter ande¬ 
rem: „Mit Ihrem Verbot des Ratio¬ 
nalen Widerstandes Dortmund 4 und 
zweier weiterer krimineller, gewalt¬ 
bereiter Kameradschaften 4 im Au¬ 
gust 2012 ging ein Aufatmen durch 
die vom Neonazi-Terror betroffenen 
Städte. Doch die Erleichterung über 
Ihren richtigen Schritt war nur von 


kurzer Dauer. In der sogenannten 
Partei ,Die Rechte 4 , noch im gleichen 
Jahr von dem berüchtigten Neonazi 
und verurteilten Holocaust-Leugner 


Erleichterung war nur von 
kurzer Dauer 


Christian Worch gegründet, fanden 
die Mitglieder der verbotenen Orga¬ 
nisationen wieder Unterschlupf. 

Die Hauptakteure der kriminellen 
Dortmunder Neonazi-Szene fungie¬ 
ren nun als Spitzenfunktionäre die¬ 
ser ,Partei 4 : Dennis Giemsch wur¬ 
de ihr Landesvorsitzender, unter¬ 
stützt von Michael Brück und von 
Sascha Krolzig von der verbotenen 


Kameradschaft Hamm 4 . Vorsitzen¬ 
der des Kreisverbands Dortmund ist 
der als ,SS-Siggi 4 bekannte Siegfried 
Borchardt, Gründungsmitglied der 
rechten Schlägertruppe ,Borussen¬ 
front 4 und Landesvorsitzender der 
verbotenen FAP.“ 

Zum Schluss wendet sich das Bünd¬ 
nis noch einmal eindringlich an Ralf 
Jäger: „Was, Herr Minister, sollen die 
Vereinsverbote des Rationalen Wi¬ 
derstandes Dortmund 4 , der Kamerad¬ 
schaft Aachener Land 4 und der Ka¬ 
meradschaft Hamm 4 bezwecken, wenn 
Nachfolge-Gruppen sofort an ihre 
Stelle treten können? Wir regen an, 
das Verbot der rechtsextremistischen 
FAP im Jahr 1995 als Vorbild für ein 
Verbot der ,Rechten 4 zu nehmen. Wir 


bitten Sie: Setzen Sie sich dafür ein, 
dass die Partei ,Die Rechte 4 den Par¬ 
teienstatus verliert und als Nachfol¬ 
ge- und Ersatzorganisation kriminel¬ 
ler Vereine verboten werden kann.“ 
Wer sich an der Kampagne beteiligen 
möchte, kann die Unterschriftenliste 
als PDF auf der website http://dort- 
mundgegenrechts.wordpress.com/he- 
runterladen. Das Bündnis bittet die 
Liste in Parteien, Vereinen, Gewerk¬ 
schaft und Betrieben kursieren zu 
lassen. Wörtlich heißt es auch: „Lasst 
sie in eurer Schulklasse oder eurer 
Hochschule ausfüllen und schickt 
sie an“ Bündnis Dortmund gegen 
Rechts, Postfach 100616, 44 006 
Dortmund. 

Adi Reiher 


Thema der Woche 


Bildung und 
Ausbildung 



Ein Doppeljahrgang strömt in die 
Universitäten. Es warten überfüllte 
Hörsäle und ein leergefegter Woh¬ 
nungsmarkt. Die Technische Univer¬ 
sität Dortmund findet dafür eine inno¬ 
vative Lösung: Ein Sicherheitsdienst 
soll die Ströme lenken. 
Währenddessen wachsen bei der Ar¬ 
beiterjugend die Zukunftssorgen. 
Eine Studie der IG Metall stellt un¬ 
ter anderem fest, dass jede/r dritte 
junge/r Beschäftigte/r nur einen unsi¬ 
cheren Arbeitsplatz hat. Für den Aus¬ 
bildungssektor stellt ein Report der 
DGB-Jugend fest, dass immer weni¬ 
ger Betriebe ausbilden und die Über¬ 
nahme nach einer Ausbildung vielfach 
unsicher ist. 

Seiten 12 und 13 


chen+++aktenzeichen+++a 
Nach der Wahl 

Die neugewählte Bundesregierung 
hat betont, dass im Unterschied zur 
Rente in Deutschland eines auf jeden 
Fall sicher ist: die Daten. Diese befin¬ 
den sich nämlich nachweislich bei der 
NSA, die sie nicht aus der Hand gibt. 

Hartz IV 

Die nächste Hartz IV-Erhöhung fällt 
so gering aus, dass Sie nicht einmal 
einen ganzen (Regel-) Satz aus füllt, 
sondern nur ein Wort: menschenun¬ 
würdig. 

Exportbegeisterung 

Wahr ist, dass die CDU-Fraktion 
bekräftigt hat, dass Deutschland auf 
seine Waffenexporte endlich stolz sein 
darf. Unwahr ist, dass es sich bei den 
von Deutschland nach Syrien expor¬ 
tierten Chemikalien um etwas anderes 
als Unkrautvernichtungsmittel gehan¬ 
delt hat. 

Werner Lutz 


UZ-Pressefest 2014 



Schaffen wir 
die Voraussetzungen! 

Spenden für 
das Pressefest 

DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 60g 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 

Button jetzt bestellen 
und zügig abrechnen! 
Spendenbarometer 

Seite 15 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Axel Koppey 


Wer nicht ausbildet... 


Lehrstellengesetz jetzt! Unter dieser 
Forderung wurde schon in den 80er 
Jahren Kampagnen gestartet, Unter¬ 
schriften gesammelt, Druck aufge¬ 
baut. Jahrzehnte später stellen sich 
nun manche die Frage: Macht eine sol¬ 
che Forderung überhaupt noch Sinn? 
Die Gegenfrage dazu könnte lauten: 
Was sonst? Fakt ist doch, dass auch 



Axel Koppey ist im Parteivorstand 
der DKP verantwortlich für Jugend¬ 
politik. 


heute noch zehntausende Jugendliche 
ohne Ausbildungsplatz dastehen, in 
Warteschleifen geparkt werden oder 
via Minijob versuchen, über die Run¬ 
den zu kommen. 

Viele Betriebe und Konzerne klagen 
über angeblichen Fachkräftemangel, 
vermeiden aber dabei wohlweislich 
den Hinweis darauf, dass es gerade 
sie sind, die die Verantwortung tra¬ 
gen, ob, wie und wieviel ausgebildet 
wird. Dabei auf die „selbstregulie¬ 
renden Kräfte des Marktes“ zu war¬ 
ten ist „nett“ - aber leider völlig sinn¬ 
los, denn Ausbildung kostet Geld und 
steht im direkten Widerspruch zur 
schnellen Rendite. 

Deshalb braucht es einen gesellschaft¬ 
lichen Zwang. Dabei ist das Ziel eine 


gesetzliche Regelung der Ausbildung. 
Bei dem Wie sind in den letzten Jah¬ 
ren verschiedene Modelle entwickelt 
worden, wobei die Umlagefinanzie¬ 
rung am ehesten erfolgversprechend 
erscheint: Wer nicht ausbildet muss 
(wenigstens) zahlen. Damit wäre zwar 
keine gesetzliche Pflicht zur betrieb¬ 
lichen Ausbildung umgesetzt, es gäbe 
aber zumindest einen Umverteilungs¬ 
spielraum, um außerbetriebliche Aus¬ 
bildung zu ermöglichen. Das ist nicht 
das Gelbe vom Ei, aber wenigstens 
eine Möglichkeit, um Jugendlichen 
einen Einstieg in das Arbeitsleben zu 
ermöglichen. 

Die Forderung ist nicht revolutionär, 
aber die Umsetzung wäre ein Schritt, 
um das Leben Jugendlicher unter ka¬ 
pitalistischen Verhältnissen heute zu 
verbessern. Das eigentliche Recht auf 
Ausbildung und Übernahme im er¬ 
lernten Beruf dauerhaft zu erkämpfen 
bedeutet dagegen den Bruch mit dem 
herrschenden System und der Produk¬ 
tionsweise. Da hilft letztendlich kein 
Gesetzestext, egal ob es Lehrstellen¬ 
gesetz, Ausbildungsplatzförderungs¬ 
gesetz oder Umlagefinanzierungsge¬ 
setz heißt. Daher ist es wichtig und 
richtig, heute wie vor 30 Jahren um 
diese Reform zu kämpfen, aber den 
weiteren Schritt in der Forderung 
nicht zu vergessen. Dieser findet sich 
in der Losung „Wer nicht ausbildet 
muss zahlen - wer nicht zahlt wird ent¬ 
eignet“. Für manche klingt das unrea¬ 
listisch, aber dann sind wir eben rea¬ 
listisch und versuchen das unmögliche. 
Mehr Informationen zum Recht auf Ausbildung gibt 
es in den Jugendpolitischen Forderungen der DKP 
und im Zukunftspapier der SDAJ, www.sdaj-online.de 


Teurere Tickets bei der Bahn 


Im Dezember wird die Deutsche Bahn 
wieder einmal ihre Preise erhöhen. 
Allerdings wird es diesmal aufgrund 
der immer noch währenden Proble¬ 
me durch die Hochwasserschäden 
noch nicht auf allen Strecken teurer. 
Auch die Preise der BahnCards für 
Jugendliche, Studenten und Senioren, 
Zeitkarten für Pendler und der Bahn- 
Card 100 bleiben konstant. Dennoch 
ist festzustellen, dass die Bahn allein 
in den letzten zehn Jahren ihre Preise 
um mehr als ein Drittel erhöht hat und 
damit deutlich über der Inflationsrate 
liegt. Begründet wird dies mit gestie¬ 
genen Kosten, so für Energie, Winter¬ 
dienste und Personal. 

Richtig ist, dass die Mitarbeiter der 
DB vom höchsten Tarifabschluss pro¬ 
fitieren, den die Eisenbahn- und Ver¬ 
kehrsgewerkschaft (EVG) im Ver¬ 
gleich zu anderen Gewerkschaften 
in diesem Jahr abschließen konnte. 
Vor dem Hintergrund immer wei¬ 
ter gestiegener Produktivität ist es 
jedoch nur ein kleiner Ausgleich für 
die jahrelange Arbeitsverdichtung im 
DB-Konzern und entspricht den üb¬ 
lichen Klagen eines Unternehmens. 
Die Preissteigerungen werden auch 
als eine Folge vermehrter geplanter 
Einstellungen gesehen. Die Probleme 
im Stellwerk in Mainz zeigten eine fa¬ 
tale Personalpolitik, die auf die Ren¬ 
diteforderungen des öffentlichen Ei¬ 
gentümers zurückzuführen sind und 
nun angeblich durch einen Mehrauf¬ 
wand ausgeglichen werden müssen. 
Doch selbst wenn, ist das nur die hal¬ 
be Wahrheit. 

Der DB-Konzern ist trotz milliarden¬ 
schwerer öffentlicher Zuschüsse hoch 
verschuldet. Dies ist nicht nur dem Be¬ 
streben der Konzernführung geschul¬ 
det ein internationaler Logistikanbie¬ 
ter zu sein, sondern einer Politik die 
von der Bundesregierung gestützt 
wird und damit langfristig die Kont¬ 
rolle über die weltweiten Transport¬ 
wege sichert. Das ist für eine exporto¬ 
rientierte Wirtschaftspolitik mehr als 
nur von großer Bedeutung und dient 
den Kapitalinteressen. 

Richtig ist, dass die Kosten für die 
Energie steigen. Im Gegensatz zu an¬ 
deren Verkehrsträgern genießt der 
öffentliche Personenverkehr keine 
Vergünstigungen wie bspw. der Flug¬ 


verkehr, welcher von Steuern für Flug¬ 
benzin befreit ist oder der Straßenver¬ 
kehr, der für Ausbau und Erhaltung 
weitaus größere Summen zur Verfü¬ 
gung hat. Auch hier sind Kapitalinter¬ 
essen nicht unbeachtet zu lassen. Die 
Bundesregierung untergräbt somit in¬ 
teressengeleitet selbst die Zunahme 
eines öffentlichen Massenverkehrs¬ 
mittels und verhindert damit die auch 
betriebswirtschaftlich nötige Auslas¬ 
tung im Personenverkehr. Damit wäre 
auch eine andere Preisgestaltung für 
eine öffentliche Bahn und den derzei¬ 
tigen Bedingungen möglich. 

Das Problem ist jedoch tiefgehender: 
Wer etwas von Bilanzen versteht wird 
schnell feststellen, dass der ausgewie¬ 
sene Gewinn der Bahn reine Makula¬ 
tur ist. Durch handelsrechtlich zuläs¬ 
sige Bilanzpolitik wird der Konzern 
künstlich auf Renditewachstum ge¬ 
trimmt, da bspw. staatliche Investiti¬ 
onsmittel in die Infrastruktur nicht 
bilanziert werden. Würde dies getan, 
wäre die Rendite verschwunden. Ver¬ 
schwiegen wird, dass es sich bei dieser 
Politik um eine gigantische Umver¬ 
teilung zugunsten der Unternehmen 
handelt. Mit Hilfe von Ausschreibun¬ 
gen werden staatlich finanzierte Be¬ 
reiche „Privaten“ zugeschoben oder 
lukrative Bereiche des öffentlichen 
Verkehrs herausgetrennt. 

In den anstehenden Koalitionsver¬ 
handlungen wird es auch um die Zu¬ 
kunft der Deutschen Bahn gehen. Im 
zwanzigsten Jahr der so genannten 
Bahnreform von 1994 stellt sich immer 
deutlicher dar, dass diese gescheitert 
ist. Die nach betriebswirtschaftlichen 
Kennzahlen gesteuerte Bahn zeigt 
selbst, dass es seinen Grund hatte wa¬ 
rum die deutschen Bahnen vor etwa 
einhundert Jahren nach und nach in 
staatliche Hände gelegt wurden. Der 
Kapitalaufwand der für eine ausrei¬ 
chende Schieneninfrastruktur erfor¬ 
derlich ist, ist so immens groß, dass 
sich neben jährlichen Milliardenzah¬ 
lungen zusätzliche Milliarden Inves¬ 
titionsstaus in den vergangenen Jahr¬ 
zehnten angehäuft haben. Die Preiser¬ 
höhungen für die Bahntickets werden 
somit die geringsten Probleme sein, 
die in den nächsten Jahren von die¬ 
sem Verkehrsträger zu erwarten sind. 

Friedrich Kästner 


Betriebsräte können 
Betriebspolitik gestalten 

Im März 2014 beginnen in Deutschland die Betriebsratswahlen 



D ie Betriebsräte sind ein Kind der 
Novemberrevolution von 1918 
und wurden erstmals im Betriebs¬ 
rätegesetz von 1920 zusammenfassend 
geregelt. Die Arbeiter- und Soldatenrä¬ 
te standen ihnen skeptisch gegenüber 
und das Kapital erkannte sehr früh die 
Möglichkeit der Einbindung und Er¬ 
pressung der Betriebsräte für ihre In¬ 
teressen. Heute sind sie, neben den be¬ 
trieblichen Gewerkschaftsgruppen, der 
wichtigste Bestandteil im System der 
betrieblichen Interessenvertretung der 
Gewerkschaften. Ihre Ausrichtung auf 
Sozialpartnerschaft oder Klassenpositi¬ 
onen hat bedeutenden Einfluss auf die 
Bewusstseinsbildung der Belegschaften. 
Das Betriebsverfassungsgesetz (Be¬ 
trVG) ist Ausdruck der bei seiner Ver¬ 
abschiedung existierenden Interes¬ 
senlagen und des bestehenden Kräf¬ 
teverhältnisses zwischen Kapital und 
Arbeit: Gewerkschaften und politische 
Arbeiterbewegung auf der einen und 
Kapitalmacht auf der anderen Seite. 
Es hat für die Beschäftigten und ihre 


ten Jahrzehnten - gefördert durch die 
Massenmedien - eine stärkere „Ellen¬ 
bogenmentalität“ breitgemacht. Ge¬ 
werkschaften werden als überflüssig 
und veraltet dargestellt, deren Einfluss 
auf die Betriebsräte als schädlich gese¬ 
hen. Arbeitsbeziehungen sollten nach 
diesen Vorstellungen individuell gere¬ 
gelt werden. Letztlich ist auch das Er¬ 
starken von Berufsverbänden eine Er¬ 
scheinungsform dieser Entwicklung. 

Betriebliche Probleme 
berühren Crundsatzfragen 

Im Zeitraum vom 1. März bis 31. Mai 
2014 finden wieder die alle vier Jahre 
vorgesehenen Wahlen zum Betriebsrat 
statt. Obwohl der Arbeiterklasse unmit¬ 
telbar kein wirtschaftliches Mitbestim¬ 
mungsrecht über ihre Interessenvertre¬ 
tungen zugestanden wird, sind Betriebs¬ 
räte entscheidend für die Gestaltung 
von Betriebspolitik. Sie haben Einfluss 
auf die Arbeitszeitgestaltung bis hin zur 
Gestaltung von Arbeitsbedingungen. In 
ihnen kann der „Kampf um das Teewas¬ 


auch immer die Vertretung verschie¬ 
dener Betriebsbereiche, der Anteil der 
Frauen, Jugend oder Migranten zu be¬ 
rücksichtigen und alles immer in Zu¬ 
sammenarbeit mit den betrieblichen 
Gewerkschaftsgremien. Am Ende soll¬ 
te ein klares Programm der Gewerk¬ 
schaft im Betrieb mit personellen Vor¬ 
schlägen stehen, die den Kolleginnen 
und Kollegen die Möglichkeit der Um¬ 
setzung bieten. Unterschiedliche Po¬ 
sitionen sollten aber deswegen nicht 
„unter dem Teppich gekehrt werden“, 
sondern in der Vorbereitung möglichst 
ausdiskutiert bzw. nach gemeinsamen 
Standpunkten gesucht werden. 

In vielen Betrieben werden die Be¬ 
triebsratswahlen in Form von Persön¬ 
lichkeitswahlen durchgeführt. Im Er¬ 
gebnis entscheidet dann die Wahl, wie 
der Betriebsrat zusammengesetzt ist, 
da die Beschäftigten so viele Stimmen 
vergeben können, wie die Größe des 
zu wählenden Betriebsrats es erfor¬ 
dert. Das ist ein großer Vorteil gegen¬ 
über der Verhältniswahl, da dort die 


betrieblichen Interessenvertretungen - 
wie es der Name sagt - den Rang einer 
Verfassung. Sie ist das Grundgesetz für 
die Beziehungen und die Interessen¬ 
wahrnehmung in der Arbeitswelt. Das 
Kapital und seine Staatsmacht versu¬ 
chen mit den gesetzlichen Regelungen 
eine wirksame Interessensvertretung 
einzuengen. Die „Sozialpartnerschaft“ 
zieht sich wie ein roter Faden durch das 
Gesetz und soll damit den Interessens¬ 
gegensatz zwischen Kapital und Arbeit 
verschleiern. Die Betriebsparteien sind 
danach folgerichtig der „vertrauens¬ 
vollen Zusammenarbeit“ verpflichtet. 
Die Unternehmen versuchen nicht 
nur in Krisenzeiten den Druck auf die 
Betriebsräte aufrecht zu erhalten, um 
eine wirksame und konsequente Inter¬ 
essensvertretung der Belegschaften 
von vornherein zu behindern. Derzeit 
werden rund 43 Prozent aller Beschäf¬ 
tigten in Westdeutschland und 36 Pro¬ 
zent aller Beschäftigten in Ostdeutsch¬ 
land durch einen Betriebsrat vertreten. 
Das aber nur in neun Prozent der Un¬ 
ternehmen in Deutschland. Knapp 
78 Prozent aller Betriebsräte sind in 
DGB-Gewerkschaften organisiert. 

Rahmenbedingungen der 
Betriebsratswahlen 

Betriebsrats wählen finden nicht in ei¬ 
nem „luftleeren Raum“ statt. Wirt¬ 
schaftliche, soziale und gesamtgesell¬ 
schaftliche Entwicklungen haben Ein¬ 
fluss auf die Wirkungsmöglichkeiten der 
Betriebsräte. Die weltwirtschaftliche 
Lage führt auch zu härteren betriebli¬ 
chen Auseinandersetzungen. Hohe Ar¬ 
beitslosigkeit, prekäre Beschäftigungs¬ 
verhältnisse oder Flexibilisierung von 
Arbeitszeitregelungen haben u.a. Ein¬ 
fluss auf die Kampfbereitschaft einer 
Belegschaft. Dazu hat sich in den letz¬ 


ser“ mit grundsätzlichen Haltungen und 
Fragestellungen hinsichtlich z.B. von 
Standortpolitik oder der privaten An¬ 
eignung des Mehrwerts bis hin zur Ei¬ 
gentumsfrage an Produktionsmitteln 
verbunden werden. Insofern sind Be¬ 
triebsratswahlen auch immer eine Mög¬ 
lichkeit für eine Stärkung von kämpfe¬ 
rischen Positionen und Inhalten. 

Betriebsratswahlen 
inhaltlich vorbereiten 

Als Partei der Arbeiterklasse orien¬ 
tiert die DKP ihre Mitglieder im Be¬ 
trieb, die Interessen der Beschäftigten 
unter Berücksichtigung der Interessen 
der gesamten Klasse zu vertreten. Die 
DKP ruft auf, sich an den Wahlen zu 
beteiligen. Entweder als Kandidatin¬ 
nen und Kandidaten auf den Listen 
der Gewerkschaften, oder, wo Ge¬ 
werkschaften nicht vertreten sind, als 
Direktkandidatinnen und -kandidaten. 
In vielen Betrieben läuft bereits jetzt 
die Vorbereitung durch die betriebli¬ 
chen Gewerkschaftsgremien. Spätes¬ 
tens mit dem Ende der Sommerferi¬ 
en werden diese an Fahrt aufnehmen. 
Hier gilt es die Vorbereitung nicht nur 
formell abzusichern, sondern auch in¬ 
haltlich Einfluss zu nehmen. Dies kann 
über eine sachliche, kritische und soli¬ 
darische Bestandsaufnahme über die 
vergangene Amtszeit des Betriebsrates 
geschehen. Was wurde von den Vorha¬ 
ben erreicht, welche Schwierigkeiten, 
Erfolge und Misserfolge sind zu ver¬ 
zeichnen oder was sind die offenen 
Punkte und aktuellen Probleme? Wel¬ 
che Inhalte soll der Betriebsrat in den 
nächsten vier Jahren umsetzen? Über 
diese Fragestellungen gelangt die Dis¬ 
kussion schließlich dazu, wie dieser 
personell zu besetzen ist. Bei letzteren 
sind neben den inhaltlichen Fragen 


Beschäftigten nur eine Stimme haben, 
die sie einer Liste geben können. Eine 
Gewerkschaftsliste im Betrieb und 
ein gemeinsames Programm erleich¬ 
tert die Auseinandersetzung mit dem 
Unternehmen. Gegenüber der Kapi¬ 
talseite wird deutlich gemacht: Das ist 
der durch die Belegschaft gewählte Be¬ 
triebsrat und seine Position. Das ein¬ 
heitliche und geschlossene Auftreten 
der Gewerkschaft und des Betriebsra¬ 
tes ist daher anzustreben. 

In vielen Betrieben ist aber auch die 
Verhältniswahl aufgrund mehrerer Lis¬ 
ten üblich. Grundsätzlich orientieren 
wir da, wo in den Betrieben die Ver¬ 
hältniswahl besteht und die Gewerk¬ 
schaften über ihre Betriebsgruppen 
bzw. Vertrauenskörper Listen aufstel¬ 
len, darauf, auf diesen Listen zu kan¬ 
didieren. Das setzt in der Regel eine 
kontinuierliche gewerkschaftliche Mit¬ 
arbeit im Betrieb voraus. Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten ringen im 
Betrieb um eine konsequente klassen¬ 
orientierte Interessensvertretung in 
den Betriebsräten und nutzen die an¬ 
stehenden Betriebsratswahlen, um die 
Wahl von klassenbewussten Kollegin¬ 
nen und Kollegen zu unterstützen. Das 
ist aber keine kurzfristige von der ge¬ 
samten Gewerkschaftsarbeit los gelös¬ 
te Angelegenheit. Es geht im Ringen 
über ein höheres Klassenbewusstsein 
nicht darum voran zustürmen, sondern 
immer darauf zu achten, dass die Kol¬ 
leginnen und Kollegen dies nachvoll¬ 
ziehen können. Deshalb müssen Be¬ 
triebsratswahlen mit den politischen 
Themen verknüpft und politisiert 
werden; damit die Einheitsgewerk¬ 
schaften, die ihre Grundlage in der 
autonomen Klassenorganisation und 
im Selbstverständnis der Gegenmacht 
haben, gestärkt werden. Olaf Harms 
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Es wird an den Schulen keine Ruhe geben 


Zu den Ursachen der Lehrerstreiks 2013 • Erfahrungen einer Berliner Pädagogin 



2002 sagte ich zu meiner konservati¬ 
ven Konrektorin: „Der Senat will 250 
Millionen Personalmittel im Jahr 2003 
zusätzlich einsparen. Weiterhin sollen 
wir bis 2006 im Gegensatz zu anderen 
Bundesländern auf Gehaltserhöhun¬ 
gen verzichten, das Weihnachtsgeld 
wird drastisch gekürzt werden, das Ur¬ 
laubsgeld wegfallen und außerdem die 
Arbeitszeit auf 42 Stunden verlängert 
werden“. Sie antwortete: „Das können 
sie mit uns nicht machen. Das lässt sich 
niemand gefallen.“ 

Nicht alle Verschlechterungen trafen 
vollständig ein, aber ein großer Teil. Es 
wurde auch gestreikt. Leider machte 
meine Kollegin doch nicht mit. 
Tatsächlich hatte der gesamte öffentli¬ 
che Dienst in Berlin, auch die Lehrer, 
zwischen 2003 und 2009 einen Lohn¬ 
stillstand und liegt seitdem in der Ein¬ 
kommensentwicklung gegenüber an¬ 
deren Bundesländern zurück. 

Es ging schon damals um die Herstel¬ 
lung eines tariflosen Zustandes, die 
Abschaffung des Flächentarifvertra¬ 
ges und, mit der Föderalismusreform, 
um die Verlagerung der Kompetenzen 
für Besoldung, Laufbahnen und Ver¬ 
sorgung auf die Bundesländer. 

Jetzt, 2013, gibt es kein einziges Bun¬ 
desland mit einer tarifvertraglichen 
Regelung für die Bezahlung der ange- 
stellten Lehrer. Dies führt überall zu 
einer weiteren Absenkung der Gehäl¬ 
ter im Vergleich zu den Beamten. 

Seit Jahren gibt es erhebliches Grum- 
meln der angestellten Lehrer, die die 
Gleichstellung mit den beamteten Kol¬ 
legen fordern. Berlin verbeamtet seit 
2004 nicht mehr, mit Unterstützung 
der GEW, die ein einheitliches Dienst¬ 
recht für alle fordert. Inzwischen ist die 
Lage dieser Kollegen unhaltbar gewor¬ 
den, da sie ohne tarifvertragliche Ab¬ 
sicherung die gleiche Arbeit wie ihre 
verbeamteten Kollegen leisten müssen. 
Der Senat kann jederzeit Arbeitszeit 
und Bezahlung ändern. Wie es um die 
Finanzen der öffentlichen Hand steht, 
wissen wir alle. Die Angst der Kolle¬ 
gen ist berechtigt. Der Senat hob zwar 
zwischenzeitlich die Gehälter für Be¬ 
rufseinsteiger durch eine Zulage an, 
damit Lehrer nicht mehr in andere 
Bundesländer ab wandern, wo sie ver¬ 
beamtet werden, dann wiederkommen 
und hier Beamte bleiben. Doch diese, 
als Erfahrungsstufe 5 bezeichnet, führt 
dazu, dass die Angestellten in ihrer ge¬ 
samten Lebensarbeitszeit keine Erhö¬ 
hung mehr bekommen. Trotzdem er¬ 
halten sie insgesamt erheblich weniger 
Geld (ca. 400 Euro im Monat) als die 
Beamten. 

In Berlin sind von den 29 000 Leh¬ 
rern inzwischen 9 000 angestellt, und 
es werden in jedem Jahr bei der neu¬ 
en Einstellungsrunde ca. 1 000 mehr. 
Durch die Presse geisterten bei den 
Frühjahrswarnstreiks Gehaltszahlen 
für die angestellten Lehrer, die eine 
vergleichbare Bezahlung im Verhält¬ 
nis zu den Beamten suggerierten. So 
kam die Zahl 4 700 Euro Bruttogehalt 
ins Spiel. Dabei ist aber zu bedenken, 
dass dies Zahlen für das Gymnasium 
sind (Grundschulen schon zu Beginn 
500 Euro weniger), dass davon ein 
Drittel tarifvertraglich nicht gesichert 
ist und die Abgaben, die Angestellte 
im Verhältnis zu Beamten haben, im¬ 
mens hoch sind. Viele angestellte Leh¬ 
rer sind unter heutigen Unterrichtsbe¬ 
dingungen so überlastet, dass sie ohne 
ständig krank zu werden, nicht Vollzeit 
arbeiten können. Daher geht die zwei¬ 
te Forderung der Kollegen dahin, tarif¬ 
vertragliche Regelungen zu altersge¬ 
rechten Arbeitsbedingungen und Ge¬ 
sunderhaltung abzuschließen. 

Erzwingungsstreik 
an den Schulen? 

So steht die Lohnfrage allein nicht 
im Mittelpunkt der Streiks, sondern 
Gleichbehandlung, tarifliche Absiche¬ 
rung der Löhne und Arbeitsbedin¬ 
gungen. Bewegt der Senat sich nicht, 
kann dies zu einem Erzwingungsstreik 
an den Schulen führen, bis zur Errei¬ 
chung des Kampfziels. Der ver.di-Vor¬ 
sitzende Frank Bsirske stellte auf dem 


Gewerkschaftstag der GEW einen so¬ 
gar bundesweiten Erzwingungsstreik 
in Aussicht. 

Finanzsenator Nussbaum behauptet, 
Berlin dürfe keinen Tarifvertrag ab¬ 
schließen, da die Tarifgemeinschaft 
der Länder (TdL) zuständig sei, und 
riskiere den Ausschluss aus der TdL, 
wenn es verhandele. Die GEW klagte 
daraufhin und war erfolgreich. Das Ar¬ 
beitsgericht stellte fest, die Satzung der 
TdL stehe wegen der Tarifautonomie 
jedes Mitgliedslandes Tarifverhandlun¬ 
gen „nicht entgegen“. Die Tarifexpertin 
der GEW Ilse Schaad bestätigte, dass 
Berlin einen verhandelten Abschluss 
nur der TdL vorlegen und abstim¬ 
men lassen müsse. Der Senat ist also 
zuständig, das ficht ihn aber nicht an. 
Er bleibt bei seiner Weigerung an den 
Verhandlungstisch zu gehen. 

Eltern zunehmend 
verunsichert 

Gleichzeitig werden die Arbeitsbedin¬ 
gungen immer schwieriger. Die vielen 
Reformen führten zu Unruhe und 
Unzufriedenheit: Grundschulreform 
(Einschulung mit 5,6 Jahren; verläss¬ 
liche Halbtagsgrundschule VHG; of¬ 
fene und gebundene Ganztagsschule; 
Schulanfangsphase SAPH; jahrgangs- 
übergreifendes Lernen JÜL; Integra¬ 
tion und Inklusion behinderter Kin¬ 
der), die Reform der Sekundarstufe 
(Zusammenlegung von Haupt- und 
Realschulen zur Sekundarstufe I bei 
Beibehaltung der Gymnasien; Inte¬ 
gration und Inklusion behinderter 
Schüler), Reformen am Gymnasium 
(Elitenzüge und das Schnellläuferab¬ 
itur). Diese Reformen, von denen ich 
nur die strukturellen anführte, werden 
häufig gegen den Willen der Beteilig¬ 
ten durchgezogen und zeichnen sich 
immer durch mangelnde Finanzierung 
aus. Teilweise wurden sie aufgrund 
enormer Proteste wieder zurückgezo¬ 
gen, z. B. ist die SAPH jetzt nicht mehr 
verpflichtend. Es gibt wachsende Ar¬ 
beitsverdichtung für die Kollegen, wo¬ 
bei Erzieher, Schulhelfer, Sozialarbei¬ 
ter, Sekretärinnen, Hausmeister und 
die Vertreter freier Träger nicht ver¬ 
gessen werden sollen. Es gibt, nicht 
nur in den „Brennpunktschulen“, zu¬ 
nehmende Verhaltensauffälligkeiten 
bei den Schülern. Auch gutgemeinte 
Reformen (Abschaffung der Haupt¬ 
schule, Einführung von Ganztagsschu¬ 
len) werden kaputt gemacht. Diese 
Entwicklung führt zu immer größerer 
Verunsicherung bei den Eltern. Wer es 
sich irgendwie leisten kann, versucht 
sein Kind auf einer Privatschule anzu¬ 
melden. Daher nehmen diese zu und 


in den öffentlichen Schulen bleiben 
„die Armen“. Von Chancengleichheit 
keine Rede mehr. 

Früher saßen die Kollegen in den Pau¬ 
sen zusammen und tauschten sich aus. 
Heute kommt dort kaum einer an - 
wegen Kooperationsgesprächen mit 
Vertretern freier Träger, Konflikten mit 
und zwischen Schülern, Krankheitsver¬ 
tretungen. Der notwendige Austausch 
liegt jetzt in der Freizeit, in Gesprächen 
nach dem Unterricht. Es gibt außer¬ 
halb der Unterrichts Verpflichtung, die 
z.B. in der Grundschule ohne Vorbe- 
reitungs- und Nachbereitungszeit wö¬ 
chentlich bei 28 Pflichtstunden liegt, 


ständig mehr Konferenzen und Termi¬ 
ne, die verpflichtend sind. 

Der Senator für Schulwesen als obers¬ 
ter Dienstherr hat die Pflicht, seine Be¬ 
schäftigten zu schützen. Dieser kommt 
er immer weniger nach. 

Die Streiks der Angestellten begannen 
2013/14 sofort im August, da die Kolle¬ 
gen zu Recht sehr empört sind. 

Im Dezember 2012 begannen die von 
der Gewerkschaft aufgerufenen Warn¬ 
streiks und Demonstrationen und seit¬ 
dem gingen tausende Angestellte auf 
die Straße. Diesen Mai stand auf dem 
Molkenmarkt eine Woche lang ein 
Streik- und Aktionscamp. Zirka die 


Hälfte der angestellten Lehrer be¬ 
teiligte sich an den Streikaktionen. 
Seitens des Senats gab es keine Ant¬ 
wort - die jungen Lehrer wurden so¬ 
gar noch verarscht. Senatorin Scheeres 
und Finanzsenator Nußbaum kündig¬ 
ten im April „Maßnahmen zur Stei¬ 
gerung der Attraktivtät des Lehre¬ 
rinnenberufs“ an, die sich als erhebli¬ 
che Verschlechterungen entpuppten, 
z.B. durch zusätzliche Arbeitstage pro 
Schuljahr. Hier sind auch die Beam¬ 
ten betroffen. Von Tarifvertrag keine 
Rede, und ohne Abschluss einer tarif¬ 
vertraglichen Regelung kann der Se¬ 
nat weiterhin einseitig Arbeitszeit und 
Gehalt neu festlegen. Erste Erfolge 
gehen dahin, dass die Lehrer bei uns 
nicht mehr allein dastehen. Das Bei¬ 
spiel Berlins macht Schule. Seit den 
Streiks wurden sechs weitere Länder 
von der GEW zu Tarifverhandlungen 
aufgefordert. 

Weiterer Widerstand ist geplant und 
wir sollten diese Bewegung unterstüt¬ 
zen, damit unsere Kinder endlich in 
Ruhe lernen können und Gleichstel¬ 
lung aller in einem Betrieb erreicht 
wird. Natürlich muss auch an die Ein¬ 
beziehung der Erzieher und anderer 
Mitarbeiter gedacht werden, damit 
die Bewegung mächtig wird. Es kommt 
darauf an, die Forderungen der jungen 
Lehrer nach „gleichem Lohn für glei¬ 
che Arbeit“ mit Forderungen nach an¬ 
deren notwendigen Verbesserungen zu 
verbinden und eine gemeinsame Ab¬ 
wehrfront gegen die ständigen Angrif¬ 
fe auf die Lernbedingungen unserer 
Kinder zu bilden. Die Beamten nicht 
in die Streiks einzubeziehen halte ich 
für falsch. 

Nur im solidarischen gewerkschaftli¬ 
chen Miteinander über viele Schulen 
hinweg, im Bündnis mit Eltern und 
Schülern kann sich eine gesellschaft¬ 
liche Bewegung entwickeln, die auch 
über die Fragen einer gerechten Be¬ 
zahlung hinausgeht. Dann geht es um 
eine einheitliche Schule, um demokra¬ 
tische Inhalte im Unterricht und um 
gute Unterrichtsbedingungen für alle 
Beteiligten. Gisela Mann 


Schon fertig: 

Das neue Regierungsprogramm 


Na, wer sagt‘s denn. Frau Merkel und Herr Seehofer werden 
plötzlich zu „außerordentlich verlässlichen“ Partnern. Und 
höhere Steuern sind natürlich „kein Selbstzweck“. Schon 
der Parteiphilosoph Franz Müntefering empörte sich, es 
sei „unfair“, die SPD-Führung „an dem (zu) messen, was 
in Wahlkämpfen gesagt worden ist“. Und bekanntermaßen 
wusste der Hl. Franz aus Sündern: „Opposition ist Mist“. 
Eingedenk des dritten Hauptsatzes des SPD-Grundwerte- 
kanons: „Der Hauptfeind steht links“ (das Wort „Sozialde¬ 
mokraten“ fließt da mittlerweile nur noch sehr zäh aus der 
Feder), steuert nun die Partei-Spitze geradlinig und ziel¬ 
strebig auf das Bett der Kanzlerin zu. Alles andere wäre - 
so auch schon vor dem 22. September erkennbar - eine 
Riesenüberraschung. Derzeit ermangelt es dieser medial 
orchestrierten, von Unternehmens- wie Gewerkschafts¬ 
verbänden promoteten Harakiri-Aktion nur noch an der 
parteiinternen Zustimmung. Sobald diese talkshowmäßig 
hergestellt ist, werden sich alle inhaltlichen Differenzen, 
soweit es sie jemals gab, in der schwülen Luft schlichten 
Postengerangels aufgelöst haben. 

Denn um Inhalte muss sich weder das Willy-Brandt- noch 
das Konrad-Adenauer-Haus groß Gedanken machen. Das 
konnten schon in der Vergangenheit andere besser. Eben 
jene, die den Herren Schröder und Fischer bei ihrer Agenda- 
Politik so segensreich unter die Arme gegriffen hatten, damit 
bei der Herstellung von Zwangsarbeit, Hungerlöhnen, Zwei- 
Klassen-Medizin, Minirenten und Altersarmut keine Verwir¬ 
rung entstand. Da hatten die selbstlos-gemeinnützigen Vor¬ 
denker, beispielsweise der Bertelsmann-Stiftung („Grund¬ 
gütiges aus Gütersloh“, FAZ) schon mal etwas vorbereitet. 
Das ist heute natürlich auch nicht anders. Jetzt, wo es auch 
wieder andere Probleme gibt, als republikerschütternde 
Stinkefinger, Hals- oder Fahrradketten. In Europa sind ei¬ 
nige Rechnungen offen und auch in Deutschland ist, wie nun 
zu hören ist, sozialpolitisch deutlich Luft nach unten. Da hat 
es schon seinen Grund, warum die schwarze Wadenbeißer¬ 
fraktion das rosane Führungspersonal so freundlich-zähne¬ 
fletschend anschleimt. Die unangenehmen Wahrheiten nach 
der Wahl sollen doch bitte andere verkünden. 

Einer, der diese Aufgabe locker übernimmt (ist der Ruf erst 
ruiniert...) ist der Wolfgang Clement. Seit Schröders Super¬ 


minister zu eine Art Olaf Henkel der „Initiative Neue Sozia¬ 
le Marktwirtschaft“ (INSM) avanciert ist, dem Propaganda- 
Organ der Metall- und Elektro-Industrie also, kann er un¬ 
gehemmt das machen, was er offenbar am besten kann: Die 
Senkung des Sozial- und Lebensstandards fordern. 

Im Neusprech der INSM heißt das dann: „Chance 2020“ 
(„Agenda“ gilt leider als kontaminiert). Das 34-Seiten-Pa- 
pier darf durchaus als Generalangriff verstanden werden. 
Von den üblichen Steuerparolen: „Weniger ist gerechter“, 
„Staatsquote senken“, über die Lohndrückerei: „Kein Min¬ 
destlohn“, bis zum Bildungskommerz: „Qualität der Schul¬ 
bildung durch Marktanreize verbessern“, ist alles dabei. 
Natürlich fehlt auch nicht der Dauerbrenner Sozialversiche¬ 
rungen. Da sind die Marktradikalen auf den sozialpaterna- 
listischen Bismarck immer noch sauer. Darum: „Gesund¬ 
heitskosten von Arbeitskosten schrittweise entkoppeln“. 
Und dann dieser BlünTsche Irrweg Pflegeversicherung. 
Also: „Leistungen kürzen, kapitalgedeckte Eigenvorsorge 
stärken“. Und als Sahnehäubchen: „Renteneintritt an Le¬ 
benserwartung koppeln“. Und zwar pro Jahr gestiegenes Le¬ 
bensalter automatisch um acht Monate. Damit hofft man 
2050 dann endlich bei den angestrebten 70 Jahren, sogar 
plus vier Monaten, zu landen 

Dass es in der Europapolitik teuer werden wird, schwant 
auch den INSM-Leuten. Nachdem man in Eurozonien alles 
niederkonkurriert hat und die wehrlos gemachten Periphe¬ 
rie-Staaten unter den krisenbedingt explodierenden Schul¬ 
den wanken, ist das Struktur-Problem mit viel Kredit zuge¬ 
kleistert worden. Da der eingeschlagene Austeritätskurs die 
Lage zusätzlich verschärft, wird auch der Schuldendienst kri¬ 
tisch. Die Alternative dürfte sehr bald heißen: Zahlen oder 
Zusammenbrechen lassen. Die klare Antwort der Clement- 
Truppe: „Staaten müssen ihre Schulden selbst verantworten“ 
und: Die „Möglichkeit von Staatsinsolvenzen“ zulassen. Das 
wird man in Rest-Eurozonien erfreut zur Kenntnis nehmen. 
Ein echt „sozialdemokratisches“ Regierungsprogramm also. 
Fehlt nur noch jemand, der uns den Schröder macht. Der ist 
(aus INSM-Perspektive) bedauerlicherweise nicht in Sicht. 
Also muss es noch eine Weile im „Mutti“-Modus laufen, ein 
Steinbrück-Verschnitt wird sich ja wohl in der Baracke noch 
auftreiben lassen. Klaus Wagener 
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Gastkolumne von Ulla Jelpke 

Alte Reflexe, neue Ideen 


In die Suppe gespuckt 

Jubelfeier zum 3. Oktober in der „Protesthauptstadt“ Stuttgart 


Wieder einmal hat ein Schiffsunglück 
vor der Küste Lampedusas hunder¬ 
ten Flüchtlingen das Leben gekostet, 
und wieder einmal herrschen in der 
Politik die gleichen Reflexe. Bundes¬ 
innenminister Hans-Peter Friedrich 
forderte wie immer bei solchen Ge¬ 
legenheiten die schärfere Strafverfol¬ 
gung für „kriminelle Schleuser“. Kri¬ 
tik an der europäischen Grenzschut¬ 
zagentur FRONTEX wies er zurück. 
Der Vorwurf, Europa schotte sich ab, 
sei falsch. Die europäischen Grenz¬ 
schützer hätten seit Beginn des Jahres 
2012 fast 40 000 Menschen aus See¬ 
not gerettet. 

Doch diese Zahl zeigt nicht, wie ef¬ 
fektiv FRONTEX in der Seenotret¬ 
tung ist. Sie ist vielmehr ein Indiz für 
die verzweifelte Lage der Menschen, 
die versuchen in die EU zu gelan¬ 
gen. Denn zugleich steigt die Zahl 
derjenigen, die über den Seeweg in 
die EU gelangen, seit August ver¬ 
gangenen Jahres wieder deutlich an. 
Das liegt auch daran, dass die grie¬ 
chische Grenzpolizei die Landgren¬ 
ze zur Türkei mit meterhohen Sta¬ 
cheldrahtzäunen und zeitweise 3000 
Polizeibeamten abschottet. Berichte 
von Menschenrechtsorganisationen 
belegen, dass Asylsuchende auch 
rechtswidrig von Grenzschützern 
in die Türkei zurückgeschickt wer¬ 
den. Wer es dennoch auf griechi¬ 
schen Boden schafft, auf den warten 
Haftlager für „illegale“ Migranten, 
in denen sie bis zu 18 Monate lang 
festgehalten werden können. Die 
Zustände in diesen Lagern sind men¬ 
schenunwürdig. 

Auch in Italien gibt es eine entspre¬ 
chende Gesetzgebung, die eine In¬ 
haftierung „Illegaler“ von bis zu 18 
Monaten „zum Zweck der Identifi¬ 
zierung“ vorsieht. Nicht nur die ille¬ 
gale Einreise, auch die Beihilfe dazu 
ist strafbar. Das führt häufig dazu, 
dass Fischerboote sich weigern, in 
Seenot geratene Bootsflüchtlinge 
an Bord zu nehmen. In Italien sind 
diese Regelungen des nach den bei¬ 
den rechten Politikern Umberto Bos- 
si (Lega Nord) und Gianfranco Fini 
(Forza Italia) benannten Gesetzes 
von 2002 nach der Katastrophe vor 
Lampedusa in die Kritik geraten. In¬ 
tegrationsministerin Cecile Kyenge 
(Partito Democratico) forderte, den 
Straftatbestand der illegalen Einrei¬ 
se wieder abzuschaffen und kündigte 


Das Hans-Beimler-Zentrum in Augs¬ 
burg war am 5. Oktober Schauplatz 
eines Bildungsseminars der DKP zum 
Thema „Reform und Revolution“. 
Nach einer kurzen Anmoderation, 
in der Andreas Spector für die gast¬ 
gebende DKP Augsburg die rund 30 
Teilnehmer begrüßte, eröffnete der 
stellvertretende Parteivorsitzende 
Hans-Peter Brenner das Seminar mit 
einem Eingangsreferat, in dem er die 
aktuellen Aufgaben des Parteivorstan¬ 
des aufzeigte. 

Anschließend leitete unsere Genossin 
„Guggi“ aus Regensburg die Diskussi¬ 
onen mit einer Einführung zur „Frage 
von Reform und Revolution im Lichte 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse zu 
Strategie und Taktik“ ein. 

Nach der Mit¬ 
tagspause mit ei¬ 
nem mediterra¬ 
nen Nudelgericht 
und Quarkspei¬ 
se - zu Mensap¬ 
reisen für Studie¬ 
rende und andere 
Geringverdiener, 
zu Kantinenprei¬ 
sen für alle ande¬ 
ren - sprach Bren¬ 
ner dann über die 
„Transformation 
des Kapitalismus“. 

Es folgten zwei 
Arbeitsgruppen. 



die Verdreifachung der Kapazitäten 
in den Aufnahmezentren für Asylsu¬ 
chende an. 

Einen interessanten Vorschlag 
machte zugleich der italienische 
Regierungschef Enrico Letta (Par¬ 
tita Democratico). Er forderte die 
Einrichtung eines „humanitären 
Korridors“: Asylsuchende sollten 
in ihren Herkunftsländern Asyl bei 
den europäischen Auslandsvertre¬ 
tungen stellen können und nach 
Festsstellung eines entsprechen¬ 
den Schutzbedarfs sicher einreisen 
können. Dieser Vorschlag geht zu¬ 
mindest in die richtige Richtung. Er 
birgt allerdings die Gefahr, dass die 
Asylverfahren in die Transitstaaten 
der Flüchtlinge verlegt werden, und 
zugleich die Abwehr der illegalisier- 
ten Migration noch verstärkt wird. 
Richtig wäre deshalb, Asylsuchen¬ 
den ein Visum zur Einreise in die 
EU zu geben, damit sie hier in Si¬ 
cherheit ihr Asylverfahren betrei¬ 
ben können. Erst das würde den 
Schleusern das Handwerk legen 
und den Tod bei der Überfahrt in 
die EU verhindern. 

Es ist klar, dass Lettas Forderung oh¬ 
nehin innenpolitisch motiviert ist. Er 
spielt die europäische Karte, und än¬ 
dert gleichzeitig nichts an der restrik¬ 
tiven Politik gegenüber den Flüchtlin¬ 
gen. Doch ist der Vorschlag immerhin 
viel konkreter als alle sehr allgemein 
gehaltenen Forderungen nach „mehr 
europäischer Solidarität“, einer „neu¬ 
en europäischen Flüchtlingspolitik“ 
oder der Verbesserung der Lebensbe¬ 
dingungen in den Herkunftsländern 
der Flüchtlinge. Er zeigt die Rich¬ 
tung, wie die Forderung nach offenen 
Grenzen für Schutzsuchende umge¬ 
setzt werden könnte. 


Zum Thema „kommunistischer Kampf 
und Strategie“ wurde aus Platzgründen 
in einer befreundeten türkische Knei¬ 
pe auf der anderen Straßenseite disku¬ 
tiert, während im Hans-Beimler-Zent- 
rum „unser Verhältnis zu Bewegungen“ 
erörtert wurde. Die Arbeitsergebnisse 
wurden anschließend gemeinsam zu¬ 
sammengetragen. 

Die DKP Augsburg freut sich über die 
rege Beteiligung an dem Seminar, zu 
dem Genossinnen und Genossen aus 
Franken, Niederbayern, Oberbayern 
und Schwaben in die Brechtstadt ge¬ 
kommen waren. Besonders gefreut ha¬ 
ben wir uns, dass sich neben älteren 
Teilnehmern auch zahlreiche Mitglie¬ 
der der SDAJ eifrig an den Debatten 
beteiligten. Andreas Spector 


Durchaus geschickt gestaltete die herr¬ 
schende Klasse die Stuttgarter Innen¬ 
stadt als Party-Meile unter dem Motto 
„Zusammen einzigartig“. Mit reichhal¬ 
tigem kulinarischem und kulturellem 
Angebot präsentierten sich (nicht nur) 
die 16 Bundesländer von ihrer Schoko¬ 
ladenseite und zogen nach offiziellen 
Angaben fast eine halbe Million Be¬ 
sucherinnen an. Dabei wurden auch 
alternative Künstlerinnen wie „Max 
Herre und Friends“ (S 21-Kritiker) 
sowie die bekannte ehemalige DDR- 
Gruppe „City“ in das große „Bürger¬ 
fest“ einbezogen! 

Der grüne Landesvater Kretschmann 
(Ex-KBW und heute Rechtsaußen bei 
den Grünen) entblödete sich nicht, die 
„Wiedervereinigung“ als „absoluten 
Glücksfall der deutschen Geschichte“ zu 
charakterisieren. „23 Jahre nach der Wie¬ 
dervereinigung leben wir in einem Land, 
in dem Demokratie und Solidarität groß¬ 
geschrieben werden.“ Den Wahrheitsge¬ 
halt dieser Aussage Kretschmanns ha¬ 
ben viele Stuttgarterlnnen (nicht nur 


Wie bereits im vergangenen Jahr pro¬ 
testierte die nordrhein-westfälische 
Friedensbewegung am 3. Oktober 2013 
mit Kundgebungen und Demonstrati¬ 
on in Kalkar gegen die dortige Militä¬ 
reinrichtung. Aufgerufen hatte der Os¬ 
termarsch Ruhr. Im Juli 2013 wurde in 
Kalkar und im benachbarten Uedem 
das Zentrum Luftoperationen eröffnet. 
Die Bundeswehr betreibt dort gemein¬ 
sam mit zivilen Behörden Luft- und 
Weltraumüberwachung. An Gefechts¬ 
ständen werden Luftoperationen ge¬ 
plant und durchgeführt. 

Ebenfalls hier stationiert ist das CAOC 
Uedem (Combined Air Operation Cen¬ 
ter) das Luftoperationen der NATO 
plant und durchführt. Der DGB Region 
Niederrhein unterstützte die Demonstra¬ 
tion mit einer Grußadresse und forderte 
zivile Produktion statt Rüstungsexporten. 
Die Bundestagsabgeordnete Sevim Dag- 
delen, wies in einer eindrucksvollen Rede 
die Rolle der Militäreinrichtung Kalkar 
für die aktuelle und die zukünftigen Krie¬ 
ge der NATO und der Bundeswehr nach. 
Vor der Seydlitz Kaserne sprach Uli San¬ 
der, Bundessprecher der VVN-BdA, dem 
im Juli, anlässlich eines gemeinsamen Be¬ 
suchs mit der Abgeordneten Inge Höger 
dort, trotz vorheriger Einladung, der Zu¬ 
gang zur Kaserne verwehrt wurde. Sander 
sagte vor der von-Seydlitz-Kaserne auf 
der Protestkundgebung gegen das welt¬ 
weit agierende NATO-Luftkommando, 
dass diese Kundgebung Teil eines „etwas 
anderen nationalen Feiertags“ sei. „Im¬ 
mer hat man uns die Wiedervereinigung 
als,Einheit in Frieden und Freiheit* ange¬ 
kündigt. Was wir erhielten ist: Deutsche 
Kriege infolge des NATO-Regimes und 
weniger Freiheit infolge des wuchernden 
Überwachungsstaates.“ Heftige Vorwürfe 
machte Sander den Landespolitikern in 
NRW. Sie ließen eine Militariserung un¬ 
geahnten Ausmaßes in NRW zu, ohne die 
Interessen der Bevölkerung zu berück¬ 
sichtigen. 


S-21-Gegnerlnnen) am eigenen Leib 
erleben dürfen (z.B. am „schwarzen 
Donnerstag“, dem 30.9.2010). Die „ein¬ 
zigartige Entwicklung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland“ habe „Vorbildcha¬ 
rakter weit über ihre Grenzen hinaus“, 
so Kretschmann weiter. 

Einigkeit, Recht, Freiheit? 

Die Protestbewegung spuckte in viel¬ 
fältiger Form in diese Suppe der Herr¬ 
schenden: 

Am Vorabend bereits wurde die Aus¬ 
stellung „Die heile Welt der Diktatur? 
Herrschaft und Alltag in der DDR“ 
im Jugendhaus Mitte von Unbekann¬ 
ten „verschönert“. Am Vormittag des 
3. Oktober führten mehrere hundert 
S-21-Gegnerlnnen eine symbolische 
lautstarke und vielbeachtete Blockade 
vor dem offiziellen Ort des Festakts mit 
Merkel und Gauck durch. Dort forder¬ 
te übrigens unser pastoraler Bundes¬ 
präsident mit salbungsvollen Worten 
eine „stärkere Verantwortung Deutsch¬ 
lands in der Welt“, was nichts anderes 


Auch Martin Hantke, Mitglied im 
Kreisvorstand der Bochumer Partei 
„Die Linke“ sprach auf der Kundge¬ 
bung: „Es ist unerträglich, dass mitten 
in NRW Krieg nicht nur geplant, son¬ 
dern von hier aus auch durchgeführt 
werden kann und soll. Mit Standorten 
wie Kalkar/Uedem, Geilenkirchen, wo 


bedeutet, als dass der deutsche Impe¬ 
rialismus noch frecher und ungehemm¬ 
ter in der Welt auftreten solle! Über das 
gesamte Festgelände in der Stuttgarter 
Innenstadt verteilten sich unüberseh¬ 
bar ca. 500 S-21-Gegnerlnnen mit ih¬ 
ren Fahnen mit durchgestrichenem S- 
21-Symbol. 

Krieg, Krise, Kapitalismus! 

Am Nachmittag formierte sich die 
Protest-Demonstration eines antika¬ 
pitalistischen Bündnisses unter dem 
Motto „Ihre Einheit heißt Krise, Krieg 
und Armut“ mit ca. 600-700 Teilneh¬ 
merinnen. Die DKP bildete zusammen 
mit der SDAJ einen gut sicht- und hör¬ 
baren Block mit Fahnen und Transpa¬ 
renten. Verteilt wurde ein Flyer mit der 
Kinderhymne von Brecht, was als gu¬ 
ter Beitrag gegen platte antinationale 
Stimmungen angesehen wurde. 

Auf dem DKP-Transparent konnte 
man lesen „Unser Ziel bleibt sozialis¬ 
tisch, weil der Kapitalismus Mist isch!“ 
Konni Lopau, Stuttgart 


AWACS-Flugzeuge stationiert sind, 
Köln, wo die Bundeswehr wichtige 
Einrichtungen der Luftwaffe unterhält 
und Nörvenich, wo Eurofighter statio¬ 
niert sind, ist das Rheinland eine zent¬ 
rale Region für Kriegsmaschinerie der 
Bundeswehr und NATO.“ 



Kalkar als Luftkriegszentrum 

Aus der Rede von Sevim Dagdelen 

Die modernen Kriege werden in der Luft geführt. Deshalb ist der Standort Kalkar/Uedem und 
auch das genannte „Kompetenzzentrum“ für die strategische Entwicklung der Kriegsfüh¬ 
rung der NATO von enormen Gewicht. Und deshalb gehört der Standort sofort geschlossen! 
Die Bedeutung des „Kompetenzzentrums (JAPCC)“ und der Luft-Streitkräfte der NATO 
für die Kriegsführung ist auch daran ablesbar, dass der ehemalige Direktor des „Kompe¬ 
tenzzentrums“ in den Jahren 2012-2013 General Philip M. Breedlove nun zum Alliierten 
Oberbefehlshaber des Bündnisses für Operationen (Supreme Allied Commander Europe 
-SACEUR) aufgestiegen ist. 

In einem Interview für die Postille des Kompetenzzentrums sagte Breedlove: „Gegenwär¬ 
tig und aus einer politischen Perspektive, sind Bodentruppen nicht die bevorzugte Option 
zur Leitung bewaffneter Konflikte. Die öffentliche Meinung ist weniger gewillt Operationen 
zu akzeptieren, welche die Entsendung tausender Truppen für längere Perioden vorsehen. 
Luftwaffe kann daher als probates Mittel betrachtet werden, um auf zukünftige Entwick¬ 
lungen zu reagieren (...)“ 


Reform und Revolution in Augsburg 



Protestblock von DKP und SDAJ bei der Jubelfeier in Stuttgart 

Der andere 3. Oktober 

Protest gegen das erweiterte NATO-Luftkommando in Kalkar 


Foto: jochen vogler- r-mediabase.eu 
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unsere zeit 


Innenpolitik 


Gegen Neofaschismus, 
Geschichtsfälschung und Kriegsgefahr 

Internationale Föderation der Widerstandskämpfer (FIR) berät die Aufgaben der 

kommenden Jahre 


A nfang Oktober tagte in der bul¬ 
garischen Hauptstadt Sofia der 
XVI. ordentliche Kongress der 
FIR. Delegierte aus allen Teilen Euro¬ 
pas, von Portugal bis Russland, von Dä¬ 
nemark bis Griechenland zogen eine 
Bilanz der erfolgreichen Arbeit der 
vergangenen drei Jahre und beschlos¬ 
sen Schwerpunkte der zukünftigen Tä¬ 
tigkeit. 

Höhepunkte waren z.B. die Festver¬ 
anstaltung zum 60. Gründungsjubilä¬ 
um im Juli 2011 im Alten Rathaus von 
Wien sowie die Verleihung des Michel- 
Vanderborght-Preises im Festsaal des 
belgischen Parlaments 2013. Von gro¬ 
ßer Bedeutung war das Internationa¬ 
le Jugendtreffen „Der Zug der Tau¬ 
send“ im Mai 2012 in der Gedenkstätte 
Auschwitz (gemeinsam mit dem Insti¬ 
tut des Veterans und der Auschwitz- 
Stiftung). Zwei wichtige Beiträge zur 
Geschichtsarbeit waren die Heraus¬ 
gabe der „Landkarte der nazistischen 
Konzentrationslager und Haftstätten in 
Mitteleuropa“ und die Eröffnung der 
Ausstellung „Antifaschistischer Wider¬ 
standskampf in Europa“ im Sommer 
2013 im Europaparlament in Brüssel. 
Beide Projekte konnten ebenfalls mit 
dem Institut des Veterans realisiert 
werden. 

Die Ansprachen von Delegierten und 
Gästen zeigten, dass die FIR insbe¬ 
sondere durch die Aktivitäten ihrer 
Mitgliedsverbände und deren leben- 



Die FIR: 


auch im siebten Jahrzehnt 
ihres Bestehens eine aktive und 
notwendige internationale 
Dachorganisation der 
Veteranenverbände und 
antifaschistischer Strukturen 


digen Kontakten untereinander lebt. 
Dies wurde auch bei Treffen von Lei¬ 
tungsmitgliedern der FIR mit Verbän¬ 
den in verschiedenen Teilen der Welt 
sichtbar. 


Welche hohe Wertschätzung die Orga¬ 
nisation in diesem Rahmen besitzt, zei¬ 
gen Begegnungen des FIR-Präsidenten 
mit den Präsidenten der Republik Zy¬ 
pern, der Tschechischen Republik oder 
auch mit politischen Repräsentanten 
anderer Staaten. Schreiben und Gruß¬ 
worte befreundeter Organisationen ga¬ 
ben davon einen Eindruck. Der Vorsit¬ 
zende der Sozialistischen Fraktion im 
Europaparlament und Parlamentsprä¬ 
sident der Bulgarischen Nationalver¬ 
sammlung, Sergei Stanishev, übermit¬ 
telte eine ausführliche Grußbotschaft, 
in der er die Bedeutung der FIR un¬ 
terstrich. 

Neofaschismus und Rassismus sind 
für alle Mitgliedsverbände der FIR 
eine große Herausforderung. Vilmos 
Hanti (Ungarn), Präsident der FIR, 
wurde bereits mehrfach Ziel von An¬ 
griffen der extremen Rechten. Der 
Kongress forderte daher von der un¬ 
garischen Regierung, die Verfolgung 
der Täter mit größerem Nachdruck zu 
betreiben. In Griechenland zeigt sich 
die mörderische Dimension des Neo¬ 
faschismus. 

Die Delegierten schlugen dazu inter¬ 
nationale antifaschistische Initiativen 
vor. Gegen offene Geschichtsrevision 
und die Rehabilitierung der SS in den 
baltischen Republiken will die FIR ge¬ 
meinsam mit antifaschistischen Kräften 
der Region im Frühjahr 2014 vor Ort 
demonstrieren. 


Nie wieder Faschismus, nie wieder 
Krieg! - das ist auch heute Verpflich¬ 
tung für die FIR. Daher rief sie alle 
friedliebenden Kräfte auf, einen dro¬ 
henden amerikanischen Militärschlag 
gegen Syrien zu verhindern und sich für 
eine nichtmilitärische Lösung des Kon¬ 
flikts einzusetzen. 

Bemerkenswert ist, dass bei diesem 
Kongress zwei Verbände zur aktiven 
Mitarbeit in die FIR zurückgekehrt 
sind, der tschechische Verband der 
Freiheitskämpfer und die italienische 
ANPI. Damit setzt sich die Tendenz der 
letzten Jahre fort, dass die FIR auch im 
siebten Jahrzehnt ihres Bestehens als 
aktive und notwendige internationale 
Dachorganisation ehemaliger Vetera¬ 
nenverbände und heutiger antifaschis¬ 
tischer Strukturen gesehen wird. Dazu 
wird das mit großer Einmütigkeit ge¬ 
wählte neue Leitungsgremium seinen 
Beitrag leisten. 

Zum Abschluss des Kongresses organi¬ 
sierte die Bulgarische Antifaschistische 
Union eine Exkursion durch Sofia, un¬ 
ter anderem zum Grab und Geburts¬ 
haus von Georgi Dimitroff. Für die 
Delegierten des FIR-Kongresses war 
es ein Anliegen, diesen großen Anti¬ 
faschisten, dessen Auftreten vor dem 
Leipziger Reichstagsbrandprozess und 
auf dem VII. Weltkongress der Kom¬ 
munistischen Internationale unverges¬ 
sen ist, gemeinsam zu ehren. 

Ulrich Schneider 


„Hellersdorf hilft“ 

Solidaritätskette für Flüchtlinge in Berlin 


Sachspenden, verpackt in rund 60 Kis¬ 
ten, sowie Spiel- und Sportgerät brach¬ 
te 5. Oktober eine ausgebreitete „Soli¬ 
daritätskette für Flüchtlinge“ direkt zu 
rund 180 Refugees in die Unterkunft 
an der Carola-Neher-Straße von Ber- 
lin-Hellersdorf. Dazu gehörte auch ein 
Karton mit 22 800 online gesammelten 
Unterstützerunterschriften der über¬ 
parteilichen Initiative „Hellersdorf 
hilft“. Für die sehr kurzfristige Beteili¬ 
gungsaktion der 260 weiterreichenden 
Hände - durch den U-Bahnhof Cott- 
buser Platz hindurch bis auf den Hof 
des lange leerstehenden Schulgebäu¬ 
des - dankten viele Flüchtlingsfamilien 
mit langem Beifall. Über 180 Menschen 
sind seit Mitte August in die vom Senat 
angewiesene Notunterkunft mit derzeit 
kaum funktionierender Heizung einge¬ 
zogen. Sie kommen aus Tschetscheni¬ 
en, Syrien und Pakistan, aus Vietnam, 
Bosnien und Afghanistan. 

Aus Fenstern oder auf der Straße vor 
der unmittelbar angrenzenden Woh¬ 
nungsgenossenschaft Wuhletal eG war 
indes kein Notiz nehmender Anwoh¬ 
ner zu sehen. Eine stramm rechts ge¬ 
führte „Bürgerinitiative“ macht seit der 
Einrichtung der Notunterkunft vor ei¬ 
nem Vierteljahr permanent und wirk¬ 
sam Stimmung. Aktivisten gehören der 


Nach einer regelrechten 
Belagerung des Stadtteils mit 
rechten Wahlkundgebungen 
und direkten 

Haustürgesprächen erzielte die 
NPD bei der Bundestagswahl - 
zumindest rund um die 
Flüchtlingsunterkunft - 
zweistellige Ergebnisse. 


NPD und ihrem Umfeld an. Mit teils 
stiller, teils tätiger Zustimmung willi¬ 
ger Nachbarn dehnte sie ihre öffent¬ 
liche Einbeziehungsstrategie von an¬ 
fangs negierenden Parolen auf eine 
Vielzahl von handfesten Provokatio¬ 
nen aus. Nach einer regelrechten Bela¬ 
gerung des Stadtteils mit rechten Wahl¬ 
kundgebungen und direkten Haustür¬ 
gesprächen erzielte die NPD bei der 


Bundestagswahl - zumindest rund um 
die Flüchtlingsunterkunft - zweistellige 
Ergebnisse. 

„Die Helferinnen und Helfer haben ge¬ 
meinschaftlich ein Zeichen gesetzt, das 
über die Grenzen des Bezirks hinaus¬ 
geht“, sagte Stephan Jung von der Will¬ 
kommens-Initiative „Hellersdorf hilft“. 
„Sie bewiesen eine Vorbildrolle und er¬ 
mutigen Menschen auch anderenorts, 
sich für Menschen in Not einzusetzen.“ 
So hätten sich unterdessen auch in 
Berlin-Moabit Bewohner zur Intiative 
„Moabit hilft“ zusammengefunden, um 
später Flüchtlinge in der neu geplanten 
Unterkunft eines ehemaligen Vermes¬ 


sungsamtes zu unterstützen. „Flüchtlin¬ 
ge sind aber keine Opfer - die Sammel¬ 
lager müssen weg!“ bekundete dagegen 
im Internet ein Flüchtling. So sehen das 
auch die Bewohner des unmittelbar von 
Zwangsauflösung bedrohten Refugee- 
Protestcamps am Kreuzberger Orani¬ 
enplatz, die sich seit Monaten für men¬ 
schenwürdige Wohnungsunterbringun¬ 
gen, für Arbeitsmöglichkeiten und für 
die Aufhebung der Residenzpflicht ein- 
setzen. Der Senat beteiligt sich inzwi¬ 
schen an der Suche nach einem warmen 
Zwischenquartier für die in Berlin zu¬ 
sammengekommenen Protestmarsch- 
Flüchtlinge. Zugleich ließ CDU-Sozi- 


alsenator Czaja aber verlauten, dass 
sie in absehbarer Zeit wieder zurück in 
ihre „Residenz“-Städte müssten. Laut 
Asylgesetz besäßen sie hier keinen An¬ 
spruch auf Unterbringung und andere 
Leistung. Zu den bereits bestehenden 
32 Flüchtlingsunterkünften in Berlin 
mit bisher mehr als 6 400 „Asylbewer¬ 
bern“ sollen bis Jahresende zwei weite¬ 
re Einrichtungen aufnahmebereit sein. 

Gemeinsam für eine anti¬ 
rassistische Gesellschaft 

Wegen der Konflikte um die Asylsu¬ 
chenden in der Carola-Neher-Straße 
demonstrierten am sogenannten „Tag 


der deutschen Einheit“ etwa 1 500 
Menschen und Flüchtlinge „Gemein¬ 
sam für eine solidarische Gesellschaft - 
Gegen Rassismus“ durch angrenzende 
Hellersdorfer Wohngebiete. Provokativ 
am Rande der Demonstration zeigten 
sich immer wieder Personen aus dem 
Umfeld der rassistischen „Bürgeriniti¬ 
ative Marzahn-Hellersdorf“. Sie hatten 
zuvor eine Drohkulisse angekündigt. 
Demnach sollten Demonstranten aus 
Wohnungen heraus fotografiert und auf 
der Webseite der „Bürgerini“ namhaft 
gemacht werden. Neben Refugees und 
Unterstützern aus ganz Berlin und dem 
Umland nahmen vor allem Hellersdor¬ 


fer Aktivisten und Anwohner an der 
Demonstration teil und drückten so 
ihre Solidarität mit den Geflüchteten 
aus. „Wir haben aufgezeigt, dass wir 
unseren Bezirk gegen Nazis, Rassisten 
und obskure Bürgerinitiativen’ vertei¬ 
digen können und wollen und uns je¬ 
der Hetze in den Weg stellen werden“ 
erklärte ein Sprecher des antirassisti¬ 
schen Bündnisses, das auch der „Initi¬ 
ative gegen Duisburger Zustände“ das 
Wort gab. Nicht akzeptabel war das 
Verhalten der Berliner Polizei mit neun 
Gewahrsamnahmen. Unbegründete 
Repressionen von Beginn an münde¬ 
ten in einem brutalen Fahrzeugeinsatz 
bei der Abschlusskundgebung - mitten 
hinein in eine Menschenmenge vor der 
Hochschule „Alice Salomon“. Es wurde 
Anzeige erstattet. 

Der eigene Redebeitrag der Studieren¬ 
denvertretung an der sich öffnenden 
Hochschule für soziale Berufe „Alice 
Salomon“, wie die Flüchtlinge speziell 
unterstützt werden sollen, ging dadurch 
beinahe verloren. Sozialarbeit ändert 
nichts an den Fehlern des Systems, war 
die Quintessenz ihrer mehr als zwei¬ 
jährigen Diskussion zum Themen¬ 
kreis Sozialarbeit - Asyl - Rassismus 
und der aktuellen Solidaritätsdebat¬ 
te. Der anstehende 5. Hochschultag in 
Hellersdorf mit Projektemarkt ist der 
Gewaltprävention gewidmet. Zu den 
eigenen Angeboten, um die Zuflucht 
von Gewaltbedrohten so normal wie 
möglich zu gestalten, gehören ab Ok¬ 
tober deutsch-/englischsprachige Semi¬ 
nare zum Thema in der Flüchtlingsun¬ 
terkunft an der Carola-Neher-Straße. 
Hier können sich Asylsuchende in ei¬ 
nem baulich umgerüsteten Unterrichts¬ 
raum unmittelbar beteiligen. An ihrem 
eigenen, nicht weit entfernten Standort 
Alice-Salomon-Platz bietet ihnen die 
Hochschule zudem kostenfrei Deutsch- 
Kurse und eine erleichterte Verbin¬ 
dung zu ihren Angehörigen über die 
selbstverständliche Mitnutzung ihres 
Computerzentrums an. Auch die hoch- 
schuleigene Kinderbetreuung und die 
Hochschulbibliotheksbestände stehen 
den Flüchtlingen kostenfrei offen. 

Hilmar Franz 



Unter Beifall der Flüchtlingsfamilien wurden die Kisten in der „Solidaritätskette 
für Flüchtlinge“ weitergereicht. 
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Erstes Treffen des Frauen¬ 
arbeitskreises der DKP 

Am 3. Oktober hat sich zum ersten 
Mal der neue zentrale Frauenarbeits¬ 
kreis unserer Partei getroffen. Enga¬ 
giert und konstruktiv wurde die Frau¬ 
enpolitik in der DKP unter die Lupe 
genommen und ein erstes Konzept zur 
Intensivierung der Arbeit erstellt. Ne¬ 
ben der Bedeutung von Bildungsar¬ 
beit mit unseren Klassikern ergab sich 
bereits im ersten Gespräch eine Fülle 
von Themen, die bei weiteren Treffen 
behandelt werden sollen. Für das Jahr 
2014 wurde ein Wochenendseminar an¬ 
visiert. Ein regelmäßiger Austausch von 
Informationen, Artikeln und Referaten 
per E-Mail soll die Arbeit unterstützen. 
Schwerpunkt des ersten Treffens waren 
Überlegungen zum Angebot für Frau¬ 
en beim UZ Pressefest. Auch hier wur¬ 
den Vorschläge für ein interessantes 
und spannendes Programm gemacht, 
auf das man sich jetzt schon freuen 
kann. Der Frauen AK will sich mindes¬ 
tens vierteljährlich treffen, das nächste 
Treffen findet am 18. Januar statt. 

DKP-Seminar in Oberfranken 

Ein sehr gut besuchtes Tagessemi¬ 
nar zum Thema „Das Programm und 
die Antworten der DKP auf die Kri¬ 
se“ führte die DKP Kreisorganisation 
Oberfranken in Hof durch. Referent 
war Heinz Stehr, langjähriger Vorsit¬ 
zender der DKP, der eingangs eine 
Einschätzung der Bundestagswahlen 
vornahm. Anwesenden Gästen aus der 
Partei „Die Linke“ wurden Glückwün¬ 
sche zum Wiedereinzug in den Bundes¬ 
tag ausgesprochen. Im ersten Teil des 
Seminars stellte Heinz Stehr die Ent¬ 
wicklung kommunistischer Parteipro¬ 
gramme ab dem Programmentwurf der 
KPD von vor 1968 und anschließend 
die Programmentwicklung der DKP 
vor. Angesprochen und diskutiert wur¬ 
den Fragen der antimonopolistischen 
Demokratie und der Theorie des Sta- 
mokap. Manche Fehleinschätzungen 
der DKP, wie sie in den Thesen des 
Hamburger Parteitages zur AKW- und 
Ökologie-Frage und zu den Grünen ge¬ 
troffen wurden, waren ebenfalls Gegen¬ 
stand des Referates und der Diskussion. 
Im zweiten Teil des Seminars ging es um 
die Periode nach 1989/90. Hier stand im 
Vordergrund, die Existenz der DKP zu 
sichern und die Erarbeitung program¬ 
matischer Grundlagen unter völlig ver¬ 
änderten Bedingungen zu leisten. Die 
Hauptaussagen des Parteiprogramms 
von 2006 wurden mit den „Antworten 
der DKP auf die Krise“ verglichen und 
in zentralen Fragen durchaus unter¬ 
schiedliche Positionen festgestellt. So 
seien Differenzen erkennbar bei der 
Einschätzung der gegenwärtigen Krise 
als umfassende „große Krise“, die sich 
nicht auf eine bloße Überakkumula- 
tions- oder Überproduktionskrise re¬ 
duzieren ließe. In der Haltung zu den 
Gewerkschaften gibt es abweichende 
Positionen in den beiden Dokumenten, 
ebenso wie in der Frage des Charakters 
einer kommunistischen Partei. 

Die Diskussion verlief sachlich und 
solidarisch. Vor allem jüngere Gäste, 
die der DKP nicht angehörten, waren 
vom Verlauf des Seminars positiv über¬ 
rascht. Entscheidenden Anteil am ge¬ 
lungenen Verlauf hatte Heinz Stehr als 
Referent. Seine umfangreichen Kennt¬ 
nisse und seine Art die dargestellten 
Positionen mit Quellen und Dokumen¬ 
ten zu belegen, waren für alle beeindru¬ 
ckend. Die Anregung, weitere Semina¬ 
re zu programmatischen Grundfragen 
durchzuführen, wurde von den Teilneh¬ 
mern begrüßt. Randolph Oechslein 

Bückeberg als Gedenkstätte? 

Die Stiftung niedersächsische Gedenk¬ 
stätten plädiert dafür, den „Bückeberg“ 
bei Hameln als Denkmal aus der NS- 
Zeit für Besucher zu erschließen. 
Der Berg war von 1933 bis 1937 der 
Schauplatz der nationalsozialistischen 
„Reichserntedankfeste“. Dass sich der 
Bückeberg zu einem Wallfahrtsort für 
Neonazis entwickeln könnte, hält man 
für ausgeschlossen. Der Berg gebe 
nichts her, was Rechtsextreme ver¬ 
ehren könnten. Und das, obwohl die 
„Reichserntedankfeste“ als die dritt¬ 
größte Propaganda-Veranstaltung der 
Nazis nach den Feiern zum 1. Mai und 
den Reichsparteitagen galten. 













6 Freitag, 11. Oktober 2013 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Mehr Geld für Banken 

Griechenland soll nach Einschätzung 
des Deutschen Instituts für Wirt¬ 
schaftsforschung weit mehr als zehn 
Milliarden Euro zusätzliche Hilfen in 
den nächsten Jahren benötigen, um 
seine Schulden bei diversen Banken 
zu begleichen. 

Budgetstreit ohne Ende 

Im Haushaltsstreit in den USA 
herrscht weiter ein Patt zwischen Prä¬ 
sident Obama und den Republikanern 
im Kongress. Während am Montag die 
Einschränkungen in der Bundesver¬ 
waltung in die zweite Woche gingen, 
warnte das Weiße Haus erneut vor ei¬ 
ner Zahlungsunfähigkeit der weltgröß¬ 
ten Volkswirtschaft. 

Sarkozy entgeht Prozess 

Ex-Präsident Nicolas Sarkozy entgeht 
im Zusammenhang mit dem Vorwurf 
illegaler Wahlkampffinanzierung in 
der sogenannten Bettencourt-Affäre 
einem Prozess. Die Untersuchungs¬ 
richter in Bordeaux ließen die Vor¬ 
würfe gegen Sarkozy fallen, wie am 
Montag averlautete. Für Sarkozy, der 
mit einem politischen Comeback bei 
den Präsidentschaftswahlen 2017 lieb¬ 
äugelt, ist das ein wichtiger juristischer 
Erfolg. Gegen ihn war am 21. März ein 
formelles Ermittlungsverfahren einge¬ 
leitet worden. Ihm wurde vorgeworfen, 
der LOreal-Milliardärin Liliane Bet¬ 
tencourt für seinen Präsidentschafts¬ 
wahlkampf 2007 illegale Spenden aus 
der Tasche gezogen zu haben. 

Die Rolle der Kommunisten 
Treffen kommunistischer und 
Arbeiterparteien in Brüssel 

Am 30. September fand im Gebäude des 
EU-Parlaments in Brüssel ein Treffen 
europäischer kommunistischer und Ar¬ 
beiterparteien statt. 32 Parteien hatten 
Delegierte entsandt, die unter dem et¬ 
was unhandlichen Motto „Die Rolle der 
kommunistischen und Arbeiterparteien 
bei der Stärkung der Kämpfe der Arbei¬ 
terklasse und anderer Schichten des Vol¬ 
kes gegen die EU und die Strategie des 
Kapitals - für den Ausweg aus der kapi¬ 
talistischen Krise, den Sturz des Kapita¬ 
lismus, Sozialismus“ stand. Sie debattier¬ 
ten, tauschten Erfahrungen und Stand¬ 
punkte aus, und loteten Möglichkeiten 
zur Koordinierung ihrer Arbeit aus. 

Der Generalsekretär der Griechischen 
Kommunistischen Partei (KKE), die das 
Treffen initiiert hatte, Dimitris Kout- 
soumbas, hob in seinem einleitenden 
Beitrag hervor, wofür der Ausbruch der 
kapitalistischen Krise vor fünf Jahren der 
Startschuss war: brutale Angriffe auf die 
Lebensbedingungen und Rechte der ar¬ 
beitenden Menschen und besonders der 
Erwerbslosen in ganz Europa. Die Eu¬ 
ropäische Union sei nicht zu einem de¬ 
mokratischen Gebilde gleichberechtigter 
Staaten und Völker reformierbar. Auf so¬ 
zialdemokratische Kräfte sei in den kom¬ 
menden Kämpfen nicht zu zählen, sie se¬ 
gelten „unter falscher Flagge“. 

Die Vertreterin der Portugiesischen 
Kommunistischen Partei wies auf Unter¬ 
schiede der Situation in den einzelnen 
Ländern hin und darauf, dass sich diese 
Unterschiede wie auch unterschiedliche 
Analysen in den programmatischen Do¬ 
kumenten der Parteien widerspiegeln. 
Die Zusammenarbeit auf der Basis ei¬ 
ner gemeinsamen Klassenlage müsse 
diese Unterschiede berücksichtigen. Sie 
plädierte dafür, den parlamentarischen 
Kampf auf EU-Ebene im Rahmen der 
Fraktion „Vereinigte Europäische Lin¬ 
ke/Nordische Grüne Linke“ zu führen. 
In diesem Rahmen bewegten sich die 
Statements der Parteien, in denen im¬ 
mer wieder auch die Gefahr faschisti¬ 
scher Entwicklungen thematisiert wur¬ 
de, ebenso wie die Notwendigkeit der 
Entwicklung von Massenbewusstsein. 
Der Vertreter der DKP knüpfte an diese 
Frage an, indem er aus Meinungsumfra¬ 
gen zitierte, nach denen fast die Hälfte 
der Befragten den Kapitalismus als nicht 
mehr zeitgemäß betrachten. Nur acht 
Tage zuvor hatten aber die Wählerinnen 
und Wähler in Deutschland die Parteien, 
die dieses System tragen, mit übergro¬ 
ßer Mehrheit bestätigt. Der Beschluss 
des DKP-Parteivorstandes, sich an den 
EU-Wahlen im kommenden Jahr zu be¬ 
teiligen, wurde beifällig aufgenommen. 

M.I. 


Berlusconi endlich am Ende? 

Seine Partei ist gespalten und er steht vor der Wahl zwischen Hausarrest und Sozialarbeit 


D as politische Ende des 2011 als 
Regierungschef entmachteten 
reichsten Kapitalisten Italiens, 
Silvio Berlusconi, scheint nun auch für 
ihn als eigentlichem Machthaben sei¬ 
ner Partei Volk der Freiheit (PdL) zu 
kommen. Nachdem sein Versuch, die 
Regierung unter Enrico Letta von der 
Demokratischen Partei (PD) zu stür¬ 
zen, am Widerstand in der PdL ge¬ 
scheitert ist, musste der Ex-Premier 
eine weitere Schlappe einstecken. Der 
Immunitätsausschuss des Senats emp¬ 
fahl am 4. Oktober dem Plenum, den 
wegen Steuerbetrug und Richterbeste¬ 
chung rechtskräftig zu vier Jahren Haft 
verurteilten Berlusconi auszuschließen. 
Darüber will die zweite Kammer des 
Parlaments bis Mitte Oktober befinden. 
Italienische Zeitungen stellten heraus, 
dass der Sozialdemokrat Letta seinen 
Sieg über Berlusconi vor allem seinem 
Vizepremier und PdL-Sekretär Ange- 
lino Alfano verdankt, der zur Stimm¬ 
abgabe für die Regierung aufrief und 
nach dem Votum mit den Abweichlern 
eine eigene Fraktion bildete. Damit sei 
die Spaltung der PdL eingeleitet. Der 
als rechtsliberal geltende Mailänder 
„Corriere della Sera“ hielt fest, dass 
mit dessen „politischer und persönli¬ 
cher Niederlage“ die Ära Berlusconi 
„zu Ende geht“. Ähnlich die Turiner 
„Stampa“, die“den Zusammenbruch 
des Imperiums Berlusconis“ vermerk¬ 
te. Es sei „vorbei mit dem großen Chef“, 
schrieb die Fiat-Zeitung, die als Sprach¬ 
rohr der in Opposition zu dem Medien¬ 
monopolisten stehenden Kapitalkreise 
gilt, und stärkte Alfano den Rücken. 
Berlusconi versuchte zu retten, was 
noch zu retten ist und „die Spaltung 
aufzuhalten“. Eine in Rom angekündig¬ 
te Protestkundgebung seiner Anhänger 
gegen die „Verräter“ sagte er ab. Wäh¬ 
rend der Fraktionschef im Senat, Fab¬ 
rizio Schifani, mit dem Ausschluss der 
Abtrünnigen drohte, rief er nach einem 
Treffen mit Alfano zur „Einheit der 
Partei“ auf und versprach, deren Füh¬ 
rung Alfano zu überlassen. Einen von 


diesem geforderten außerordentlichen 
Parteitag lehnte er jedoch ab. 

Für den „Witz des Tages“ wird es in 
Rom gehalten, dass der für seinen jahr¬ 
zehntelangen brutalsten Abbau sozia¬ 
ler Leistungen bekannte Berlusconi 
jetzt einen Antrag auf Leistung von 
Sozialarbeit beim Mailänder Gericht 
stellen will. Das würde bedeuten, dass 
er das dort über ihn verhängte Urteil 
von vier Jahren Haft wegen Steuerbe¬ 
trugs und Richterbestechung de facto 
anerkennt. Die Heuchelei wird deut¬ 
lich, wenn er gleichzeitig weiter be¬ 
hauptet, unschuldig bestraft worden zu 
sein. Von der vierjährigen Strafe sind 
ihm bereits drei erlassen. Ins Gefäng¬ 
nis muss der 77-Jährige nicht, er kann 
zwischen Hausarrest und Sozialarbeit 
wählen. Für Letzteres hat er sich, wie 
in Rom angenommen wird, in der Er¬ 
wartung entschieden, dass Staatspräsi¬ 
dent Napolitano ihm das erlassen wird. 
Dazu müsste er jedoch ein Gnadenge¬ 
such einreichen, was er bisher ablehnt. 
Inzwischen ist deutlich geworden, dass 
die Abtrünnigen, deren Zahl schon 
mit 100 Abgeordneten und Senatoren 
angegeben wird, mit dem 43-jährigen 
Alfano an der Spitze weiter reichen¬ 
de Ziele verfolgen. Der aus Sizilien 
stammende studierte Jurist kam aus 
der alten Democrazia Cristiana (DC), 
die 1992 im Korruptionssumpf unter¬ 
ging. Seit Berlusconi 1994 seine Par¬ 
tei Forza Italia, 
die heutige PdL, 
bildete, war er an 
seiner Seite und 
zuletzt von 2008- 
2011 sein Justiz¬ 
minister, der ihm 
die Gesetze ausar¬ 
beitete, mit denen 
er sich in Dutzen¬ 
den Strafverfah¬ 
ren einer Verurtei¬ 
lung entzog. Zum 
Kronprinzen und 
engsten Vertrau¬ 
ten aufgestiegen, 


setzte ihn Berlusconi 2011 als PdL- 
Vorsitzenden ein (Wahlen sind in der 
Partei nicht üblich) .Er stand mit nicht 
wenigen Spitzenleuten bisher hinter 
Berlusconi, weil ohne diesen ein Zerfall 
der PdL befürchtet wurde. In Kenntnis, 
dass Berlusconi rechtmäßig verurteilt 
wurde, wachsen unter diesen Politikern 
die Bedenken, der Medientycoon wer¬ 
de mit seinem unaufhaltsamen Sturz 
die Partei mit in den Abgrund reißen. 
Als tiefer gehendes politisches Ziel der 
„Tauben“ genannten Abweichler wird 
auf der Linken gesehen, dass sie die 
PdL vom Odium des Faschismus, das 
Berlusconi mit seiner Bewunderung für 
Hitler und Mussolini immer verbreite¬ 
te, loskommen und der Partei ein „mo¬ 
derates“ Outfit verschaffen wollen. 
Dem entspricht auch, dass die Alfania- 
ner, wie „La Repubblica“ schrieb, nach 
einer Beratung die von Berlusconi ver¬ 
folgte Neukonstituierung der PdL un¬ 
ter ihrem Gründernamen Forza Italia 
als „extremistisch“ ablehnten. Stattdes- 
sen wollen sie die PdL nach dem Mo¬ 
dell der EVP und in Anlehnung an die 
frühere DC in eine neue Mitte-Rechts- 
Partei umwandeln. Dazu soll die noch 
bestehende DC-Nachfolgepartei Uni- 
one Democratici Cristiani (UDC) zum 
Beitritt gewonnen werden. Auf die Ein- 
heitsappelle Berlusconis entgegnete 
Alfano, entweder nehmen alle an der 
Umwandlung teil oder „Wir gehen den 


Weg allein“. Den Absturz Berlusconis 
und seiner Anhänger bestätigen Mei¬ 
nungsumfragen, nach denen die PdL 
bei Wahlen auf 20 Prozent absinken 
würde (im Mai des Jahres noch knapp 
30), während der PD ein Anstieg auf 32 
Prozent (im Mai 30 Prozent) voraus¬ 
gesagt wird. Auf die Führung der PdL 
zugeschnitten sind 18 Prozent noch für 
Berlusconi, während sich 30 für Alfano 
aussprechen. 

Premier Letta geht gestärkt aus der 
Auseinandersetzung mit dem Ex- 
Premier hervor und erklärte, wie „La 
Repubblica am Montag schrieb, zum 
„Ventenio“ Berlusconis gebe es keine 
Rückkehr. Das ist ein versteckter Ver¬ 
gleich mit Mussolini, dessen 20-jährige 
Diktatur (1922 bis 1943) „II Ventenio“ 
(die 20 Jahre) genannt wurde. Die Zei¬ 
tung meint weiter, damit wachse auch 
die um die PD vereinte Linke Mitte 
wieder an, was von der Linkspartei 
Umwelt und Freiheit (SEL) bezweifelt 
wird. Alfano bescheinigt das Sprach¬ 
rohr der PD „eine starke Führerschaft“ 
in der PdL. Nach einem Treffen mit ihm 
erklärte Letta, es bestehe Übereinstim¬ 
mung mit der PdL einen Bipolarismus 
herzustellen. Dazu schwebt der PD das 
System der beiden großen US-Partei- 
en (Republikaner und Demokraten) 
als Modell vor. Neben den Fragen des 
Kampfes gegen die Rezession wollen 
Letta und Alfano jetzt an die Ausarbei¬ 
tung eines neuen Wahlgesetzes gehen, 
in dem es „keine Rückkehr zum (von 
Berlusconi eingeführten) Proporzsys¬ 
tem“ geben werde. 

Alfano tendiert aber offensichtlich zu 
einer Übereinkunft mit Berlusconi und 
seinen Anhängern. Um die Wogen zu 
glätten, sprach er sich auch dafür aus, 
der Senat möge Berlusconi seinen Sitz 
in der zweiten Kammer lassen. Dazu 
scheint es jedoch keine Chancen zu 
geben. Fest steht, dass es in der PdL 
nicht so wie bisher bleiben wird und 
die kommenden Wochen tiefgreifende 
innerparteiliche Auseinandersetzungen 
bringen dürften. Gerhard Feldbauer 



Weltfestspiele und Bürgerrevolution in Ecuador 

Das SDAJ-Magazin „Position“ sprach mit Jaime Leon, dem Generalsekretär der kommunistischen Jugend Ecuadors (JCE) 


Position: Hallo Jaime, schön, dass du dir 
die Zeit genommen hast. Als erstes wür¬ 
de mich interessieren, wie ist der Stand 
der Vorbereitungen der Weltfestspiele? 
Jaime: Gut. Das nationale Vorberei¬ 
tungskomitee der Weltfestspiele baut 
seit März 2013 Komitees in allen Pro¬ 
vinzen auf, die vor Ort in den Berei¬ 
chen der Jugend arbeiten. Ziel ist es, 
dass die Vorbereitung aus den Provin¬ 
zen selbst erwächst und von den Ju¬ 
gendlichen selbst miterarbeitet wird. 
So soll die Botschaft des Friedens und 
gegen den Imperialismus stärker in der 
Jugend verankert werden. 

Position: Wie schätzt du die Bedeutung 
der WFS für die Entwicklung der Klas¬ 
senkämpfe und die Stärkung der revolu¬ 
tionären Kräfte in Ecuador ein? 

Jaime: Dieses wichtige historische Fes¬ 
tival wurde bereits in vielen Ländern 
der Erde veranstaltet, es wurde aus 
dem antiimperialistischen Kampf der 
Jugend heraus geboren. Wir haben in 
Ecuador jetzt diese hohe Verantwor¬ 
tung und das Glück dieses Festival 
auszutragen. Die Weltfestspiele tragen 
in großem Maß zur Integration von Ju¬ 
gendlichen aus verschiedensten Teilen 
der Bevölkerung in politische Aktivitä¬ 
ten bei. Sie lernen sich zu organisieren 
und sie beschäftigen sich intensiv mit 
politischen Fragen und ihrer eigenen 
Rolle in der Gesellschaft. Dieser Pro¬ 
zess fördert das Klassenbewusstsein. 
Das wichtigste dabei ist, dass kritisches 
Denken über Kapitalismus und Impe¬ 
rialismus vertieft und geweckt wird 
und dass sich Stück für Stück eine ge¬ 
meinsame Plattform des revolutionä¬ 
ren Kampfes entwickelt. So kann die 
Abschaffung von Armut und Ungleich¬ 
heit thematisiert und die Diskussion in 
konkreten Aktionen realisiert werden. 
Das ist der Beginn des Weges zur Ver¬ 


änderung der Produktionsverhältnisse 
und zum Aufbau des Sozialismus. 
Position: Was ist die „Revoluciön ciu- 
dadana“ (dt.: „Bürgerrevolution“), wie 
Präsident Correa sein Programm zu¬ 
sammenfasst? 

Jaime: Aus unserer Sicht ist es zunächst 
ein anti-imperialistisches und anti-oli- 
garchisches Modell. Es ist ein Prozess, 
der den Kampf für Souveränität und 
soziale Gerechtigkeit zum Ziel hat. 
Aber ohne Zweifel ist die Revoluci¬ 
ön ciudadana ein demokratisch-bür¬ 
gerliches Konzept, das verschiedene 
politische Linien geeint hat, die nicht 
alle eine Änderung der herrschenden 
Machtverhältnisse wollen. 

Hier ist es unsere Aufgabe als Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten entschlos¬ 
sen in diesem Prozess mitzuwirken und 
ihn auszubauen. Die Revoluciön ciu¬ 
dadana bringt für uns die Möglichkeit, 
einfacher in unserem Kampf voranzu¬ 
schreiten, aber sie ist nicht die Revolu¬ 
tion für die wir kämpfen, sondern ein 
vor-revolutionärer Prozess. 


Position: Was würdest du sagen, sind 
die Erfolge, was die Schwächen dieses 
Prozesses? 

Jaime: Erfolge der neuen Politik Ecu¬ 
adors sind zum Beispiel die würdige 
und souveräne Haltung gegenüber 
dem Imperialismus, die Verhinderung 
der US-Militärbasis in Manta oder die 
neue Verfassung sowie der entschiede¬ 
ne Kampf gegen die Armut und für die 
Modernisierung der Infrastruktur. 

Die Schwäche besteht dabei darin, dass 
dieser Prozess stark den Charakter ei¬ 
ner „Revolution durch Anordnung“, 
also einer „Revolution von oben“ hat. 
Die Bedeutung der Selbstorganisation 
des Volkes wird unterschätzt. Die Re¬ 
voluciön ciudadana ist ein administra¬ 
tiver Prozess, der nicht aus der Bevöl¬ 
kerung heraus kommt. Eine Revolu¬ 
tion kann auf lange Sicht nur Früchte 
tragen, wenn sie vom Volk verkörpert 
wird. Außerdem ist es eine schwieri¬ 
ge Situation, dass momentan die neue 
„Ökonomische Matrix“ nicht klar defi¬ 
niert ist. Die Regierung spricht von der 


Industrialisierung des Landes, aber sie 
sagt nicht klar, wohin der Weg führen 
soll: Ob nur der Kapitalismus moderni¬ 
siert werden soll oder ob es um die Ver¬ 
änderung der Produktionsverhältnisse, 
um einen Weg der Revolution geht, der 
zum Sozialismus führt. 

Position: Welche Rolle spielen denn die 
Kommunisten in diesem Prozess? 
Jaime: Unsere Aufgabe als Kommunis¬ 
ten ist es, entschlossen in diesem Prozess 
mitzuwirken und ihn zu radikalisieren. 
Wir müssen für die Einheit der Bevöl¬ 
kerung kämpfen und die entscheiden¬ 
den Punkte des Kampfes hervorheben - 
eben Klassenbewusstsein schaffen. 
Position: Wie schätzt du die Verwirkli¬ 
chung der Grundrechte der Jugend in 
Ecuador ein? 

Jaime: Es gibt einen großen und wich¬ 
tigen Fortschritt in der Einbindung der 
Jugend auf nationaler Ebene. Die neue 
Verfassung bezeichnet die Jugendli¬ 
chen als strategische Akteure in der 
Entwicklung des Landes. Dennoch: Es 
gibt seit Jahren ein gesetzliches Projekt 
in der Nationalversammlung, das aber 
bisher ohne Ergebnisse geblieben ist. 
Wir appellieren an deren Vorsitzende, 
Gabriela Rivadeneira, dass dieses Ge¬ 
setz zu einem wirksamen Instrument in 
den Händen der Jugend wird, um ihre 
gewonnen Rechte auch in der Praxis 
umzusetzen. 

Was aber auf jeden Fall schon jetzt zu 
merken ist, sind die Entwicklungen im 
Bildungssystem, dass alle Jugendlichen 
jetzt freien und kostenlosen Zugang zu 
Bildung und Gesundheitsversorgung 
haben. Des Weiteren betrachten wir es 
als eine sehr wichtige und positive Hal¬ 
tung der Regierung, dass sie die Durch¬ 
führung der Weltfestspiele akzeptieren 
und unterstützen. 

Das Interview führte Alina, Quito 


Weltfestspiele in Ecuador! 

Die Weltfestspiele (WFS) der Jugend und Studierenden sind ein politisches Festival mit großen 
und kleinen Diskussionsrunden und Workshops, Konzerten und Darstellungen, Sportevents 
und Partys, welches alle 4 Jahre vom Weltbund der demokratischen Jugend (WBDJ), in dem 
auch die SDAJ Mitglied ist, organisiert wird. Nach dem Faschismus wurde den demokra¬ 
tischen Jugendverbänden auf der ganzen Welt klar, dass eine starke internationale Einheit 
der Jugend gegen Krieg und Faschismus notwendig sein würde. Seit dem ersten Festival 
1947 in Prag haben bereits 17 Festivals auf fünf Kontinenten stattgefunden, die SDAJ ist 
seit ihrer Gründung immer dabei. 

So auch dieses Jahr. Vom 7.-13.12.2013 werden die WFS in Ecuadors Hauptstadt Quito 
stattfinden. Hier werden zehntausende Jugendliche aus aller Welt Zusammenkommen, um 
gemeinsam zu diskutieren und zu feiern, sich kennenzulernen und Sport zu treiben. Die 
WFS sind eine einzigartige Möglichkeit junge Aktivistinnen aus der ganzen Welt zu treffen. 
So können wir zusammenstehen gegen Imperialismus und Krieg, gegen Besatzungspoli¬ 
tik und Sozialabbau, für den Ausbau demokratischer Mitbestimmungsrechte und für das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker. Wenn du noch mitwillst, melde dich schleunigst bei: 
sdaj-internat@gmx.de 






m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 11. Oktober 2013 


Reiches armes Land 

Wahlen fürs Geschäft • 
Imperialismus in Afrika am Beispiel Guineas 


D as westafrikanische Guinea ist 
ein reiches Land. Es verfügt über 
Wasserkraft und fruchtbare Bö¬ 
den. Immerhin werden 12,8 Prozent 
des Bruttoinlandprodukts in der Land¬ 
wirtschaft erarbeitet, Kaffee exportiert. 
Und Guinea ist reich an Bodenschätzen: 
Immense Reserven an Eisenerz sind im 
Visier der Multis wie zum Beispiel des 
australisch-britischen Bergbauriesen 
Rio Tinto oder des staatlichen chine¬ 
sischen Konzerns Chinalco, die in Si- 
mandou eine der größten Eisenerzmi¬ 
nen der Welt betreiben. Auch bedeuten¬ 
de Reserven an Gold und Diamanten 
warten auf ihre Ausbeutung. Guinea ist 
auch Bauxit-Land. Man schätzt, dass in 
Guinea fast die Hälfte der Weltreserven 
an diesem für die Herstellung von Alu¬ 
minium benötigten Rohstoff liegt. So 
gingen im Jahr 2010 Guineas Bauxit- 
Exporte in der Höhe von fast 600 Mil¬ 
lionen US-Dollar nach Russland (20,4 
Prozent), nach Spanien 19,9 %, Irland 
(15,3 %),Ukraine (12,9),USA (10,5 %) 
und Deutschland (9,9 %). Das Wirt¬ 
schaftswachstum für 2013 wird auf 4,5 
Prozent und im kommenden Jahr sogar 
auf 5,2 Prozent geschätzt. 

Guinea ist ein armes Land. Während die 
ärmsten 10 Prozent der Haushalte ge¬ 
rade mal 2,7 Prozent des Einkommens 
besitzen, verfügen die obersten 10 Pro¬ 
zent über 30 Prozent (Stand 2007). Die 
Vermögensverteilung dürfte weitaus 
mehr auseinanderklaffen. Denn die 
herrschende Kompradorenbourgeoisie, 
die Geschäftsträger der Multis, berei¬ 
chert sich unmäßig. Übergangs-Premi¬ 
erminister Rui Duarte Barros beschrieb 
am Beispiel des früheren Präsidenten, 
wie das geht: „Alle Geschäfte mussten 
über ihn gehen. Wenn man eine Gesell¬ 
schaft gründen wollten, musste man ihn 
beteiligen oder man bekam keine Ge¬ 
nehmigung.“ 

Außerdem ist zu berücksichtigen, dass 
nicht nur zwischen den vierundzwanzig 
Volksgruppen blutige ethnische Kon¬ 
flikte geschürt wurden, sondern Hun¬ 
derttausende von Flüchtlingen aus den 
bürgerkriegsgeschüttelten Nachbar¬ 
ländern aufgenommen werden muss¬ 
ten. 

Das Investitionsklima hatte 
sich verschlechtert. 

Die Regierung unter Lansana Conte 
(Präsident von 1984-2008) hatte 1998 
das Gesetz zu privaten Investitionen 
im neoliberalen „Geist des freien Un¬ 
ternehmens“ revidiert und schloss mit 
den USA ein Abkommen, das gegen po¬ 
litische Risiken amerikanischer Investi¬ 
tionen versicherte. 

Die drei folgenden Faktoren führten 
dazu, dass das „Vertrauen“ der Mul¬ 
tis stetig abnahm, obwohl in den 90er 
Jahren auf Druck von Internationalem 
Währungsfonds (IWF) und Weltbank 
Privatisierungen von regierungseige¬ 
nen Unternehmen und Steuerreformen 
durchgeführt wurden: die ungezügelte 
Korruption, die Kosten schwer kalku¬ 
lierbar machte. Nach einem Bericht von 
Transparency International war Guinea 
2006 das korrupteste Land Afrikas. Des¬ 
halb zogen sich private Investoren, die 
bis 2001 die Wasser- und Stromversor¬ 
gungsgesellschaften unterhielten, zu¬ 
rück. Selbst der IWF suspendierte das 
Armutsbekämpfungs- und Wachstums- 
Programm (PRGF). Premierminister 
Cellou Dallein Diallo versuchte mit 
noch rigoroseren neoliberalen Refor¬ 
men das vom IWF finanzierte PRGF- 
Programm wieder anzukurbeln, unter 
anderem mit einer Aufhebung der Preis¬ 
kontrollen für Benzin. Diese Reformen 
begleitete Inflation, von 27 Prozent 2005 
auf 30 Prozent 2006. 

Aber nicht alle ausländischen Investo¬ 
ren hielten sich zurück: Die kanadischen 
Konzerne „Global Alumina‘s“ und „Al¬ 
coa and Alcan“ mit dem Bau von Alumi¬ 
niumwerken, die größte Investition im 
subsaharischen Afrika seit dem Bau der 
Tschad-Kamerun-Ölpipeline. Der US- 
Ölmulti Hyperdynamics Corp. erreich¬ 
te 2006 die Konzession für eine 80 000 
qkm große Offshore-Öllagerstätte. 


2008 erfolgte nach dem Tod des lang¬ 
jährigen Präsidenten Lansana Conte 
ein Militärputsch, der aber dazu führ¬ 
te, dass - von der politischen Isolierung 
durch die EU, Afrikanische Union und 
Westafrikanische Wirtschaftsgemein¬ 
schaft CEDEAO abgesehen - die in¬ 
ternationalen „Geldgeber“, darunter 
die G-8, die Weltbank und der Welt¬ 
währungsfonds, ihre Entwicklungspro¬ 
gramme erheblich drosselten, was ab¬ 
nehmende Investitionen und eine wei¬ 
ter steigende Inflation zur Folge hatte. 
Um gegenzusteuern, setzte die Mili¬ 
tärregierung auf die chinesische Kar¬ 
te: Der China International Fund war 
bereit, mehr als 7 Milliarden Dollar in 
die Infrastruktur zu investieren und bot 


Wählerschlange in Conakry 

eine „strategische Partnerschaft“ in al¬ 
len Bergwerksprojekten an. 

Nach einem Attentat 2010 auf Junta- 
Chef Camara wurde die Militärregie¬ 
rung von einer Übergangsregierung 
abgelöst. Die ersten als demokratisch 
beurteilten Wahlen gewann der lang¬ 
jährige Oppositionsführer Alpha Con¬ 
de - in der Stichwahl gegen dem ehe¬ 
maligen Premierminister Diallo (De¬ 
zember 2004 bis April 2006). Die neue 
Regierung löste umgehend das Koope¬ 
rationsabkommen mit China und erließ 
im Gegenzug im Jahre 2011 ein Gesetz, 
das dem Staat eine freie Mindestbetei¬ 
ligung von 15 Prozent an allen auslän¬ 
dischen Unternehmen sichern sollte 
und Maßnahmen enthält, die die Kor¬ 
ruption wenigstens erschweren und die 
Umwelt schützen sollten. Der erpres¬ 
serische Protest des Hauptinvestors 
Rio Tinto oder des russischen Multis 
Rusal, es sei nunmehr „sinnlos, in Ent¬ 
wicklung und neue Projekte zu inves¬ 
tieren“, war bald vergessen. Wohl nicht 
zuletzt, weil die daraus abzuleitenden 
Milliarden Dollar Gewinnbeteiligung 
bis heute nicht eingefordert wurden 
und wohl verfallen sind. 

Der IWF und die Weltbank drängen 
entschieden, dass Guinea versucht, sei¬ 
ne Schulden zu tilgen. Immerhin konnte 
das Land seine Auslandsschulden von 
geschätzten 3 Milliarden Dollar Ende 
2011 auf etwa zweieinhalb Milliarden 
Ende 2012 verringern, so dass weitere 
Kredite und neue Entwicklungspro¬ 
gramme gesichert scheinen. 

Die Höhe der zu erwartenden Direk¬ 
tinvestitionen des internationalen Fi¬ 
nanzkapitals wird davon abhängen, in¬ 
wieweit die Regierung die Korruption 
bekämpft, das veraltete Bankensystem 
reformiert, die Infrastruktur und vor 
allem ein produktives Geschäftsklima 
schafft, so nicht nur das CIA-factbook, 
sondern auch IWF und Weltbank, an de¬ 
ren Tropf das Land hängt. 

Immerhin werden die 2012 getätigten 
Investitionen auf 20 Prozent des Butto- 
inlandsprodukts geschätzt. 

Wahlen - um das Geschäfts¬ 
klima zu verbessern 

Der umstrittene Präsident Alpha Con¬ 
de hatte 2010 versprochen, innerhalb 
von sechs Monaten Parlamentswahlen 
abzuhalten. Doch dieser Termin wurde 
immer wieder verschoben. Es ging um 
die Besetzung der „Unabhängigen na¬ 
tionalen Wahlkommission“ CENI. Erst 
der Rücktritt des Vorsitzenden machte 
im September 2012 den Weg für einen 
Kompromiss frei. Der frühere Außen¬ 
minister Bakary Fofana als CENI-Präsi- 
dent vermittelte, die Regierung setzte als 


Wahltermin den 12. Mai an. Auch dieser 
Termin ließ sich nicht halten, denn zwei 
Fragen blieben noch strittig: die Einbe¬ 
ziehung der im Ausland lebenden Gui¬ 
neer, was die Opposition verlangte, und 
das mit der technischen Durchführung 
beauftragte Privatunternehmen. Die 
Opposition lehnte die südafrikanische 
Firma Waymark ab und verlangte, die 
französische Firma SAGEM damit zu 
betrauen. Die südafrikanische Zeitung 
„mail & gardian“ sagt, was Sache ist: 
Präsident Conde wird als eine der we¬ 
nigen Stützen Südafrikas in der Region 
angesehen, den Einfluss Frankreichs im 
frankophonen Afrika zurückzudrängen. 
Den von dem UNO-Beauftragten ver¬ 
mittelten Kompromiss akzeptierte Con¬ 


de, nämlich die Einbeziehung der Aus¬ 
lands-Guineer, im Gegenzug die Op¬ 
position einen abgespeckten Auftrag 
an Waymark. Es wurde eine Wahlkon¬ 
trollkommission eingerichtet und der 
Termin auf den 24. September gelegt. 
Um „Anpassungen“ vorzunehmen - 
Wählerlisten zu korrigieren, erst 78 Pro¬ 
zent der Wählerkarten waren verteilt - 
musste auf Druck der Opposition die 
Wahl noch einmal verschoben werden 
auf ein historisches Datum, den Jahres¬ 
tag der Unabhängigkeitserklärung 1958. 
Am gleichen Tag veröffentliche die sati¬ 
rische Wochenzeitung „Le Canard En- 
chaine“ Dokumente des CIA und des 
französischen Geheimdienstes: Franzö¬ 
sische, südafrikanische und israelische 
Söldner, die eine Pseudopartei gegrün¬ 
det hatten, bereiteten einen Staats¬ 
streich vor. Die Regierung nahm die 
Drohung ernst, denn der dahinter ste¬ 
hende Spekulant war in Conakry kein 
Unbekannter: der französisch-israeli¬ 
sche Milliardär Beny Steinmetz. Er ste¬ 
he auch mit den Bürgerkriegen in Ango¬ 
la und Sierra Leone in Zusammenhang. 
Die Wahlen gingen relativ ruhig, aber 
unter Hochspannung über die Bühne. 
Die Wahlbeobachter der EU äußerten 
ernste Kritik gegen CENI und Regie¬ 
rung. Obwohl noch kein offizielles Re¬ 
sultat bekannt war, rief der bei der Präsi¬ 
dentenwahl unterlegene Diallo, Führer 
der größten Oppositionspartei, den Sieg 
aus, was das Regierungslager dementier¬ 
te. Regierung und Opposition beschul¬ 
digten sich gegenseitig, Wahlfälschun¬ 
gen begangen zu haben. Der UNO- 
Repräsentant forderte die Parteien auf, 
den „Urteilsspruch der Wahlurnen“ zu 
respektieren. Am 3. Oktober entschied 
die Opposition, sich nicht mehr an der 
Auszählung der Stimmen zu beteiligen, 
um tags darauf die Annullierung der ge¬ 
samten Wahl zu verlangen. Die UN hat¬ 
te sogar Hubschrauber organisiert, um 
den Transport der Wahlunterlagen in die 
Hauptstadt zu gewährleisten, aber die 
Auszählung dauert noch an. 

Business als usual? 

Noch ist nicht klar, ob die Wahlen das 
Siegel „demokratisch“ verliehen be¬ 
kommen nach der Maxime „besser ein 
wenig Legitimität als keine“. Die inten¬ 
siven Bemühungen des UN-Sonderbe- 
auftragten Said Djinnit, zwischen Re¬ 
gierung und Opposition zu vermitteln, 
bleiben möglicherweise erfolglos, mel¬ 
det die Deutsche Welle. Unruhen, Stra¬ 
ßenkämpfe, ein Staatsstreich scheinen 
ausgeschlossen. Noch ist nicht klar, ob 
der als Sozialist bezeichnete Alpha Con¬ 
de oder der neoliberale Diallo das Ren¬ 
nen macht. Georges Hallermeyer 



Es gibt keine militärische Lösung 


Kriegsminister de Maiziere besuch¬ 
te am Wochenende zum - vorläufig - 
letzten Mal den Tatort Afghanis¬ 
tan. Dort waren seit dem Jahr 2003 
im Feldlager Kundus nach offiziel¬ 
len Angaben mehr als 20 000 deut¬ 
sche Soldaten stationiert. Was sich 
so scheinbar harmlos anhört, ist in 
Wirklichkeit die Teilnahme an einem 
brutalen Krieg, der bis heute andau¬ 
ert und der - dazu muss man kein 
Hellseher sein - nach dem Abzug der 
NATO-Truppen noch einmal kräftig 
auflodern wird. Niemand unter den 
Politikern und Militärs, die diesen 
Kriegseinsatz der NATO und einiger 
verbündeter Truppen zu verantwor¬ 
ten haben, traut sich heutzutage, eine 
ehrliche Bilanz zu ziehen. 

Allein die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land hat mehr als 7,5 Milliarden Euro 
in diesen Krieg gesteckt. Finanziert 
wurde damit letztlich tausendfacher 
Tod, Zerstörung, Elend, Trauer und 
Hoffnungslosigkeit. Denn trotz aller 
wohlklingenden Worte der Politiker - 
die in den letzten Wochen deutlich 
weniger rosarot-blumig sind als noch 
vor Jahresfrist - haben die Soldaten 
eben NICHT Freiheit und Demokra¬ 
tie nach Afghanistan gebracht. Auch 
die gern erzählten Geschichten von 
Brunnen, die gebohrt wurden, von 
Schulen, die gebaut wurden, von den 
Mädchen, die in die Schule gehen 
dürfen, von Frauen, die mehr Rechte 
haben - all das wird sich in der Re¬ 
alität als ein Haufen Luftblasen er¬ 
weisen. 

Bei den Abschiedsworten des deut¬ 
schen Kriegsministers klang zumin¬ 
dest ein bisschen Wahrheit durch. 
Die deutsche Bundeswehr habe in 
Kundus das Kämpfen gelernt, sagte 
Herr de Maiziere. Da ist sie wieder, 
die alte Idee von der Bundeswehr als 


„Schule der Nation“. Junge Menschen 
sollen das Kriegshandwerk erlernen. 
Nicht zur Verteidigung der Heimat, 
das könnten sie auch zu Hause. Nein, 
es geht darum, endlich wieder in aller 
Welt mit deutschen Soldatenstiefeln 
deutsche Interessen durchzusetzen - 
und das sind nicht die Interessen von 
Herrn Krause oder Frau Schmidt, 
sondern das sind die knallharten In¬ 
teressen derjenigen, die über Banken 
und Großkonzerne herrschen, also 
die Kinder und Kindeskinder derje¬ 
nigen Verbrecher, die im vergange¬ 
nen Jahrhundert schon zweimal die 
Welt mit blutigen Kriegen überzogen 
haben. Diesmal machen sie es nicht 
im Alleingang, sondern an der Seite 
der USA und ihrer NATO-Verbün¬ 
deten. 

Wer die Entwicklungen der letz¬ 
ten zehn, zwanzig Jahre verfolgt hat, 
weiß, dass keine Konflikte mit mili¬ 
tärischen Mitteln gelöst wurden. Der 
Krieg in Jugoslawien, der erste größe¬ 
re Krieg nach der Zerschlagung der 
sozialistischen Gesellschaftssysteme 
in Mittel- und Osteuropa, hat Tod und 
Zerstörung gebracht, und er hat die 
eigentlichen Probleme nicht gelöst, 
sondern mit der mehrfachen Spaltung 
des Landes übertüncht. Die Kriege in 
Afghanistan, im Irak, in Libyen, im 
Kongo, in Somalia, im Sudan haben 
außer hunderttausendfachem Tod 
und millionenfachem Elend die reli¬ 
giösen und ethnischen Konflikte, die 
in vielen Fällen zuvor gar keine Rolle 
spielten, nur noch verstärkt zum Aus¬ 
bruch gebracht. Afghanistan, der Irak 
und Libyen, die durch den massiven 
Einsatz westlichen Militärs „befreit“ 
und „demokratisiert“ wurden, sind 
heute geradezu Musterbeispiele für 
den Begriff „gescheiterter Staat“. 

Uli Brockmeyer 


Stratege des Friedens 

Zum Tod von General Vo Nguyen Giap 



I m Alter von 102 Jahren verstarb am 
4. Oktober in Hanoi der legendäre 
vietnamesische General Vo Nguyen 
Giap, der letzte Überlebende aus der 
„alten Garde“ des vietnamesischen 
Befreiungskampfes unter der Führung 
von Ho Tschi Minh. 

Giap ist am 25. August 1910 in dem 
kleinen Dorf An Xa in Mittelvietnam 
als Sohn eines Reisbauern und Leh¬ 
rers geboren worden. Eine militäri¬ 
sche Laufbahn war ihm keineswegs in 
die Wiege gelegt. Nach Studium und 
Engagement in der antikolonialen 
Bewegung, bei dem er erste Bekannt¬ 
schaft mit dem Gefängnis machte, war 
er zunächst als Lehrer und Journalist in 
Hanoi tätig, bevor er gezwungen war, 
sich der Verfolgung durch die Koloni¬ 
albehörden durch die Emigration nach 
China zu entziehen. Dort begann seine 
militärische Karriere, als er im Auftrag 
der vietnamesischen Befreiungsfront 
und ihres Präsidenten Ho Tschi Minh 
ab 1944 vietnamesische Partisanen¬ 


gruppen für den antiko¬ 
lonialen Befreiungskampf 
organisierte und mit ihnen 
in den Norden Vietnams 
zurückkehrte. 

Nach der Augustrevoluti¬ 
on 1945 und der Verkün¬ 
dung der Unabhängig¬ 
keit Vietnams war Giap 
zunächst Innenminister 
der von Ho Tschi Minh 
gebildeten vietnamesi¬ 
schen Regierung. 1946 
wurde er zum Oberkom¬ 
mandierenden der viet¬ 
namesischen Volksarmee 
ernannt, die den Kampf 
gegen die französische 
Kolonialarmee aufnahm. 
In diesem Rahmen wurde 
Giap, der in seinem Leben 
nie eine Militärschule ab¬ 
solviert hat, zum Strategen 
des Sieges der vietname¬ 
sischen Befreiungsstreit¬ 
kräfte in der Schlacht von 
Dien Bien Phu im Jahre 
1954, der zum Ende der französischen 
Kolonialherrschaft führte. Jahrelang an 
der Seite Ho Tschi Minhs Mitglied des 
Zentralkomitees und des Politbüros 
der Partei der Werktätigen Vietnams, 
später der Kommunistischen Partei 
Vietnams, wurde er zum Initiator der 
berühmten Tet-Offensive im Januar 
1968 und zum Organisator des erfolg¬ 
reichen Kampfes gegen die USA-In- 
tervention, der im April 1975 mit der 
Befreiung Südvietnams und der Wie¬ 
dervereinigung des Landes zur Sozi¬ 
alistischen Republik Vietnam endete. 
In einem Interview der französischen 
kommunistischen Zeitung „Humanite“ 
sagte er 2004 dazu: „Gegen die B 52 
war dies der Sieg der vietnamesischen 
Intelligenz über die Technologie und 
das Geld. Der menschliche Faktor war 
das Entscheidende“. In späteren Jahren 
betonte er: „Meine Strategie ist die des 
Friedens. Ich bin ein General des Frie¬ 
dens, nicht des Krieges.“ 

Pierre Poulain 








8 Freitag, 11. Oktober 2013 


Kommentare / Interview 


unsere zeit m 


Gastkolummne von Georg Fülberth 

Die kommen wieder 


Ausbildungskiller outen 

Bundeskongress der SDAJ berät über Kampagne 
„Ausbildung statt Abstellgleis“ 


Bei der Bundestagswahl 2009 erreich¬ 
te die FDP 14,6 Prozent. Vier Jahre 
später musste sie sich das marktra¬ 
dikale Segment mit der „Alterna¬ 
tive für Deutschland“ teilen. Sie er¬ 
hielt 4,7, die AfD 4,8 Prozent, macht 
zusammen also 9,5. Das ist mehr, als 
die Grünen (8,4) und die Linkspartei 
(8,6) erreichten. Da jede der beiden 
bekennend neoliberalen Parteien un¬ 
ter fünf Prozent erhielt, fiel die FDP 
aus dem Bundestag heraus, die AfD 
kam nicht hinein. 

Die 4,8 Prozent der „Alternative für 
Deutschland“ werden als Erfolg ge¬ 
wertet, über das Scheitern der nur ein 
Promille schwächeren FDP jubeln die 
Anhänger derjenigen anderen Partei¬ 
en, die ebenfalls - wenngleich ober¬ 
halb der Fünf-Prozent-Grenze - Stim¬ 
men und Anteile eingebüßt haben, so¬ 
wie der SPD, die zwar hinzugewann, 
aber jetzt noch weiter hinter der Uni¬ 
on zurückliegt als 2009. Schadenfreu¬ 
de ist der Trostpreis der Verlierer. 
Seit es liberale Parteien gibt, wird 
immer wieder einmal ihr Untergang 
vorhergesagt. In den Übergangskri¬ 
sen des Kapitalismus, in denen die¬ 
ser stärkeren Regulierungsbedarf 
anmeldet, haben sie es besonders 
schwer. Nach dem Gründerkrach von 
1873 verdarb Bismarck seinen bishe¬ 
rigen Bundesgenossen, den National¬ 
liberalen, das Konzept, als er Schutz- 


Das Ergebnis der Bundestagswahl 
sorgt für Verwerfungen im Lager der 
bundesdeutschen Rechtspopulisten: 
„Die Freiheit“ meldet sich ab, „pro 
Deutschland“ mag nicht mehr gegen 
die AfD kandidieren, die „Bürger in 
Wut“ wollen weitermachen wie ge¬ 
habt, „pro NRW“ denkt wieder einmal 
an eine rechte Sammlungsbewegung, 
und die Republikaner schweigen. 

Für diesen Zustand zwischen - je nach 
Parteibuch - Resignation, Verwirrung, 
trotzigem „Weiter so“ und Ratlosigkeit 
hat das Wahlergebnis der „Alternative 
für Deutschland“ (AfD) vom 22. Sep¬ 
tember gesorgt. 4,7 Prozent holten die 
Euro-Kritiker rund um Bernd Lucke. 
In ihrem Schatten konnte keine extrem 
rechte Partei reüssieren. Die NPD ver¬ 
lor 0,2 Prozentpunkte, verglichen mit 
der Bundestagswahl 2009, und kam 
noch auf 1,3 Prozent; die Republika¬ 
ner büßten mehr als die Hälfte ihrer 
Stimmen ein und erreichten 0,2 Pro¬ 
zent (minus 0,2 Prozent); die erstmals 
kandidierende „Bürgerbewegung pro 
Deutschland“ erzielte ebenfalls nur 0,2 
Prozent. 

Die drastischsten Konsequenzen zog 
die im Oktober 2010 gegründete und 
bei Wahlen chronisch erfolglose Par¬ 
tei „Die Freiheit“ (DF). Die „Freiheit“ 
habe sich entschlossen, „ihre bun- 
des- und landespolitischen Vorhaben 
einzustellen und sich stattdessen aus¬ 
schließlich auf die Fortsetzung der be¬ 
gonnenen kommunalpolitischen Akti¬ 
vitäten, besonders in München, zu be¬ 
schränken“, heißt es in einem Brief des 
DF-Vorsitzenden Rene Stadtkewitz an 
seine Mitglieder. „Ein Vergleich der 
Programme zeigt, die Ziele der AfD de¬ 
cken sich zu mindestens 90 % mit un¬ 
seren“, schrieb Stadtkewitz. „In diesem 
Sinne sehen wir vieles von dem was wir 
wollten, von der AfD aufgegriffen und 
fortgesetzt.“ ... 

Bei der AfD hörte man Appelle wie 
den von Stadtkewitz nicht gern. Man 
habe „einen weit reichenden Aufnah¬ 
mestopp für ehemalige Mitglieder der 
Partei ,Die Freiheit’ und anderer Klein¬ 
parteien verhängt“, ließ die AfD-Spitze 
per Pressemitteilung wissen. Lediglich 
in „gut begründeten Ausnahmesitua¬ 
tionen“, etwa wenn die Mitgliedschaft 
schon längere Zeit zurückliege, solle 
eine Aufnahme künftig noch möglich 
sein. Und das auch nur nach einem 


zöllle und - noch später - Sozialge¬ 
setze durch den Reichstag brachte. 
Die Weltwirtschaftskrise von 1929 
wurde von Zeitgenossen und Histo¬ 
rikern als „Ende des liberalen Zeit¬ 
alters“ bezeichnet. Adenauer droh¬ 
te 1956, der FDP, die in Nordrhein- 
Westfalen mit der SPD koaliert hatte, 
durch ein neues Wahlrecht das Le¬ 
benslicht auszublasen. 1969 schaffte 
sie es auf nur noch 5,8 und lebte in 
der Folgezeit von Leihstimmen aus 
der SPD oder der Union. Die De¬ 
regulierung des Kapitalismus nach 
1973 arbeitete ihr allerdings zu, so 
erklärt sich ihr Allzeithoch von 2009. 
Da hatte aber schon wieder eine 
Trendwende eingesetzt: zur Rettung 
von Privatbanken wurde Staatsin¬ 
tervention nötig. Rainer Brüderle 
beklagte das im März 2009 im Bun¬ 
destag, feierte im Herbst einen Wahl¬ 
erfolg und musste danach feststellen, 
dass für weiteren Staatsabbau durch 
Steuersenkungen nicht die richtige 
Zeit war. So begann wieder einmal 
ein Abstieg der Liberalen. 

Sie werden wiederkommen, entwe¬ 
der als FDP oder als AfD oder bei¬ 
des. 2014 bei der Europawahl gibt es 
nur eine Dreiprozentklausel. Hans- 
Jürgen Papier, bis 2010 Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts, plädiert 
für deren Übernahme bei Bundes¬ 
tagswahlen. 


„protokollierten Einzelgespräch“ und 
mit Zustimmung des jeweiligen Lan¬ 
desvorstands. 

„Das freiheitliche Wähler¬ 
potenzial aufgesogen“ 

Eindruck hinterlassen hat das AfD- 
Ergebnis auch bei „pro Deutschland“. 
Die AfD habe offenbar „das gesam¬ 
te derzeit mobilisierbare freiheitliche 
Wählerpotenzial aufgesogen“, hieß es 
in einer ersten Wahlanalyse von Par¬ 
teichef Manfred Rouhs. „Ohne den 
AfD-Effekt hätten wir zumindest mit 
einem Achtungserfolg in Sichtweite 
der symbolisch wichtigen Marke von 
einem Prozent rechnen dürfen“, glaubt 
er. Rouhs kündigte den weiteren Auf¬ 
bau seiner Kleinpartei an. Aber: „Bei 
Wahlen kandidieren wir nur dort, wo 
wir den Effekt des Aufsaugens unseres 
Wählerpotenzials durch die AfD nicht 
befürchten müssen.“ 

Die ehemalige Schwesterpartei „pro 
NRW“ setzt derweil ihr Buhlen um die 
Bildung einer neuen rechten „Samm¬ 
lungsbewegung“ fort, tunlichst unter 
Führung der von Markus Beisicht ge¬ 
führten Partei. In der AfD mag Bei¬ 
sicht - jedenfalls in öffentlichen Stel¬ 
lungnahmen - keine echte Konkurrenz 
für ein solches Projekt erkennen. „Nur 
teilweise“ gebe es programmatische 
Überschneidungen. Insbesondere auf 
einem Politikfeld sieht er Unterschiede: 
„Wer in ganz Deutschland die Islam- 
und Zuwanderungskritik stärken will, 
muss unseren Weg unterstützen.“ Nach 
dem Wahldebakel von „pro Deutsch¬ 
land“ rief er deren Führungsleute dazu 
auf, „die notwendigen Schlüsse ziehen 
und diese Splitterpartei zu gegebener 
Zeit in ein freiheitliches Sammlungs¬ 
projekt unter der Federführung von 
Pro NRW und Pro Köln“ zu überfüh¬ 
ren. Einer „neuen Sammlungsbewe¬ 
gung“ sollten sich seiner Ansicht nach 
zudem Republikaner - und „Freiheit“- 
Mitglieder anschließen.... 

Und die Republikaner? „Das Wahler¬ 
gebnis stellt für die Republikaner einen 
absoluten Tiefpunkt dar“, hatte REP- 
Chef Rolf Schlierer nach der Wahl ein¬ 
geräumt. Die AfD habe „zahlreiche, 
zum Teil schon lange vertretene Posi¬ 
tionen der Republikaner medienwirk¬ 
sam übernommen und damit Wähler 
mobilisieren und von den Republika¬ 
nern abziehen können“... 


UZ: Am kommenden Wochenende fin¬ 
det der 21. Bundeskongress der SDAJ in 
Eschborn statt. Im Mittelpunkt des Kon¬ 
gresses steht eine Kampagne mit dem Ti¬ 
tel „Ausbildung statt Abstellgleis“. Was 
schlägt der Bundesvorstand dem Ver¬ 
band vor? 

Paul Rodermund: In der Kampag¬ 
ne geht es darum, die miesen Ausbil- 
dungs- und Arbeitsbedingungen in 
den Betrieben zu skandalisieren und 
die Profiteure zu outen. Zentrale Auf¬ 
gabe der SDAJ-Gruppen wird es sein, 
einen Betrieb, eine Branche vor Ort 
auszuwählen bei dem die Zustände 
und Bedingungen besonders schlecht 
sind. Gemeinsam mit Mitgliedern der 
Gewerkschaftsjugend und anderen Ju¬ 
gendlichen wollen wir die Verursacher 
und Profiteure der Missstände mit pla¬ 
kativen Aktionen outen. Ausbildungs¬ 
killer haben Namen und Adresse und 
sind politisch angreifbar. Wir wollen 
mit unserer Kampagne einen Beitrag 
dazu leisten, dass die Arbeiterjugend 
in Deutschland wieder lernt, offensiv 
für ihre Interessen zu kämpfen. Dabei 
können wir an Kämpfe der jüngeren 
Vergangenheit anknüpfen, zum Bei¬ 
spiel an die Operation Übernahme 
und die Tarifkämpfe im Einzelhandel. 
Wir orientieren darauf, die Verzichtslo¬ 
gik zu durchbrechen, den Zusammen¬ 
schluss und die Gegenwehr mit und in 
den Gewerkschaften voran zu treiben 
und den Zusammenhang zwischen 
den Profiten der Banken und Konzer¬ 
ne und der Lage der Arbeiterjugend 
aufzuzeigen. 

Aktionsübergreifend steht die Agitati¬ 
on für ein Ausbildungsgesetz im Mittel¬ 
punkt. Das Ausbildungsgesetz verfolgt 
vor allem den Zweck den ökonomi¬ 
schen Kampf im Betrieb mit dem po¬ 
litischen Klassenkampf zu verbinden. 
Unser Ausbildungsgesetz wäre ein kla¬ 
rer Riegel gegen die Verfügungsgewalt 
des Kapitals. Auch wenn wir die Forde¬ 
rung in Form eines Gesetzes aufstellen, 
ist uns natürlich klar, dass dies mit den 
Interessen der Konzerne und des Staa¬ 
tes nicht vereinbar ist und in die Rich¬ 
tung der Überwindung des Kapitalis¬ 
mus weist. Diese Einsicht gilt es eben¬ 
falls zu vermitteln. 

UZ: Die Forderung nach dem Ausbil¬ 
dungsgesetz ist nicht neu. Habt ihr sie 
weiter entwickelt? 

Paul Rodermund: Die Forderung war 
zuletzt Bestandteil unseres Jugendak¬ 
tionsprogramms, das wir vor sechs Jah¬ 
ren veröffentlicht haben. Wir fordern 
eine Ausbildungsplatzumlage, die un¬ 
befristete Übernahme, das Verbot von 
Schmalspurausbildungen und ausbil¬ 
dungsfremden Tätigkeiten. Konkre¬ 
ter geworden sind wir zum Beispiel 
in Bezug auf die Vergütung. In schuli¬ 
schen Ausbildungen ist es immer öfter 
die Realität, dass Jugendliche für ihre 
Ausbildung nicht nur kein Geld be¬ 
kommen, sondern auch noch was mit¬ 
bringen müssen. Wir fordern uneinge¬ 
schränkte Lehr- und Lernmittelfreiheit, 
sowie eine Ausbildungsvergütung von 
mindestens 1200 Euro. Wir fordern 
einen Stopp der Privatisierung von 
Berufsschulen und mehr Mitbestim¬ 
mungsmöglichkeiten der Interessen¬ 
vertretungen bei Ausbildungsinhalten. 

UZ: Ist es nicht immer noch so, dass die 
SDAJ sich weitgehend aus Schülerin¬ 
nen und Studentinnen zusammensetzt? 
Wird es gelingen, den Verband auf Ar¬ 
beiterjugendpolitik zu orientieren? 

Paul Rodermund: Was die Zusam¬ 
mensetzung der SDAJ angeht, hast du 
natürlich Recht. Das kann aber nicht 
heißen, dass wir uns aus der Verant¬ 
wortung ziehen können, Arbeiterju¬ 
gendpolitik zu entwickeln. Es geht um 
die Frage, wo wir politisch eingreifen 
und den Verband hin entwickeln wol¬ 
len und nicht darum, wie wir den Status 
quo verwalten können. Zum anderen 
hat sich in der Antragsdiskussion be¬ 


reits eine große Zustimmung des Ver¬ 
bandes zu einer Kampagne im Ausbil¬ 
dungsbereich gezeigt. Wir setzen hier ja 
auch nicht bei Null an. Der Erfahrungs¬ 
schatz und die Ansatzpunkte des Ver¬ 
bandes haben sich in der letzten Zeit 
deutlich vergrößert. Hervorzuheben ist 
hier zum Beispiel das beinahe flächen¬ 
deckende Eingreifen in Tarifkämpfe 
der letzten Monate unter anderem im 
Einzelhandel. 

UZ: Wie schätzt du die Entwicklung der 
SDAJ ein? 

Paul Rodermund: Wir sind insgesamt 
mit gewachsenen Anforderungen kon¬ 
frontiert. Das hängt unter anderem 
mit der Entwicklung der Krise, dem 
Ausbruch neuer Kriege, aber auch mit 
bundesweiten Aktionstagen wie Um¬ 
fairteilen, Blockupy oder den Bildungs¬ 
streiks zusammen. Wir meinen, dass es 



Paul Rodermund studiert in Tübingen 
und kandidiert auf dem 21. Bundes¬ 
kongress der SDAJ für den Vorsitz der 
sozialistischen Jugendorganisation 

dem Verband im wesentlichen gelun¬ 
gen ist auf diese Entwicklungen zu re¬ 
agieren. Als eine neue Qualität unse¬ 
rer Arbeit sehen wir es, dass wir in der 
Lage sind, schneller auf tagespolitische 
Ereignisse zu reagieren und in Kämpfe 
einzugreifen. In den letzten zwei Jahren 
konnten wir alle drei zentralen Stand¬ 
beine der SDAJ, also unsere Politik¬ 
entwicklung, die Organisationspolitik 
und ideologische Arbeit, stärken und 
über unser übliches Bündnisumfeld 
hinaus ausstrahlen. Zentral zu nennen 
sind unsere Antifakampagne, das Ku¬ 
ba-Solidaritätsprojekt, die Erarbeitung 
eines neuen Zukunftspapiers und der 
Schwerpunkt im Bereich Arbeiterju¬ 
gendpolitik. Natürlich gibt es keinen 
Anlass uns zufrieden zurückzulehnen - 
Klassenbewusstsein und Klassenkämp¬ 
fe sind noch immer stark unterentwi¬ 
ckelt in der Arbeiterjugend. Unsere 
Verbandsentwicklung und die strate¬ 
gische Orientierung die wir auf dem 
Bundeskongress diskutieren, stimmt 
mich allerdings zuversichtlich, dass die 
SDAJ auch in Zukunft ihren insgesamt 
positiven Trend der Verbandsentwick¬ 
lung und Mitgliedergewinnung fortset¬ 
zen und weiter ausbauen kann. 

UZ: Zu der Kampagne gibt es einen 
Gegenvorschlag, den Antrag zu einer 
alternativen Kampagne. Was ist ihr In¬ 
halt und Anliegen? 

Paul Rodermund: Der Alternativvor¬ 
schlag fokussiert auf eine Kampagne 
gegen Jugendarbeitslosigkeit. Er wird 
gleich zu Beginn der Antragsdiskussi¬ 
on Thema auf dem Kongress sein. Der 
Antrag gründet sich auf einer grund¬ 
sätzlichen Kritik an der Ausrichtung 
der vom Bundesvorstand vorgeschla¬ 
genen Kampagne. Kritisiert wird, dass 
die Forderung nach einem Recht auf 
Ausbildung und einem Ausbildungsge¬ 
setz dem Interesse des Kapitals an aus¬ 
beutbaren Arbeitskräften entspreche, 
dass Gesetzesforderungen falsch seien, 
weil sie den Charakter des bürgerlichen 
Staates verklärten, dass es Illusionen 
über den Kapitalismus schüren würde, 
Forderungen aufzustellen von denen 
wir wissen, dass sie erst im Sozialismus 
in ihrer Gänze durchgesetzt werden 


können. Auch wenn ich die Kritik und 
Alternativvorschläge der Antragsteller 
nicht teile ist es zu begrüßen, dass sie 
sich so intensiv mit dem Kampagnen¬ 
vorschlag auseinandergesetzt haben. 
Die Diskussion um die Alternativkam¬ 
pagne hat den positiven Effekt, dass 
sich breite Teile unseres Verbandes ge¬ 
nauer mit dem Charakter von Geset¬ 
zesforderungen, dem Zusammenspiel 
von Agitation und Propaganda und 
unserer Rolle in Reformkämpfen be¬ 
schäftigen. 

UZ: Du kandidierst als neuer Bun¬ 
desvorsitzender der SDAJ. Ein solcher 
Schritt ist heute sicher keine leichte Ent¬ 
scheidung. Wie kannst du die Tätigkeit 
mit deiner beruflichen und persönlichen 
Entwicklung in Einklang bringen? 

Paul Rodermund: Wir haben in un¬ 
serer Personaldiskussion frühzeitig 
festgestellt, dass die Anforderungen 
an Jugendliche immer weiter steigen. 
Da stelle ich keine Ausnahme dar. Ich 
fange gerade mein Masterstudium an 
bei dem ich allein 29,5 Stunden pro 
Woche anwesenheitspflichtige Kurse 
habe. Vor- und Nachbereitung kom¬ 
men oben drauf. Wichtig war mir des¬ 
halb vor allem, dass wir es schaffen ein 
stabiles Leitungskollektiv aufzubauen. 
Meiner Ansicht nach ist uns das gut ge¬ 
lungen und ich blicke insgesamt sehr 
zuversichtlich auf die kommenden zwei 
Jahre. 

UZ: Was sind deine politischen Schwer¬ 
punkte und was nimmst du dir vor als 
neuer Bundesvorsitzender, wenn du ge¬ 
wählt wirst? 

Paul Rodermund: Bislang lag mein 
politischer Schwerpunkt vor allem im 
Bereich der Schülerinnenpolitik. Über 
Schülervertretungsarbeit habe ich da¬ 
mals auch meinen Weg in die SDAJ ge¬ 
funden. Meine Vorhaben als Bundes¬ 
vorsitzender bestimme ich natürlich 
nicht nach eigenem Gutdünken. Im 
wesentlichen bin ich für die Umset¬ 
zung unser gemeinsam beschlossenen 
Vorhaben zuständig. Dabei ist mein 
übergeordnetes Ziel die SDAJ für die 
kommenden Klassenkämpfe zu stär¬ 
ken. Dazu gehört meiner Ansicht nach 
die Intensivierung unserer Interessen¬ 
vertretungspolitik, der Ausbau unserer 
organisatorischen Schlagkraft unter an¬ 
derem auf Landesebene, eine breitere 
Nutzung verschiedener Agitationsmit¬ 
tel und die Weiterentwicklung unserer 
Bildungsarbeit. 

UZ: Im Dezember finden die Weltfest¬ 
spiele der Jugend und Studenten in Ecu¬ 
ador statt. Inwieweit beteiligt sich die 
SDAJ? Wirst du mitfliegen? 

Paul Rodermund: Unsere Vorberei¬ 
tungszeit für die Weltfestspiele war 
diesmal sehr kurz, auch wegen unseres 
gerade abgeschlossenen Kuba-Solida¬ 
ritätsprojekts. Nichtsdestotrotz werden 
wir uns natürlich mit einer Delegation, 
bestehend aus SDAJlern, Gewerk¬ 
schafter Innen und anderen linken Ju¬ 
gendlichen an dem Festival beteiligen. 
Vor Ort stellen wir dann die Lage der 
deutschen Arbeiterjugend und unsere 
Rolle in den Klassenkämpfen anhand 
von Materialien und Diskussionsbei¬ 
trägen dar. 

Zur Einstimmung haben wir uns im 
Bundesvorstand bereits mit einem Re¬ 
ferat zur politischen Lage in Ecuador 
auseinandergesetzt. Die Gruppen und 
Landesverbände werden Veranstaltun¬ 
gen rund um die Weltfestspiele organi¬ 
sieren. Ich selbst schaffe es leider nicht 
teilzunehmen. Als Teilnehmer der letz¬ 
ten Weltfestspiele in Südafrika kann 
ich aber jedem Jugendlichen empfeh¬ 
len, mit uns nach Ecuador zu fliegen. 
Dem Imperialismus gemeinsam mit 
mehreren 10 000 gleichgesinnten Ju¬ 
gendlichen eine Absage zu erteilen, ist 
ein einmaliges Erlebnis! 

Die Fragen stellte Wera Richter 
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SDAJ für Recht auf 
Ausbildung und Bildung 

„Wir kämpfen für den freien Zugang aller Menschen zum 
gesellschaftlichen Wissen und den kulturellen Errungenschaften“ 


D ie Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ) hat auf 
ihrem 20. Bundeskongress ihr 
Zukunftspapier beschlossen. Wir ver¬ 
öffentlichen Auszüge aus den Kapiteln 
„Recht auf Ausbildung“ sowie „Recht 
auf Bildung“ und empfehlen die Lektü¬ 
re des ganzen Heftes. 

Das Recht auf Ausbildung 

„Im Kapitalismus sind wir dazu gezwun¬ 
gen, für Lohn arbeiten zu gehen, um un¬ 
ser Leben finanzieren zu können. Des¬ 
halb haben wir ein Interesse an einer 
qualifizierten Ausbildung, denn unse¬ 
re Ausbildung entscheidet maßgeblich 
über unsere Zukunft. In der Ausbildung 
sind wir Teil des gesellschaftlichen Pro¬ 
duktionsprozesses und erfahren den 
Klassengegensatz, der diese Gesellschaft 
prägt. Während wir eine Ausbildung 
brauchen, die mehr ist, als die Qualifi¬ 
zierung unserer Arbeitskraft, haben die 
Unternehmen kein Interesse daran, dass 
wir umfassend ausgebil¬ 
det sind. Sie wollen uns 
in unserer Ausbildung 
nur die allernötigsten 
Fachkenntnisse vermit¬ 
teln, die wir benötigen, 
um profitabel für sie zu arbeiten. 

Diese Profitinteressen des Kapitals ste¬ 
hen dem entgegen, was wir brauchen: 
Das Recht auf einen betrieblichen Aus¬ 
bildungsplatz für jeden Jugendlichen. 
Dieses Recht muss die freie Wahl eines 
Berufes beinhalten, der den eigenen Fä¬ 
higkeiten und Wünschen entspricht. Wir 
wollen eine Ausbildung, die es uns er¬ 
möglicht, gesellschaftliche Zusammen¬ 
hänge zu begreifen und die uns gleicher¬ 
maßen Fähigkeiten für körperliche und 
geistige Arbeit vermittelt, so dass wir 
beides miteinander vereinbaren können. 
In einer Gesellschaft, die auf der Aus¬ 
beutung unserer Lohnarbeit beruht, 
wird uns so eine Ausbildung nicht ge¬ 
schenkt werden. Die Unternehmen ha¬ 
ben nicht mal ein Interesse daran, dass 
jeder Jugendliche einen Ausbildungs¬ 
platz bekommt. (...) Seit Jahren herrscht 
extremer Ausbildungsplatzmangel. Im 
Schnitt fehlen pro Jahr fast 200 000 Aus¬ 
bildungsplätze. Die Regierung beschö¬ 
nigt diese Zahl, indem sie Zehntausende 
Jugendliche gar nicht mitzählt, die sich 
nicht bei der Arbeitsagentur melden, die 
in schulischen Warteschleifen, Praktika, 
Berufsvorbereitungen oder anderen 
„Qualifizierungs“maßnahmen stecken. 
Ohne Ausbildungsplatz bleibt uns nur, 
ungelernt ins Arbeitsleben zu gehen. 
Wer aber ohne Ausbildung anfängt zu 
jobben, macht meist auch später keine 
und dessen Zukunft ist von ständiger 
Unsicherheit geprägt.“ 

Forderungen der SDAJ (Auszug): 

★ Ein Ausbildungsgesetz, das jedem Ju¬ 
gendlichen eine qualifizierte betriebli¬ 
che Ausbildung garantiert! 


★ Verbot von Praktika zur Verlänge¬ 
rung der Probezeit! 

★ Unbefristete Übernahme im erlern¬ 
ten Beruf! 

★ Mindestvergütung von 1200 Euro 
netto im Monat! 

★ Volles - auch politisches - Streikrecht 
auch für Azubis verwirklichen! 

★ Hochschulzugang durch abgeschlos¬ 
sene Ausbildung! 

Das Recht auf Bildung 

„Bildung sollte uns dazu befähigen, 
uns unserer Lage bewusst zu werden, 
die gesellschaftlichen Verhältnisse 
kritisch zu hinterfragen und entspre¬ 
chend unserer Interessen zu handeln. 
Dazu gehört die theoretische und prak¬ 
tische Vermittlung des aktuellen Wis¬ 
sens- und Entwicklungsstandes der 
Gesellschaft. Erst das bildet die Basis 
für gesellschaftlichen Fortschritt. Da¬ 
für muss ein lebenslanger Lernpro¬ 
zess ermöglicht werden, so dass jeder 


Mensch jederzeit die Möglichkeit hat, 
seine Fähigkeit und Interessen in alle 
Richtungen weiterzuentwickeln. Dabei 
ist Lernen kein einseitiger Prozess, in 
dem einige Wenige allen Anderen Wis¬ 
sen eintrichtern. 

(...) Der Staat sorgt durch seine Bewirt¬ 
schaftung der „Ressource“ Bildung da¬ 
für, dass wir für das Kapital verwertbar 
werden. Wir sollen den Unternehmen 
möglichst früh und vorselektiert zur 
Verfügung stehen. Nichtverwertbares 
Wissen fällt vor allem aus Kostengrün¬ 
den weg. Wir werden also nur so viel 
und so lang gebildet, wie jeweils nötig. 
(...) Bildungsgebühren, ob nun Studi¬ 
engebühren, Nachhilfeunterricht oder 
Kopiergeld, sorgen dafür, dass Bildung 
vom Geldbeutel der Eltern abhängt 
und wir in unserer Freizeit oft zusätzlich 
arbeiten müssen. Zugangsbeschränkun¬ 
gen wie der Numerus Clausus für das 
Studium verschärfen die Auslese zu¬ 
sätzlich. Im Klartext heißt das: Elitebil¬ 
dung für Wenige und Schmalspurbil¬ 
dung für die Masse. 

Eine massive Privatisierung sorgt da¬ 
für, dass Unternehmen immer direk¬ 
ter über Bildungsinhalte entscheiden. 
Übernahme von Schulgebäuden durch 
private Investoren (Public-Private-Part- 
nership), Schoolsponsoring und Lehr¬ 
material von Konzernen gehören schon 
längst zum Alltag. Dadurch entsteht ein 
Konkurrenzkampf zwischen den Schu¬ 
len um die Einwerbung von Drittmit¬ 
teln, was zu einer weiteren Ausdiffe¬ 
renzierung zwischen Eliteschulen und 
Restschulen führt und die Einflussmög¬ 
lichkeiten von Konzernen auf die Bil¬ 
dungsinhalte erhöht. 


(...) Neben dem für die Produktion 
notwendigen Wissen, wird uns ledig¬ 
lich herrschende Ideologie eingetrich¬ 
tert. Geschichtsfälschung und Anti¬ 
kommunismus sind festes Programm 
in Klassenzimmer und Hörsaal. Im Re¬ 
ligionsunterricht und an theologischen 
Fakultäten werden immer noch antiwis¬ 
senschaftliche, antikommunistische und 
reaktionäre Standpunkte und Weltan¬ 
schauungen gelehrt. Diese dürfen an 
Schulen und Universitäten keinen Platz 
haben, stattdessen wollen wir eine Bil¬ 
dung im Geiste des Humanismus und 
des gesellschaftlichen Fortschritts. Re¬ 
ligion und religiöse Erziehung sind Pri¬ 
vatsache. Bildung muss unter gesell¬ 
schaftlicher Kontrolle stehen. Da Kon¬ 
zerne aber letztlich den Profit aus den 
qualifizierten Arbeiterinnen ziehen, 
müssen sie unsere Bildung auch durch 
eine Bildungssteuer mitfinanzieren. 
(...) Wir kämpfen für den freien Zu¬ 
gang aller Menschen zum gesellschaft¬ 
lichen Wissen und den kul¬ 
turellen Errungenschaften. 
Die Forderung nach glei¬ 
chen Bildungschancen ist 
so alt wie die Arbeiterbe¬ 
wegung selbst. Schließlich 
ist Bildung eine Waffe und Wissen ist 
Macht. Erst wenn wir uns unserer Lage 
bewusst sind, können wir auch nach un¬ 
seren Interessen handeln. Ziel von Bil¬ 
dung muss der allseits gebildete, kritisch 
denkende und selbstständig lernende 
Mensch und nicht nur die Vorbereitung 
auf den Produktionsprozess sein.“ 

Forderungen der SDAJ (Auszug): 

★ Mehr Geld in die Bildung, damit bau¬ 
fällige Schulgebäude renoviert und alle 
Bildungseinrichtungen mit dem neues¬ 
ten und fortschrittlichsten Lehrmaterial 
ausgestattet werden! Kein Ausverkauf 
der Schulen an private Investoren! 

★ Weg mit der (Hoch-)Schulautono- 
mie! 

★ Weg mit dem gegliederten Schulsys¬ 
tem: Eine Schule für alle - polytech¬ 
nisch, inklusiv und ganztägig! 

★ Weg mit allen Zugangsbeschränkun¬ 
gen im Bildungssystem! Weg mit den 
Studiengebühren! 

★ Arbeitszeitverkürzung für Lehrende! 

★ Bundeswehr und Konzerne raus aus 
Schulen und Unis! 

★ Vollständige Lehr- und Lernmittel¬ 
freiheit! Kostenlose Bildung für alle! 

★ Recht auf einen kostenlosen Vollzeit¬ 
krippen- und Kitaplatz! 

★ Bedingungsloses Recht auf einen 
Studienplatz! 

★ Zentrale Prüfungen abschaffen - 
Vertrag von Bologna rückgängig ma¬ 
chen! 

(Das Zukunftspapier gibt es bei der 
SDAJ, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
oder als download unter http://www. 
sdaj-netz.de/uber-uns/zukunftspapier) 


„Wir wollen, dass wir Schülerinnen und Studierende in 
allen Bereichen gleichberechtigt mitbestimmen können, 
wie und was wir lernen.“ 




Bild ganz oben links: Auf einem Transparent fordert die SDAJ München „Eine 
Schule für alle! - Weg mit dem gegliederten Schulsystem!“ 

Bild ganz oben rechts: Bundesweite Bildungsstreik-Demonstration am 17. Juni 
2009 in Essen 

Bild oben: Frontbanner der SDAJ auf der bundesweiten Bildungsstreik- 
Demonstration am 21. November 2011 in Nürnberg - „Unsere Bildung ist nicht 
eure Wa re“ 

Bild unten: Frontbanner der SDAJ auf der Jugenddemo am 24. November 2007 
in Nürnberg - „Wer nicht ausbildet, muss zahlen!“ 
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Theorie und Geschichte 
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E s gab mutige Helden unter der 
deutschsprachigen Minderheit in 
Nordböhmen, vor und nach dem 
Einmarsch der faschistischen Wehr¬ 
macht. Ihnen ist die sehr beeindrucken¬ 
de Ausstellung „Vergessene Helden - 
Deutsche Antifaschisten in den böhmi¬ 
schen Ländern“ gewidmet, die zur Zeit 
im oberfränkischen Hof gezeigt wird. 
Dass nicht alle Sudetendeutschen, die 
nach der Niederlage der NS-Diktatur 
aus der Tschechoslowakei ausgewiesen 
wurden, Nazianhänger gewesen waren, 
ist zwar bekannt. Doch insbesondere 
der „Bund der Vertriebenen“ wird 
nicht müde, sie als unschuldige Kriegs¬ 
opfer und Opfer der neuen kommunis¬ 
tischen Regierung darzustellen. 

Im oberfränkischen Hof hat man ihnen 
und den zahllosen anderen Flüchtlin¬ 
gen aus dem Osten 2011 gar einen Mu¬ 
seumsanbau „Flucht und Vertreibung“ 
errichtet dem der Ungeist des Kalten 
Krieges durch viele Ritzen weht. 

Man kann den Eindruck gewinnen, 
dass sich die Museumsleitung schwer 
tut mit der dezidiert antifaschistischen 
Botschaft der Ausstellung, die der His¬ 
toriker Tornas Okurka für das Muse¬ 
um in Usti nad Labern (Aussig in Nord¬ 
böhmen) in Tschechien konzipiert hat: 
Man muss einige Treppen in die Tiefe 
steigen, an Toiletten und Garderobe 
vorbei, um dann nach links im Gewöl¬ 
bekeller, den unscheinbaren Hinweis¬ 
schildern folgend, fündig zu werden. 
Ein etwas größeres Schild weist ver¬ 
sehentlich auf „Vergessene Helden - 
Auch sie waren gegen den Antifa¬ 
schismus“ hin - eine Freudsche Fehl¬ 
leistung? Das Schild wird nach einem 
Hinweis der VVN-Kreisvorsitzenden 
eilig entfernt. 


Im Marxismus wandelt sich ein bloß ge¬ 
fühlsmäßiger sozialistischer Glaube zum 
sozialistischen Wissen. Die außerordent¬ 
lich unterernährte sozialistische Phanta¬ 
sie selbst von Kommunisten etwas be¬ 
weglicher zu machen, kann also nicht 
schaden. So ist es eine anerkennenswerte 
Leistung, dass Hermann Kopp mit Unter¬ 
stützung des LAIKA-Verlages den Band 
„Wovon wir träumen müssen ...“ heraus¬ 
gebracht hat. Er enthält eine Sammlung 
von Aufsätzen zum Thema „Marxismus 
und Utopie“ - Ergebnis einer Tagung der 
Marx-Engels-Stiftung an der Universität 
Münster anlässlich des 130. Todestages 
von Karl Marx. Es handelt sich um eine 
sehr lesenswerte, aber keinesfalls immer 
leicht verdauliche Lektüre, die voller 
Gedankenreichtum steckt und letztlich 
Peter Hacks widerspricht, der behauptet 
hat, der Utopie-Begriff sei nur ein Wort 
für Gegenrevolution. 

Das Vorwort von Ernst Bloch zu „Das 
Prinzip Hoffnung“ leitet den Band ein. 
An seinem Utopiebegriff, der doch weit¬ 
gehend ahistorisch, aber zutiefst kämpfe¬ 
risch ist, scheiden sich die Autoren. Das 
Verhältnis des utopischen zum marxisti¬ 
schen Denken wird in ihren Aufsätzen 
kritisch hinterfragt. Dabei sollte nicht 
übersehen werden, dass die Ausarbei¬ 
tung der Lehre von den theoretischen 
Quellen des Marxismus, und nicht zu¬ 
letzt darum geht es, bei der Frage nach 
der Funktion der sozialen Utopie, eine 
Antwort auf revisionistische und bürger¬ 
liche Angriffe auf seine Einheit und sei¬ 
nen Erbeanspruch ist. 

Die Autoren des Buches unterscheiden 
zwischen Utopie und Apologie. Sie fas¬ 
sen die Utopie primär als eine Ideologie 
politisch unterdrückter und ökonomisch 
ausgebeuteter Klassen. Utopien neh¬ 
men mögliche gesellschaftliche Zustän¬ 
de vorweg. Behandelt man sie als etwas 
rein Geistiges mit „eigener Geschichte“, 
kommt es zum Wesensverlust des Unter¬ 
suchungsobjektes. Wird die Utopie, die 
ihren Fahrplan hat, möglich und notwen¬ 
dig zugleich, verliert sie ihren ideologi¬ 
schen Charakter und wandelt sich - bei 
Strafe des Untergangs - zu wissenschaft¬ 
lichem Bewusstsein. 


Dialektik und 
Didaktik 


anderen“ Sudetendeutschen 

Ausstellung über „Vergessene Helden“ 


Egal: Wichtig ist, dass über dieses we¬ 
nig bekannte Kapitel antifaschistischen 
Widerstands im Museum informiert 
wird, was im CSU-regierten Hof nicht 
unbedingt selbstverständlich ist. 

Die Terminierung passt jedenfalls gut: 
Am 1. Oktober 1938 marschierte die 
faschistische Wehrmacht in die Tsche¬ 
choslowakei ein, kurz nach der erzwun¬ 
genen Abtretung des Sudetenlandes an 
Deutschland gemäß dem erpresseri¬ 
schen „Münchner Abkommen“. 

Nach 1945 wurde der wenig erforsch¬ 
te Widerstand der deutschsprachigen 
Minderheit in der BRD wie auch in 
der Tschechoslowakei zunächst nur 
teilweise gewürdigt. 

Seit November 2007 wandert nun die¬ 
se von der tschechischen Regierung in 
Auftrag gegebene Ausstellung durch 
Tschechien, Deutschland und Öster¬ 
reich. Vor der Saalestadt Hof war sie im 
benachbarten Wunsiedel zu besichti¬ 
gen, berühmt durch seinen Widerstand 
gegen die früheren Naziwallfahrten 
zum früheren Grab von Rudolf Hess. 
Auch von daher passt diese tschechi¬ 
sche Dokumentation des Antinazi-Wi¬ 
derstands gut in die Landschaft: In Hof 
ist der Streit um Straßenumbenennun¬ 
gen bzw. die offizielle Ehrung des loka¬ 
len Widerstandskampfes seit längerem 
in vollem Gange. 

Hof liegt nur 20 Kilometer von der 
tschechischen Grenze entfernt; Ho¬ 
fer Nazigegner arbeiteten in den 30er 
Jahren regelmäßig mit ihren Genossen 
jenseits der Grenze zusammen. So ist 
die Ausstellung hier von besonderer 
Relevanz. Sie belegt anschaulich, wie 
deutschsprachige Antifaschisten kon¬ 
sequent und gut organisiert gegen die 
Henlein-Faschisten in der früheren 


Kuno Füssel macht uns mit den Über¬ 
legungen von Franz J. Hinkelammert 
zum Utopiebegriff bekannt, der mit sei¬ 
ner Hilfe den verlogenen „Realismus“ in 
den bürgerlichen Gesellschaftstheorien 
entlarvt. „Marxismus als Denkmethode 
und Sicht auf die Welt“, behandelt Wolf¬ 
gang Jantzen. Reinhard Jellen beschäf¬ 
tigt das Thema „Ernst Bloch - Das Noch- 
Nicht-Sein und der Philosoph des ,Wär¬ 
mestroms 4 im Marxismus“. Dieter Kraft, 
der sich mit dem Begriff der Utopie als 
einer „verbogenen Kategorie“ ausein¬ 
andersetzt, differenziert zwischen den 
Utopien (Bacon, Morus, Campanella, 
Hobbes, Platon) im Hinblick auf deren 
Radikalität. Sein Favorit ist Thomas Mo¬ 
rus. Er ist „ein Radikaler, und es gehört 
zum Wesen der Utopie, radikal sein zu 
müssen. Wenn es der Gesellschaft an die 
Wurzeln geht, hilft kein Reformismus.“ 
(S. 105) Ein „anderer Utopie-Begriff als 
der in ,Utopia 4 zur Welt gekommene 
macht heute ohnehin keinen Sinn mehr, 
er wäre, um Hacks das letzte Wort zu las¬ 
sen, nichts als peinlich.“ (S. 106) Edgar 
Radewald stellt in seinem Beitrag „Kein 
,Vorschein 4 ohne Rückschau“, die etwas 
einseitige These auf, dass in den sozialis¬ 
tischen Ländern „Utopie“ schlechthin als 
antisozialistisch diffamiert wurde. Ganz 
so war es nicht. Das beweisen die Arbei¬ 
ten von Lola Zahn, Joachim Höppner 
und Waltraud Seidel-Höppner. Aber es 
ist höchste Zeit, die Utopie-Debatte wie¬ 
der aufzunehmen, die mit dem Sieg der 
Konterrevolution zum Erliegen kam. Al¬ 
lerdings vermag ich nicht nachzuvollzie¬ 
hen, dass die Enteignung der besitzenden 
Klasse ohne Revolution und Umsturz re¬ 
alisierbar sein soll. Ich stimme dem Au¬ 
tor zu, wenn er ein realisierbares Sozia¬ 
lismus-Modell fordert, das die Menschen 
überzeugt. (S. 160) 

Verschiedene Beiträge spitzen die Fra¬ 
ge nach der Funktion der Utopie bis zur 
Frage nach einer „materialistischen On¬ 
tologie“ zu. Hans-Heinz Holz hat sich 
hier engagiert. Hinsichtlich der Autoren 
des Buches gilt dies auch für Reinhard 
Jellen und Jürgen Meier, der dem Le¬ 
ser das Denken von Georg Lukäcs nahe 
bringt, dem es um den sozialen Auftrag 


Tschechoslowakei auftraten, die den 
Anschluss an Nazideutschland pro¬ 
pagierten und sich ansonsten als Ab¬ 
klatsch der braunen Sozialdemagogen 
in Deutschland aufführten. 
Deutschsprachige Sozialdemokraten 
und Kommunisten, aber auch Funkti¬ 
onsträger der katholischen Kirche setz¬ 
ten ihr Leben ein, um die Republik ge¬ 
gen diese „Fünfte Kolonne der Nazis zu 
verteidigen. Vor allem die Kommunis¬ 
tische Partei konzentrierte ihre Öffent¬ 
lichkeitsarbeit auf die Entlarvung der 
Sozialdemagogie der Hitler-Anhänger 
in den böhmischen Regionen. Während 
der Okkupation beteiligten sie sich zu 
Hause oder im Exil, auch als Soldaten 
in der britischen Armee, am Widerstand. 
Viele von ihnen wurden inhaftiert oder 
ermordet. 

Nach dem Krieg erfuhren sie zwar offi¬ 
zielle Anerkennung und Ehrung durch 
die neue, von Kommunisten geführ¬ 
te Regierung, jedoch nur, soweit ihre 
Beteiligung am Widerstand eindeutig 
nachgewiesen war. Doch waren die 
meisten deutschen NS-Gegner nach 
dem Krieg oft keineswegs auf Rosen 
gebettet bzw. wurden 1945/46 wie vie¬ 
le andere ausgesiedelt, in so genannten 
„antifaschistischen Transporten“. Etli¬ 
che von ihnen emigrierten. 

Akribisch recherchiert und mit aus¬ 
führlichem Bild- und Wochenschauma¬ 
terial vermittelt die Ausstellung einen 
bewegenden Eindruck von dem politi¬ 
schen Klima in der Tschechoslowakei 
der 30er Jahre. Nicht wenige Nazigeg¬ 
ner hatten ursprünglich dort Zuflucht 
gesucht, insbesondere in Prag, wie der 
bekannte Journalist Egon Erwin Kisch. 
Auch die dokumentierten Schicksale 
einzelner Widerstandskämpfer, eini- 


der Kunst geht und für welchen die Uto¬ 
pien „im Zeitalter des Imperialismus fes¬ 
ter Bestandteil herrschender, reaktionä¬ 
rer Ideologie“ sind (S. 112). Thomas Met- 
scher, hier ebenfalls zu nennen, möchte 
„das Moment des utopischen Denkens 
in den Marxismus zurückzuholen - nicht 
im Sinn von,Rezepten für die Garküche 
der Zukunft 4 , wie Marx spottend gesagt 
hat, sondern als Denken des geschicht¬ 
lich Möglichen, im Hier und Jetzt mög¬ 
lich Gewordenen: der konkreten Utopie.“ 
(S.127) Die ontologische Fragestellung 
ist für ihn die Frage nach einem dialek¬ 
tischen Begriff des „Zusammenhangs/ 
Gesamtzusammenhangs“, das Ganze als 
Prozesszusammenhang gedacht. (S.131) 
Das Plädoyer für eine marxistische On¬ 
tologie mit „der Wirklichkeit als Zent¬ 
ralkategorie“ macht den Inhalt des Bei¬ 
trages von Claudius Vellay aus. Sich auf 
Lukäcs stützend, kritisiert er die Einfüh¬ 
rung des Utopischen in den Marxismus. 
(S.234) Ich selbst vertrete in der Frage 
der Ontologie die Auffassung, dass diese 
durch die materialistische Beantwortung 
der Grundfrage der Philosophie im Mar¬ 
xismus erschöpft ist. 

Besonders hervorheben möchte ich die 
Beiträge von Werner Röhr „Der reale 
Mutterboden der Utopie“, Arnold Schöl- 
zel „Konfrontation und Relativierung“, 
Werner Seppmann „Krise und Utopie“, 
Robert Steigerwald „Das Utopie-Pro¬ 
blem gestern und heute“. Röhr macht 
uns mit den Forschungen Karl Schmü- 
ckes zum utopischen Sozialismus be¬ 
kannt. Die Methode von Schmückes 
ruft den utopischen Sozialismus als so¬ 
ziale Erkenntnis ins Gedächtnis zurück 
und verweist vor allem auf die sozialhis¬ 
torischen Grundlagen und Zusammen¬ 
hänge der Utopien. Vom Sozialismus 
zurück zur Utopie? - dies ist nicht der 
Weg, um den es Werner Röhr geht. Es 
geht um eine Quelle des Marxismus, es 
geht um ein produktives Beispiel kon¬ 
kreter positiver Würdigung der Utopie, 
es geht um wissenschaftlichen Sozialis¬ 
mus, es geht um die Furcht aller bürger¬ 
lichen Sozialismusfeinde vor der Utopie 
als „edelster Manifestation einer gerech¬ 
teren und zugleich glückstiftenden Ge- 


ge von ihnen zusätzlich verfolgt we¬ 
gen ihrer jüdischen Herkunft, beein¬ 
drucken zutiefst. So das Schicksal von 
Edith Kroupava, deren Eltern in Lager 
verschleppt wurden. 1945 kehrte „die 
Mutter nach Hause zurück, in einer ge¬ 
streiften Häftlingskleidung auf einem 
russischen Panzer“... 

Zwar irritieren bei der Darstellung hier 
und da Formulierungen aus dem Wör¬ 
terbuch der Totalitarismus-Theorie und 
manches Plakat bleibt leider unver¬ 
ständlich, da nicht alles ins Deutsche 
übersetzt ist. 

Unbeschadet dessen jedoch leistet die¬ 
se Forschungsarbeit einen bedeuten¬ 
den Beitrag zur Geschichte des antifa¬ 
schistischen Widerstands wie auch zur 
deutsch-tschechischen Verständigung. 
Vor allem jedoch erfahren so Wider¬ 
standskämpfer und Opfer des NS-Re- 
gimes auch unter der deutschsprachi¬ 
gen Minderheit zum Teil zum ersten 
Mal eine längst überfällige Ehrung. 
Die Ausstellung ist noch bis zum 3. No¬ 
vember im Museum Bayrisches Vogt¬ 
land in Hof zu sehen, Dienstag bis 
Sonntag von 10-16 Uhr. 

Eva Petermann 







sellschaftsordnung“ schließlich geht es 
um die Zurückweisung von Versuchen, 
den einst realen Sozialismus selbst zur 
Utopie zu erklären. (S. 176 ff) Arnold 
Schölzel zeigt am Beispiel der Ausein¬ 
andersetzung von Engels mit Dühring, 
dass die Entwicklung des Sozialismus 
von der Utopie zur Wissenschaft kei¬ 
neswegs nur von der Konfrontation lebt, 
sondern auch bedeutet, den Begriff des 
utopischen Sozialismus, der Sozialutopie 
immer wieder neu historisch konkret zu 
bestimmen. Utopie ist in der heutigen Si¬ 
tuation „der Versuch, dem Unheil nicht 
nur geistig Einhalt zu gebieten, sondern 
es zu wenden“ (S. 190) Auf dieser Linie 
bewegt sich Werner Seppmann. Substan¬ 
ziell im besten Sinne des Wortes ist der 
Beitrag von Robert Steigerwald. Er un¬ 
terscheidet zwischen Utopie „gestern“ 
und Utopie „heute“, weist die Diffamie¬ 
rung des Marxismus als utopisch zurück. 
(S. 212) Marxismus und progressiver 
Utopismus sind soziale, politische ideel¬ 
le Erscheinungen unterschiedlicher Ent¬ 
wicklungsetappen des Kapitalismus und 
des antikapitalistischen Kampfes, die 
man nicht vermischen sollte. Der Mar¬ 
xismus enthält den Utopismus nicht als 
Inhalt. (S. 210 ff) Dies schließt Ehrlich¬ 
keit in allen Fragen ein. In guter Gesell¬ 
schaft, nämlich in der Gesellschaft von 
Clara Zetkin und Hermann Duncker, be¬ 
findet sich der Autor mit dem Vorschlag, 
in der Art der Utopie von Edward Bel- 
lamy „Das Jahr 2000 - Ein Rückblick 
auf das Jahr 1887“ ein utopisches Buch 
für die Gegenwart zu schreiben. Denn 
es gibt durchaus Ahnungen, Wünsche in 
Richtung Sozialismus, die aber mit der 
Ablehnung des gewesenen Sozialismus 
verbunden sind. (S. 216 ff) 

Mit Lenins Verteidigung des „träumen¬ 
den“, schöpferischen Marxisten in „Was 
tun?“ schließt der Band ab. 

Herbert Münchow 
(Vorabdruck aus „Marxistische Blätter“ 6/13) 

Hermann Kopp (Hrsg.), Wovon wir träumen 
müssen ..., Marxismus und Utopie, LAIKAthe- 
orie Band 34, LAIKA-Verlag Hamburg 2013, 
248 Seiten, 14,90 Euro, ISBN: 978-3 942 281 - 
61-4. 


Wie kommen die Gedanken in 
die Köpfe der Menschen? 

„Politische Bildung, erst recht wenn sie 
sich als linke versteht, ist selbst da zur 
Seltenheit geworden, wo sie entstan¬ 
den ist, nämlich in Gewerkschaften 
und linken Parteien. Es findet eine im¬ 
mer stärkere Konzentration auf funk¬ 
tionale oder organisationsinterne Qua¬ 
lifizierung statt, während die politische 
Grundlagenbildung austrocknet. Die 
Gründe dafür sind vielfältig und kaum 
zu erklären, ohne die politische Ent¬ 
wicklung der Gesellschaft und die dar¬ 
aus entstehende Praxis in Augenschein 
zu nehmen.“ Was Harald Werner einlei¬ 
tend in seinem neuen Band „Wie die 
Gedanken in die Köpfe der Menschen 
kommen“ so nüchtern wie treffend 
konstatiert, ist für ihn Auftrag, gegen¬ 
zusteuern. Denn während seinerzeit in 
linken Zusammenhängen wie auch in 
Gewerkschaften Grundlagenseminare 
zur Geschichte der Arbeiterbewegung 
selbstverständlich waren, so konzent¬ 
riert sich heute etwa die „Arbeitsge¬ 
meinschaft Arbeit und Leben, eine 
Kooperation von DGB und Volkshoch¬ 
schulen, auf Bildungsurlaubsseminare, 
die sich auf die fachliche Qualifikation 
von Betriebsräten beschränken.“ 

Dass es Harald Werner gelingt, die¬ 
ser Entwicklung fundiert etwas entge¬ 
genzuhalten, deutet schon der Unter¬ 
titel an: „Dialektik und Didaktik der 
politischen Bildung“. Schulbuchartig 
erläutert er gleich zu Beginn die drei 
Prinzipien der Dialektik: „Einheit und 
Kampf der Gegensätze“, „Negation der 
Negation“ und „Umschlag quantitati¬ 
ver Veränderungen in eine neue Qua¬ 
lität“ - inhaltliche Einführungen, die 
nicht etwa nur zeigen sollen, dass da 
jemand geschult zu Werke geht. Viel¬ 
mehr zieht sich das Denken in Wider¬ 
sprüchen durch das gesamte Buch, von 
fundierten Erläuterungen zur Kriti¬ 
schen Psychologie - mit Anleihen auch 
bei namhaften sowjetischen Psycholo¬ 
gen - über Ausführungen zur Subjekt¬ 
orientierung bis hin zu einem praxiso¬ 
rientierten Teil mit konkreten metho¬ 
dischen Handreichungen. Hier schöpft 
der Autor aus seiner eigenen Praxis in 
der politischen Bildung. 

Auch historische Hintergründe zur 
politischen Bildungs- und Schulungs¬ 
arbeit bei der Entstehung der Arbei¬ 
terbewegung bereichern den Band. Ein 
Manko ist allerdings, dass hier die Mar¬ 
xistische Abendschule (MASCH), die 
in den 1920er Jahren breiten Zulauf aus 
den Reihen der KPD hatte und in den 
letzten Jahren hier und da reaktiviert 
wurde, unerwähnt bleibt. Eine weitere 
Leerstelle: Auch wenn Werner durch¬ 
aus mit Begriffen wie „politische Öko¬ 
nomie“ und „marxistische Perspektive“ 
operiert, so vermisst man schmerzlich 
den des „Klassenbewusstseins“. Das 
mag indes taktische Gründe haben: 
Wo die politische Grundlagenbildung, 
zumal bei gewerkschaftlichen „Trai¬ 
nern“ und „Teamern“, „ausgetrocknet“ 
ist, da will das Pflänzchen der linken 
Schulungsarbeit behutsam gegossen 
werden. In dem Sinne ist das Buch ein 
überzeugender Leitfaden - theoretisch 
fundiert und praxistauglich zugleich. 

Mario Tal 


Harald Werner: Wie die Gedanken in die Köpfe 
der Menschen kommen. Dialektik und Didak¬ 
tik der politischen Bildung, PapyRossa Verlag, 
Köln 2013,189 Seiten, 12,90 Euro. 
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„Heimatsuche oder Zerstörte Idyllen“ 

Zum 85. Geburtstag von Karl Hermann Roehricht am 12. Oktober 


D er Schöpfer eines eindrucksvol¬ 
len, vielseitigen künstlerischen 
Werkes, das aus Romanen, Er¬ 
zählungen, Kinderbüchern - von ihm 
geschrieben und illustriert -, Dramen, 
Gedichten und zahlreichen Bildern 
besteht,begeht seinen 85. Geburtstag; 
das ist Anlass genug, Karl Hermann 
Roehricht herzlich zu gratulieren, ihm 
für ein packendes und immer wieder 
beeindruckendes Werk zu danken und, 
um an ihn zu erinnern. Es ist still um 
seine Werke, obwohl das Interesse an 
ihm ruhig und stetig wächst. Aber es 
wird nicht von aufdringlicher Selbstin¬ 
szenierung begleitet, sondern von der 
beharrlichen Beständigkeit des sich sei¬ 
ner selbst sicheren Künstlers. Zurück¬ 
gezogen und an Krankheiten leidend, 
lebt er von den Erinnerungen an die 
von ihm gesuchte natürliche Schönheit, 
die er in vielfältiger Weise abbildete, oft 
mit freundlicher Ironie versehen. Sein 
bildnerisches und literarisches Schaffen 
steht in großen künstlerischen Traditio¬ 
nen, die vom oberflächlichen Zeitgeist 
längst in den Hintergrund gedrängt 
werden, auch wenn diese Traditionen 
von Thomas Mann bis zu Peter Hille 
reichen, von der Romantik über Ar¬ 
nold Böcklins „Toteninsel“ bis zur ita¬ 
lienischen und niederländischen Tafel¬ 
malerei und den Naiven. Besonders 
auf die Beziehung zu dem Wanderer 
zwischen den Welten Peter Hille ist 
er stolz. In Gedichten hat er ihm ein 
Denkmal gesetzt. 

Karl Hermann Roehrichts Themen sind 
keine, die dem aufgeregten schnelllebi¬ 
gen Kunstbetrieb mit seinen ständigen 
Aufregungen und seinen Belanglosig¬ 
keiten, die in Provokationen enden, 
genügen würden: Seine Themen sind 
die Schicksale einfacher Menschen, 
deren natürliches Leben von Zerfall 
und Vernichtung, Hektik und medialer 
Überschwemmung bedroht wird. Im¬ 
mer sind neben der Schönheit auch die 
Bedrohung und der Verfall gegenwär¬ 
tig; insofern sind seine Beschreibungen 
und Schilderungen, sei es auf Bildern 
oder in Texten, nicht nur der Schön¬ 
heit verpflichtet, sondern auch war¬ 
nend. Dem organisierten Kunstbetrieb 
mit dem Tross der High Society hat sich 
Roehricht immer entzogen und begab 
sich auf eine lebenslange Suche nach 
dem anderen Publikum, deren Credo 
war: „Ich habe immer die kleinen Leu¬ 
te geliebt.“ 

Schließlich entzieht sich sein Werk ei¬ 
ner Ästhetik, wie sie in letzter Zeit als 
Ästhetik des Verrisses gefeiert wird, 


eine Ästhetik, die das Wesen der Kunst 
missachtet; Roehricht war immer auf 
der Suche nach Schönheit und suchte 
auch im Abseitigen das Wesentliche 
und Bewahrenswerte; besonders seine 
Landschaftsbilder sind dafür ein be¬ 
redtes Zeugnis. So harmonisch seine 
Bilder auf den ersten Blick scheinen, 
immer finden sich darin auch die Be¬ 


drohungen für den Menschen: Hinter 
Landschaften tauchen Schornsteine 
und Kühltürme auf, Menschen werden 
klein unter großen Himmeln, Reprä¬ 
sentanten der Vergangenheit, beispiels¬ 
weise Windmühlen, verfallen, hinter 
schönen Landschaften stehen Ruinen, 
Stadtfassaden zeigen brockenden Putz. 
Nicht nur die Menschen sind gefährdet, 
auch die Natur. Das Bild „Schwedter 
Winterlandschaft“ steht in der Nach¬ 
folge der niederländischen Meister und 
war gleichzeitig ein Hinweis auf die 
moderne Industrie, deren Vorzüge und 
deren Gefahren Roehricht gleicherma¬ 
ßen im Blick hatte. Es war 1972, als das 
Bild auf der VIII. Kunstausstellung der 
DDR ausgestellt wurde, eine heiß dis¬ 
kutierte Verbindung, deren Aktualität 
heute größer als je ist, die aber die of¬ 
fizielle Politik verdrängt. Insofern war 
der Streit, der von Roehrichts Werken 
in den siebziger und achtziger Jahren 


ausging, wirkungsvoller als das heutige 
Schweigen über sein großartiges bild¬ 
nerisches und literarisches Werk oder 
die huldvolle Kenntnisnahme. 

Die Überschrift dieser würdigenden 
Zeilen ist die eines Kapitels in Roeh¬ 
richts „Lebensverläufe. Innenansichten 
aus der DDR“ (1991). Das Buch endet 
mit einem Wechsel: Die Roehrichts 


verließen 1984 die DDR, in die sie 
1960 gekommen waren, in der er sei¬ 
ne größten literarischen Erfolge er¬ 
zielte und viele Lreundschaften fand. 
Zwar lebt der Maler und Schriftsteller 
inzwischen seit 1998 wieder in Berlin 
am westlichen Stadtrand, aber eine 
richtige Heimat ist es nicht geworden. 
Sogar die äußeren Umstände wurden 
wieder so, als wolle er immer noch auf¬ 
brechen: Was sich ein Leben lang an¬ 
gesammelt hatte - die Bibliothek und 
die Schränke - wurde den Kindern ge¬ 
geben. Hinter Roehrichts Lebensplan 
steht die Einstellung, nicht abhängig 
sein zu wollen, niemandem etwas auf¬ 
zudrängen und sich keine Vorschriften 
machen zu lassen. Indem er sich allen 
sozialen Beziehungen zu entziehen ver¬ 
suchte, schuf er sich seinen Freiraum als 
Schriftsteller und Künstler; aber er be¬ 
zahlte diesen Gewinn mit einem Platz 
zwischen den Stühlen. Dabei war ihm 


soziale Verantwortung nicht fremd, 
wenn er sich auch von der Politik fern 
hielt.Der Maler und Dichter lebte „frei 
von Ballast“, wie er einmal schrieb. Sein 
Leben lang war er auf der Suche nach 
einem selbstbestimmten Leben, aber 
er musste die sozialen Bestimmungen 
immer erkennen. Die darin vorhande¬ 
ne Ungerechtigkeit wurde ihm beson¬ 


ders in den späten Lebensjahren nur zu 
sehr bewusst. Ein Leben lang suchte er 
seine Idylle, in der Mensch und Natur 
übereinstimmen sollten. Aber immer, 
wenn er glaubte, sie gefunden zu ha¬ 
ben, erwies sich die Idylle als brüchig, 
und wenn nur die Autobahn hinter dem 
Wald den Eindruck zerstörte: „Neben 
einer Autobahn kann es keine Idylle 
geben.“ 

Der Satz beschreibt Leben und Schaf¬ 
fen Roehrichts treffend. In dieser Span¬ 
nung von Suche und Beharren entstan¬ 
den seine Bücher und seine Bilder. Es 
sind ruhige Bücher und ruhige Bilder; 
die Bücher heißen „Vorstadtkindheit“ 
(1979), „Großstadtmittag“ (1980)und 
„Waldsommerjahre“ (1981). Es sind 
autobiografisch geprägte Werke, in de¬ 
nen er Künstler-Odysseen bietet, vor 
allem die seinige. Seinen Blickwinkel 
bezog er dabei aus den simpliziani- 
schen Schriften des 17. Jahrhunderts; 


diese Perspektive ermöglichte es ihm, 
eindringlich Menschen zu beschrei¬ 
ben, die von einer verantwortungslos 
und unmenschlich handelnden Politik 
zunehmend beschädigt, zum Leiden 
gezwungen werden und dieses Lei¬ 
den auch noch als Errungenschaft be¬ 
trachten sollen. Wie ein Simplizissimus 
wollte er aus den Wirren des Krieges zu 
Menschlichkeit und Frieden finden, die 
Kunst als Hilfsmittel nutzend,und kam 
dabei in neuen Übeln an. 

★ 

1928 als Kind eines Konditors und 
einer Metallarbeitern! in Leipzig ge¬ 
boren war Karl Hermann Roehricht 
nach Arbeitsdienst und Gefangen¬ 
schaft in verschiedenen Berufen tä¬ 
tig, studierte von 1951 bis 1958 Ma¬ 
lerei in Berlin, auch in Palermo, und 
schrieb erste Gedichte. 1975 trat er 
für die breite Öffentlichkeit als Au¬ 
tor hervor; bald wurde er häufig ge¬ 
nannt, gelobt und bewundert. Zwölf 
Bücher hat er veröffentlicht, meist 
von ihm auch illustriert. 1979 bekam 
er den Kunstpreis der DDR, 1984 sie¬ 
delte er nach Bayern um, kehrte 1998 
nach Berlin zurück. Als Maler war 
er bereits in den siebziger Jahren be¬ 
kannt und berühmt. Besonders seine 
Landschaften hatten es den Betrach¬ 
tern angetan, denn in ihnen waren die 
Menschen immer selbstverständlich 
vorhanden. Tafelbilder von ihm fin¬ 
den sich in Dresden (Neue Meister), 
Schwerin (Staatliches Museum), Re¬ 
gensburg (Ostdeutsche Galerie), Gera 
(Kunstmuseum Orangerie) und vielen 
anderen Galerien. Er hatte in den zu¬ 
rückliegenden Jahren Ausstellungen, 
2000 im Foyer des Krankenhauses 
Spandau, eine vielbeachtete 2004 auf 
der Burg Beeskow, 2009 in Eisenhüt¬ 
tenstadt-Fürstenberg (Oder) und an¬ 
deren Orten. Trotzdem ist er in der 
offiziellen Kunst- und Literaturszene 
ein Einsamer geblieben; die schlich¬ 
ten und einfachen Menschen sind dort 
nicht erwünscht, weder als Schöpfer 
noch als Gegenstand der Kunst. Sie 
sind nicht spektakulär genug. Aber 
Karl Hermann Roehricht hat ihnen 
in Kunst und Literatur ein bleibendes 
Denkmal gesetzt; es ist zudem dau¬ 
erhafter als die schnell vergehenden 
Events der marktschreierischen Per¬ 
formance- und Happening-Kultur. 
Dass uns dieser Künstler dabei die 
Werte einfachen Lebens bewahrt, ist 
ihm zusätzlich zu danken. Alles Gute, 
Karl Hermann Roehricht, und herzli¬ 
chen Dank. Rüdiger Bernhardt 



Karl Hermann Roehricht:„Landschaft an der Nuthe“,i966 


Mumias Botschaften aus der Hölle 

„Long Distance Revolutionary“ - Dok-Film aus den USA über Mumia Abu-Jamal 


Da „lebt“ ein Mann in einem sechs 
Quadratmeter engen Raum. Drei¬ 
undzwanzig Stunden pro Tag. Halb¬ 
dunkel. Er sitzt und schreibt. Mit der 
Hand. Ohne PC, ohne Internet. Tau¬ 
sende angriffslustige Kommentare. 
Weltweit - trotz starker Hindernis¬ 
se - gesendet und veröffentlicht. Wo¬ 
che für Woche. Und er liest viel. Wenn 
Besuch zugelassen ist, trägt er Hand¬ 
schellen. Und täglich das Warten. Auf 
die Giftspritze. Monat für Monat. 
Jahr für Jahr. So eingepfercht muss er 
ausharren, der 1982 zum Tode Verur¬ 
teilte. Und schreibt das Unbewiese¬ 
ne seiner angeblichen Schuld an der 
Ermordung eines Polizisten mit Ar¬ 
tikeln und Büchern in die Welt hin¬ 
aus. Es geht ihm nicht um sich selbst, 
um sein Ego. Er klagt die Vereinig¬ 
ten Staaten des schlimmsten Rassis¬ 
mus an. Und er lebt und übersteht die 
Qualen der Hölle und wird zum Idol 
aller Freiheitsliebenden. Und ist nicht 
zum Schweigen zu bringen. Bis 2011, 
als dieses Urteil aufgehoben und in 
ein lebenslanges Eingesperrtsein um¬ 
gewandelt wird. Weil er Freunde hat, 
Mitstreiter, Sympathisierende. 

Sein Name: Mumia Abu-Jamal. Ein 
US-amerikanischer schwarzer Men¬ 
schenrechtler. Seit über 30 Jahren geht 


sein Name um die Welt. Eine Symbol¬ 
figur, die im Namen von fast 3000 To¬ 
deskandidaten von Afro-Amerikanern 
in den USA und Millionen aufrechter 
Menschen Mut macht, nicht klein bei¬ 
zugeben. Bereits 1996 wurde unter der 
Produktionsleitung von Peter Kleinert 
der erste Film über ihn und mit ihm in 
der Todeszelle gedreht. „Hinter die¬ 
sen Mauern - Mumia Abu-Jamal und 
der lange Kampf um Freiheit“ befass¬ 
te sich auch mit den verbrecherischen 
Fehlurteilen der amerikanischen Jus¬ 
tiz. Und in diesen Tagen des Oktober 
2013 kommt erneut ein Dokumentar¬ 
film über ihn in die deutschen Kinos: 
„Long Distance Revolutionary“. Länge: 
120 Minuten. Produziert in Amerika. 
Das vorneweg: Es ist ein Film, der 
Unruhe schafft, der einen nicht dazu 
bringt, sich ruhig im Fernsehsessel zu¬ 
rückzulehnen. Ein Film der Schnellig¬ 
keit, der Kontraste, der ans Herz rüh¬ 
renden Emotionen. 

„Die Blitze sollen unsere Botschaft tra¬ 
gen“. Ein Spruch von Mark Twain zu 
Beginn des Films. Ein Schwarzer liest 
aus dem Buch: „Days & Nightmares“ 
(Alptraum). Autor: Mumia Abul-Ja¬ 
mal: „Eingehüllt ins süße, trügerische 
Entkommen des Traums höre ich die 
unverkennbaren Geräusche: Knüppel 


klatschen auf Fleisch, Stiefel treten 
zu, Schreie, Flüche ... und alles ver¬ 
mischt in der Filmmaschine des Ge¬ 
hirns, erinnert an die größten Hits der 
Polizei - Hits gegen mich. Eine neue 
Dämmerung, neue Prügelorgie, ein 
neuer Gefangener in Handschellen, in 
den Betonboden geklatscht von einer 
Wärter-Schwadron.“ 

Und dann geht es mit den Sequenzen 
im Sekundentakt: Fotos und Inter¬ 
views mit Mumia, Kommentare von 
Kolleginnen, Freunden und Freun¬ 
dinnen, ehemaligen Weggenossinnen 
aus der Black Panther Party, seiner 
Schwester Lydia und seiner 89-jähri¬ 
gen Literaturagentin. Und: Tariq Ali, 
Noam Chomsky, Alice Walker, Angela 
Davis und viele andere sprechen über 
den Menschen, den Autor und Visio¬ 
när. Er und seine Stimme dominieren 
den zweistündigen Film. Sie sind Über¬ 
bringer der Botschaften des unrecht¬ 
mäßig Inhaftierten. Darüber hinaus 
als Illustrationen: Dokumente, Plaka¬ 
te, Zeitungsausschnitte, Tonbandgeräte, 
Grafiken. Im Kontrast dazu: Prügelnde 
Polizei, Folterungen, Gehängte, Feuer, 
Explosionen, Gefängnistrakte, Schüsse, 
Hetzreden von Rassisten. So entsteht 
ein lebendiges Bild des heute 59-Jähri¬ 
gen. Inhalt und Form gehen eine Ehe 


ein, die zu seinen Visionen und seinem 
Anliegen wird. 

Wir erfahren von seiner Kindheit, von 
seiner Liebe zur Aufrichtigkeit, die 
auch sein Motiv bildet für den Kampf 
um die Gleichberechtigung der Afro- 
Amerikaner im gottgelobten Land 
USA. Eine Stimme im O-Ton: „Er war 
glaub 4 ich nicht unbedingt daran inter¬ 
essiert, eine Religion zu finden oder ei¬ 
nen Glauben - er wollte herausfinden, 
was Liebe ist.“ 

Dagegen der Hass aus den Mündern 
solcher Leute wie H.R. Haleman, des 
früheren Stabschefs von Präsident Ni¬ 
xon: „Die Schwarzen sind das eigentli¬ 
che Problem. Wir brauchen ein System, 
dem das klar ist und das dabei so tut, als 
wäre es nicht so.“ 

Was die Filmaufnahmen nicht zeigen 
können, das vermitteln die Untertitel. 
So sagt Mumia, die USA anprangernd: 
„Das Schlimmste ist, dass die Leute 
sich an die Grausamkeit gewöhnen. 
Ich weiß noch, in Vietnam, in den spä¬ 
ten 60er Jahren, als ich das erste Mal 
sah, was die amerikanischen Bomben 
anrichteten. Einen ganzen Tag lang war 
ich fertig - die toten Kinder, die da auf 
der Straße lagen ...“ 

Mumia: „Du kannst nicht mit Geld ge¬ 
winnen. Auch nicht mit Knarren. Um 


die Zapatisten zu zitieren: Unsere Wor¬ 
te sind unsere Waffen.“ 

Kurz nach Vollendung dieses Films 
wurde das Todesurteil aufgehoben. Er 
bleibt im Gefängnis - ohne Möglichkeit 
auf Bewährung. Aber seine Botschaf¬ 
ten erreichen immer mehr Menschen. 

Harry Popow 



„MUMIA - Long Distance Revolutionary“. Film 
von Stephen Vittoria, USA - mit deutschen Un¬ 
tertiteln (Übersetzung Annette Schiffner) An¬ 
lässlich des weltweiten Tages gegen die To¬ 
desstrafe am 10. Oktober zeigt Monoduofilms 
den Film in elf deutschen Städten - weitere 
folgen im November und Dezember 
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_ Bildung und Ausbildung _ 

Lidl und der Laster Anfang 

Ein Doppeljahrgang strömt nun in die Universitäten 



D ie Schulzeit ist vorbei. Einem 
Teil der Schülerinnen wurde die 
Hochschulreife zugesprochen. 
Ein Teil davon hat sich entschieden, 
ein Studium aufzunehmen. Ein Teil 
davon wiederum hat einen Studien¬ 
platz bekommen. Und ein Teil davon 
hat schließlich den Platz in dem Studi¬ 
enfach erlangt, der auf dem persönli¬ 
chen Wunschkatalog ganz oben stand. 
Manchmal wird dieses Ziel nicht im 
ersten Anlauf ereicht. Dazu könnte 
man eine klassische Lernmethode ins 
Feld führen: Repetitio est mater studio- 
rum. Also: Wiederholung ist die Mut¬ 
ter des Studierens/der Bemühungen. 
Umgangssprachlich: Versuch es noch 
einmal, beim nächsten Anlauf wird es 
schon klappen. Beugt sich der zukünfti¬ 
ge Student diesem Verfahren, dann lädt 
er das Risiko auf die eigenen Schultern. 
Folge: Die Abbrecherquote ist erschre¬ 
ckend hoch. 

Aktuell strömt der Doppeljahrgang 
in die Hörsäle, Seminarräume, Labo¬ 
re. Wenn er überhaupt dort ankommt, 
denn mit einem strengeren Numerus 
clausus, der Zulassungsbeschränkung, 
kann die Zahl der Neuanfänger re¬ 
duziert werden. Mehr als die Hälf¬ 
te der Studiengänge in NRW sind für 
das kommende Wintersemester zulas¬ 
sungsbeschränkt. Dies legte die WAZ 
(Westdeutsche Zeitung) unter Beru¬ 
fung einer bisher unveröffentlichten 
Statistik vom Ministerium für Wissen¬ 
schaft und Forschung offen. So sind ins¬ 
gesamt 54,1 Prozent der Studiengänge 
in NRW mit einem Numerus Clausus 
(NC) versehen. 

Die Wissenschaftsministerinnen ge¬ 
ben dennoch gleichzeitig vor, dass die 
Hochschulen sich hinreichend auf den 
Ansturm einrichten konnten. Zur Ver¬ 
besserung der Situation wird in Neu¬ 
bauten investiert. Die Heinrich-Heine- 


Universität in Düsseldorf bekommt 
ein nagelneues „Studierenden-Service 
Center (SSC)“ in dem sich die Studen¬ 
tinnen beraten lassen können. Der Bau 
soll Anfang 2014 fertig sein. Dann ist 
auch das laufende Semester fertig. Wis¬ 
senschaftsministerin Svenja Schulze: 
„Gute Beratung ist gerade am Anfang 
eines Studiums wichtig.“ 

Zweifellos: Auch die Universitäten 
sind nicht immer gut beraten. An der 
Technischen Universität Dortmund 
wurde ein neues Verfahren disku¬ 
tiert, um der Massen Herr zu wer¬ 
den. Ein Sicherheitsdienst soll dafür 
sorgen, dass der Zugang zu den Ver¬ 


anstaltungen von den vielen neuen 
Studentinnen und Studenten nur mit 
friedlichen Mittel angestrebt wird - 
bis der Raum voll ist. Ergänzend wur¬ 
de schon ein Zelt für 600 Personen 
aufgestellt. In Dortmund rechnet die 
Universitätsleitung wohl mit einem 
milden Winter. 

Diese Gesamtsituation führt zu neuen 
Entwicklungen im „Bildungsbereich“. 
Der junge Mensch mit Hochschulreife 
bekommt die Chance, klassenorientier¬ 
tes Fachwissen etwa in Betriebswirt¬ 
schaftslehrer (BWL) anzuhäufen. Dazu 
bewirbt er sich nicht an einer Univer¬ 
sität zwischen Kiel und Konstanz, zwi¬ 


schen Aachen und Frankfurt an der 
Oder. Nein, er bewirbt sich bei Lidl. 
Zugegeben, die Wissenschaftskarrie¬ 
re ist bei Lidl etwas eingeschränkt. Im 
„Stellenangebot“ gibt es den „Bache¬ 
lor of Arts“ in verschiedenen Fachrich¬ 
tungen. Da gibt es „Warenwirtschaft 
& Logistik“, „Konsumgüterhandel“ 
„Wirtschaftsinformatik“, „Food Ma¬ 
nagement“ und auch die Fachrichtung 
„BWL-Immobilienwirtschaft“ und 
„Bildungs- und Personalmanagement“ 
und noch viel mehr. 

Der „Bachelor“ beinhaltet ein Grund¬ 
studium, also nicht die höheren Wei¬ 
hen für einen „Master“. Ein Aufbau¬ 


studiengang zum „Master“ ist auch gar 
nicht vorgesehen. Der „Master“ wäre 
bei Lidl vielleicht auch überqualifiziert 
oder zu teuer. Während ein Verkäufer 
oder Lagerist seine Ausbildung in zwei 
Jahren absolviert, benötigt der „Kauf¬ 
mann im Einzelhandel“ drei Jahre. 

Für Abiturienten gibt es ein „Sonder¬ 
angebot“ bei Lidl: Kaufmann wird man 
nach 18 Monaten, in noch einmal 18 
Monaten wird man „Handelsfachwirt“. 
Was man dann alles werden kann? Fi¬ 
lialleiter, Verkaufsleiter. Das sind „erst¬ 
klassige Berufsaussichten mit einem 
„sicheren Arbeitsplatz in einer span¬ 
nenden Branche“ für eine „zukünftige 
Führungskraft“. Lidl sagt dem Bewer¬ 
ber auch, dass das Unternehmen „Wert 
auf Ihre persönliche Entwicklung“ legt. 
Den Wert des dualen Studiums hat 
natürlich nicht nur Lidl erkannt. Die 
„Privatisierung“ des Studiums läuft 
auch über Siemens (11 Studiengänge), 
EVONIK (26), Gothaer Versicherung 
(5), BAYER und etliche andere. Sie¬ 
he: http://www.duales-studium.de/un- 
ternehmen. Alle wollen nur das Beste: 
das Wohlergehen des Unternehmens 
mit der passenden „wissenschaftlichen“ 
Flankierung. 

Die Idee, Studiengänge im eigenen In¬ 
teresse einzurichten, ist nicht neu. Die 
päpstliche Universität, die Pontificia 
Universitas Gregoriana, entstand 1661 
unter dem Gründer des Jesuitenordens 
Ignatius von Loyola. Dort wurden Ma¬ 
thematik und Naturwissenschaften un¬ 
terrichtet aber im 19. Jahrhundert wie¬ 
der entsorgt. Die theologische Fakul¬ 
tät hat sich erhalten. Es bleibt heute 
die Frage: Wie können sich die jungen 
Studenten ihrer späteren Verwertung 
als „nützliche Idioten“ entziehen? Üb¬ 
rigens: Ignatius wurde selig- und hei¬ 
liggesprochen. Zu Lidl liegt noch kein 
Antrag vor. Uwe Koopmann 


Wachsende Zukunftssorgen 

Studie der IG Metall zur Situation der jungen Generation 


„Prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
breiten sich immer weiter aus“. Das 
ist eines der Hauptergebnisse der IG- 
Metall-Studie zur „Persönlichen Lage 
und Zukunftserwartungen der Jungen 
Generation 2013“ (kurz: Studie Junge 
Generation), die Ende August dieses 
Jahres veröffentlicht wurde. In dieser 
Studie wurde mittels TNS-Infratest 
etwa 1 000 junge Beschäftigte im Al¬ 
ter zwischen 14 und 34 Jahren befragt. 
Die Studie Junge Generation wurde 
von der IG Metall bereits zum vierten 
Mal seit 2009 durchgeführt. Themen 
waren dieses Jahr vor allem die aktu¬ 
elle berufliche Situation, aber auch Er¬ 
wartungen, Ängste und ihre Zukunfts¬ 
perspektive. 

Gerade bei dem Thema Zukunft stellt 
die IG Metall fest: „Angst um den Ar¬ 
beitsplatz und die Probleme die Zu¬ 


kunft zu planen, ist bei vielen der un¬ 
ter 35-Jährigen allgegenwärtig. 87 Pro¬ 
zent der Befragten fühlen sich durch 
die Unsicherheit psychisch belastet. 
(...) Acht von zehn der Befragten se¬ 
hen eine große Hürde darin, wenn es 
gilt, eine bezahlbare Wohnung zu mie¬ 
ten. Fast genauso viele klagen über Er¬ 
schwernisse bei der Familiengründung 
und der Lebensplanung.“Aus der Stu¬ 
die zieht die IG Metall darüber hinaus 
folgende wichtige Ergebnisse: 

★ Der Trend zu unsicherer Beschäfti¬ 
gung ist ungebrochen und weiterhin auf 
hohem Niveau. Jede/r Dritte der unter 
35-Jährigen ist davon betroffen. 

★ 23 Prozent der U-35-Generation ar¬ 
beitet in einem befristeten Arbeitsver¬ 
hältnis. 

★ Befristet Beschäftigte sind häufig un¬ 
ter ihrer Qualifikation beschäftigt. 


★ Jede/r zweite befristet Beschäftigte 
hat bereits ungewollt den Arbeitsplatz 
wechseln müssen. 

★ 28 Prozent arbeiten überwiegend im 
Rahmen eines Werkvertrages. 

★ Jede/r dritte Befragte ist unzufrieden 
mit dem Handeln der Politik. 
Zusätzlich lässt sich eine zunehmende 
Enttäuschung und Politikverdrossen¬ 
heit feststellen - was sich auch an den 
Zahlen der Bundestagswahl bei den 
unter 35-Jährigen einsehen lässt. Die 
IG Metall resümiert: „Dass sich fast je¬ 
der dritte junge Mensch enttäuscht und 
unzufrieden über die Arbeit der Bun¬ 
desregierung äußert, ist verständlich. 
Denn lange Phasen der Unsicherheit 
sind mittlerweile eine Alltagserfahrung 
junger Menschen, da sie häufig über 
viele Jahre hinweg keinen dauerhaften 
Arbeitsplatz finden. Auch ist die Dis¬ 


krepanz zwischen den Ankündigungen 
der Regierung und der Wirklichkeit 
bei den wichtigen Themen Altersver¬ 


sorgung, Arbeits- und Wohnsituation 
groß. Tatsächlich regiert die Politik an 
den Menschen vorbei“. MH 


Prekarisierte Arbeit: Nettowert 2013 
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Nettowert 
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Arbeitef/Angesieiite 
14 bis 34 Jahre 


Arbeiter /Angestellte 
35+ Jahre 



Für die 30-Stunden-Woche 

Arbeitszeitverkürzung gibt der Jugend eine Perspektive 



Jeder achte Jugendliche ist arbeitslos. 
Rund 270 000 Jugendliche befinden 
sich in Warteschleifen, warten auf ei¬ 
nen Ausbildungsplatz. 1,5 Mio. junge 
Menschen zwischen 20 und 29 Jahren 
haben keinen berufsqualifizierenden 
Abschluss, das sind 15 Prozent der Al¬ 
tersgruppe. Sie sind gezwungen, zu¬ 
meist befristet oder in schlecht bezahl¬ 
ten Jobs ihren Lebensunterhalt zu ver¬ 
dienen. 

Demografische Entwicklung und 
Facharbeitermangel bleiben Heiß¬ 
luftargumente des Kapitals, weil hun- 
derttausenden jungen Menschen eine 
qualifizierte berufliche Bildung seit 
Jahrzehnten vorenthalten wird. 
Jugendliche wollen ihren Eltern nicht 
auf der Tasche liegen, nicht von der 
Gnade der Arbeitsämter abhängen 
und bei Arbeitslosigkeit nicht zwangs¬ 


weise in den Wohnungen ihrer Eltern 
festgehalten werden. Sie wollen eine 
gute Ausbildung und einen festen Job, 
wollen selbständig und ohne Hilfen le¬ 
ben und am gesellschaftlichen Leben 
teilnehmen. 

Bei den gewerkschaftlichen Kundge¬ 
bungen gegen die Rente mit 67 waren 
auffallend viele Jugendliche dabei. Sie 
betrachten diese Frage auch als ihre Sa¬ 
che, denn wenn die Alten immer län¬ 
ger im Betrieb bleiben müssen, wird es 
für die Übernahme der Auszubilden¬ 
den eng. 

Eine Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich würde 
jungen Menschen Berufs- und Lebens¬ 
perspektiven ermöglichen, die sie nicht 
auf Phasen kurzfristiger Beschäftigung, 
in Form von Praktika, Leiharbeit oder 
Zeitverträgen fesselt. Olaf Harms 


06' Handelt es Sich um . .7 
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ArQBtw nn Freuen! 


Bewertung von atypischen 
Beschäftigungsformen 2013 

A 

1 Vorstand 


■ 14-34 Jahre 

• Trifft eher zu/ trifft voll und ganz zu . 35+ Jahre 

Eine unsichere Arbeitsplatzsituation über längere 


Zeiträume ist eine psychische Belastung. 


Es ist für diese Beschäftigten schwieriger eine 

Wohnung zu mieten oder einen Kredit für größere 


Anschaffungen zu bekommen. 


Diese Beschäftigungsformen erschweren den 



Betroffenen die Familiengründung und Lebensplanung. 


Die Möglichkeiten beruflich voranzukommen und 
aufzusteigen sind für diese Beschäftigten schlechter als 
für Beschäftigte mit einem normalen Arbeitsvertrag. 

Die Zunahme solcher Beschäftigungsformen führt zur 
Verunsicherung vieler Arbeitnehmer, weit über die 
unmittelbar Betroffenen hinaus. 


•Q36: Aktuell wird über die Auswirkung von sogenannten atypischen Beschäftigungsformen wie Leiharbeit, Zeitarbeit. 
•Werkverträge und befristete Arbeitsverträge für die Lebensplanung der Betroffenen diskutiert. 

•Wie bewerten Sie die folgenden Aussagen? 

•Basis: Alle Befragten Angaben in Proze 


Studie Junge Generation 2013 
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Bildung und Ausbildung 


Ausbildungsmarkt gespalten 

Report der DGB-Jugend belegt: Immer weniger Betriebe bilden aus 


W ir alle kennen das Gejam¬ 
mer von Unternehmen und 
Wirtschaftsverbänden über 
die „mangelnde Ausbildungsreife“ 
von Schulabgängern und zu wenig ge¬ 
eignete Bewerberinnen und Bewer¬ 
ber. Der Ausbildungsreport 2013 der 
DGB-Jugend zeigt erneut: Es sind die 
Unternehmen, die ausbildungsunwil¬ 
lig sind. Der Report, für den 18.649 
Auszubildende aus 25 Berufen be¬ 
fragt wurden, ist ein guter Gradmes¬ 
ser für die Ausbildungsbedingungen 
der arbeitenden Jugend in diesem 
Land. 

Das Hauptergebnis: Der Ausbil¬ 
dungsmarkt ist zunehmend gespal¬ 
ten. Jugendliche mit gutem Schulab¬ 
schluss profitieren von der leichten 
Entspannung auf dem Ausbildungs¬ 
markt und haben bessere Chancen 
auf eine Stelle als noch vor wenigen 
Jahren. 

„Für einen Teil der jungen Menschen 
dagegen erhöht sich das Risiko, dau¬ 
erhaft aus dem Ausbildungsmarkt 
ausgeschlossen zu bleiben“, erklärte 
DGB-Bundesjugendsekretär Florian 
Haggenmiller bei der Vorstellung des 
Berichts. Er sprach von einer Zwei¬ 
klassengesellschaft am Ausbildungs¬ 
markt. Annähernd die Hälfte der 
Ausbildungsberufe sei für Menschen 
mit unteren Bildungsabschlüssen 
„faktisch abgeschottet“. Jugendliche 
mit Hauptschulabschluss zögen aus 
dieser Erfahrung heraus bestimm¬ 
te Berufe erst gar nicht mehr in Be¬ 
tracht. 

Ausbildung Mangelware 

Die Zahl der ausbildenden Betrie¬ 
be ist auf 21,7 Prozent gesunken und 
auch die Zahl der abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge (551.272) ist 
2012 erneut zurückgegangen. Ein 
großer Teil der Jugendlichen, die 
eine Lehrstelle suchen, findet keine. 
Im Jahr 2012 waren das 273.356 jun¬ 
ge Menschen. Das heißt, gerade zwei 
Drittel der Suchenden finden einen 
Ausbildungsplatz. Die anderen wer¬ 
den mit Pseudo-Alternativen, soge¬ 
nannten Maßnahmen im Übergangs¬ 
bereich, auf Abstellgleise geschoben. 


2012 waren das 266.000 Jugendliche. 
1,4 Millionen Jugendliche zwischen 20 
und 29 haben heute weder eine Aus¬ 
bildung noch einen berufsqualifizie¬ 
renden Abschluss. 

Wie es denen geht, die einen Ausbil¬ 


dungsplatz gefunden haben, das be¬ 
leuchtet der Report der DGB-Jugend. 
Er malt nicht schwarz. So ist eines sei¬ 
ner Ergebnisse, dass 72,8 Prozent der 
Befragten zufrieden mit ihrer Stelle 
sind. 

In Betrieben mit einer Interessenver¬ 
tretung gaben sogar 82,2 Prozent an, 
mit ihrer Ausbildung „sehr zufrieden“ 
oder „zufrieden“ zu sein. In Betrieben 
ohne Interessenvertretung waren dies 
62,9 Prozent. 

Allerdings: 22,8 Prozent (gut ein Fünf¬ 
tel) der Befragten konnten keine 
Aussage darüber treffen, ob in ihrem 
Ausbildungsbetrieb eine betriebliche 
Interessenvertretung existiert oder 
nicht. 


Nimm, was Du kriegst? 

Formal gibt es das Recht der freien 
Berufswahl. Die Realität sieht anders 
aus: Nur ein Drittel der befragten Ju¬ 
gendlichen konnten ihre Ausbildung in 
ihrem Wunschberuf beginnen, 40 Pro¬ 


zent fanden einen Ausbildungsplatz in 
einem von mehreren für sie interessan¬ 
ten Berufen. Fast ein Viertel der Azu¬ 
bis macht seine Ausbildung in einem 
Beruf, der nicht gewollt war. Mädchen 
und junge Frauen finden deutlich sel¬ 
tener einen Ausbildungsplatz in ihrem 
Wunschberuf (29,5 Prozent) als junge 
Männer (36,2 Prozent). Die Benachtei¬ 
ligung von Frauen fängt also schon bei 
der Suche nach einem Ausbildungs¬ 
platz an. 

Der Ausbildungsreport deckt auch 
auf, dass es große Unterschiede bei 
der Ausbildungsqualität in den ver¬ 
schiedenen Branchen gibt. Bei den 
Restaurant-Fachleuten, die in Sachen 
Qualität der Ausbildung immer auf 


den letzten Plätzen landeten, hat das 
offenbar dazu geführt, dass Jugendli¬ 
che dem Ausbildungsberuf den Rü¬ 
cken kehren. Er ist aus der Liste der 
25 häufigsten Ausbildungsberufe raus¬ 
geflogen. 


Ausbeutung statt Ausbildung 

Die Probleme in der Qualität der Aus¬ 
bildung werden an folgenden Zahlen 
deutlich. Fast jeder vierzehnte Befrag¬ 
te hat keinen Ausbilder (6,9 Prozent), 
bei weiteren zehn Prozent steht dieser 
„selten oder nie“ zur Verfügung. Jeder 
zehnte Azubi führt regelmäßig ausbil¬ 
dungsfremde Tätigkeiten aus, mehr als 
ein Drittel (36,5 Prozent) macht regel¬ 
mäßig Überstunden - im Durchschnitt 
4,6 Stunden pro Woche. Jeder sechste 
Auszubildende bekommt dafür kei¬ 
nen Ausgleich. Zugenommen haben 
die Verstöße gegen das Jugendarbeits¬ 
schutzgesetz. Trotz eindeutiger Rechts¬ 
lage mussten 16,5 Prozent der Befrag¬ 
ten unter 18 Jahren mehr als 40 Stun¬ 



Die Ergebnisse des Ausbildungsreports 
zeigen, mit welchen Problemen Auszu¬ 
bildende zu kämpfen haben. Was das 
für die betroffenen Jugendlichen kon¬ 
kret bedeuten kann, zeigt ein Blick auf 
das Online-Beratungsforum „Dr. Azu¬ 
bi“ der DGB-Jugend (http://jugend. 
dgb. de/ausbildung/beratung/dr-azubi). 
Wir dokumentieren einige Beispiele: 

★ Hallo alle zusammen, also ich weiß 
nicht mehr weiter. In meinem Betrieb 
geht alles drunter und drüber. Als erstes 
einmal: Wir haben keinen richtigen Aus¬ 
bilder. Offiziell ist das unser Geschäfts¬ 
führer, der hat jedoch keine Ahnung von 
nichts und bildet auch nicht aus. Nun 
geht‘s weiter zu unserem Chef: Er ist 
cholerisch, in der Art und Weise total un- 
professionell und bringt mich mit seinen 
Unterstellungen und Sprüchen regelmä¬ 
ßig zum Weinen. (...) Manchmal sitzen 
wir mehr oder weniger 9 Stunden nur 
rum und kopieren vielleicht drei Blätter. 

Lena 

★ Hallo Ihr alle, ich bin nicht ganz zu¬ 
frieden mit meiner Ausbildung und 
wollte nachfragen, ob ich überreagiere. 
Die Situation ist momentan so, dass ich 
eigentlich keinen Ausbilder habe. Mein 
Chef ist mein Ausbilder, er ist aber oft 
beruflich unterwegs, beherrscht unse¬ 
re Programme nicht und lässt unsere 
Festangestellte die Rolle des Ausbilders 
übernehmen. Diese Festangestellte ist 
die einzige (und gerade auch erst mit 
der Ausbildung fertig, hat also auch kei¬ 
ne richtige Erfahrung), die neben mir 


8 o Prozent der Schicht an der Kasse 


Auszubildende berichten auf Online-Beratungsforum der DGB-Jugend „Dr. Azubi“ 


(Azubi) und einem Praktikanten hier 
arbeitet. 

Luca 

★ In 2,5 Monaten habe ich Zwischen¬ 
prüfung. Also ist die Hälfte meiner Aus¬ 
bildung rum. Meine Ausbildungsinhal¬ 
te bisher sind: 1. die Urlaubsvertretung 
der Sekretärin 2. das Bearbeiten klei¬ 
ner (nervender) Buchhaltungen meiner 
Kolleginnen 3. das Sortieren von Bele¬ 
gen 4. irgendwelche Excel-Tabellen aus¬ 
füllen 5. der Person, die meine Ausbilde¬ 
rin sein soll, assistieren, weil sie so von 
Arbeit überschüttet ist, dass sie selber 
gar keine Zeit für mich hat. Die Aus¬ 
bildung/der Beruf hat mir von Anfang 
an riesigen Spaß gemacht. Mittlerweile 
bin ich gestresst, gereizt und überhaupt 
nicht mehr fröhlich. Ich bin es Leid an¬ 
dauernd darauf aufmerksam zu machen, 
dass ich Azubi bin und nicht ein billi¬ 
ger Springer, dem man immer gerade 
die Sachen aufdrücken kann, die keiner 
machen will. Am schlimmsten ist jedoch, 
dass ich Angst habe, nach drei Jahren 
mit gefährlichem Halbwissen auf die 
Mandanten losgelassen zu werden. 

Leyla 

★ Ich bin am Ende meines ersten Aus¬ 
bildungsjahres und hab jeden Monat 
im Durchschnitt 30-40 Überstunden. 
Diese werden mir zwar mit 3,39 Euro 
pro Stunde vergütet, aber ich kann das 
alles nicht mehr. (...) Ich habe mich 
dazu entschlossen, den Ausbildungsbe¬ 
ruf aufzugeben obwohl es immer mein 
Traum war. Ich will aber auch, dass die- 



den in der Woche arbeiten, 7,4 Prozent 
von ihnen müssen mehr als fünf Tage 
in der Woche im Betrieb sein. 

Frauen bleiben benachteiligt 

Der neue Ausbildungsbericht belegt 
erneut, dass es große geschlechtsspe¬ 
zifische Unterschiede in der Ausbil¬ 
dung gibt. Zu den „Männerberufen“ 
gehören nach wie vor unter anderem 
der Metallbauer, Anlagenmechaniker 
und Elektroniker, Frauen landen eher 
in einer Ausbildung zur Friseurin oder 
Medizinischen Fachangestellten, wo 
sie deutlich weniger Ausbildungsver¬ 
gütung bekommen. Während männli¬ 
che Auszubildende im dritten Ausbil¬ 
dungsjahr durchschnittlich 716 Euro 
verdienen, hegt dieser Wert bei den 
weiblich dominierten Berufen mit 628 
Euro deutlich niedriger. Höher liegt 
dort mit 40,5 Prozent dafür die An¬ 
zahl der Azubis, die gezwungen sind, 
Überstunden zu leisten. Bei den männ¬ 
lich dominierten Berufen sind es „nur“ 
35,8 Prozent. Auch bei der Übernahme 
sieht es für die Auszubildenden in den 
weiblich dominierten Berufen deut¬ 
lich schlechter aus: Gerade einmal 22,8 
Prozent von ihnen hatten zum Zeit¬ 
punkt der Befragung eine Übernah¬ 
mezusage, im Vergleich zu 35,8 Prozent 
in den männlich dominierten Berufen. 

Fragezeichen Übernahme 

Von den Auszubildenden im letzten 
Ausbildungsjahr hatten zum Zeitpunkt 
der Befragung 40 Prozent eine Zusage 
für die Übernahme, 14 Prozent wuss¬ 
ten bereits, dass sie nicht übernommen 
werden. Die restlichen 45 Prozent hat¬ 
ten noch keine Auskunft und wurden 
von ihren Betrieben im Unklaren über 
ihre weitere berufliche Zukunft im Be¬ 
trieb gelassen. Nur knapp zwei Drittel 
der Befragten mit Übernahmezusage 
bekamen auch einen unbefristeten Ar¬ 
beitsvertrag in Aussicht gestellt. Allen 
anderen wurde nur ein befristeter Ar¬ 
beitsvertrag angeboten, meistens befris¬ 
tet auf ein Jahr. 

Die Zahlen, Daten, Fakten des DGB- 
Ausbildungsreports 2013 schreien ge¬ 
radezu nach einer neuen „Lehrlingsbe¬ 
wegung“. Manfred Dietenberger 


ser Betrieb mal kontrolliert wird von 
jemandem, der denen mal auf die Fin¬ 
ger schaut. Ich werde ständig kritisiert, 
weil ich nach zehn Stunden nicht mehr 
so konzentriert arbeite und müde bin 
und daher nicht mehr so schnell. 

Mischa 

★ Hallo, ich habe am 01.09.2012 mei¬ 
ne Ausbildung zur Bäckereifachver- 
käuferin begonnen. Bisher habe ich 
mein Geld immer bekommen. Zwar 
nicht immer zum gleichen Zeitpunkt, 
aber es kam. So, nun hat mein Chef 
mir vor zwei Wochen gesagt, dass er 
mir nun kein Geld überwiesen hat, weil 
ich mein Berichtsheft nicht abgegeben 
habe. Erste Frage, darf er das? 

Hannah 

★ Ich arbeite in einem Bio-Markt: Aus¬ 
bildungsjahr 1: Kein Filialleiter und kein 
Ausbilder in der Filiale. Zwei Monate 
Einlernzeit, danach normale Arbeits¬ 
kraft fürs restliche Jahr. Sprich: Ware 
auspacken, Spiegeln und 80 Prozent 
der Schicht an der Kasse. Ausbildungs¬ 
jahr 2: Kein Ausbilder dafür eine Filiale, 
immer noch Ware auspacken, Spiegeln 
und 80 Prozent der Schicht an der Kas¬ 
se. Gegen Ende durfte ich dann 4-6-mal 
bestellen und sogar meine Kasse sel¬ 
ber abrechnen. Ausbildungsjahr 3: Im¬ 
mer noch kein Ausbilder in der Filiale, 
nun aber Einsatz beim Obst & Gemü¬ 
se. Morgens aufbauen, abends abbauen, 
zwischendrin auffüllen. Alle drei bis vier 
Monate 1 Mal samstags frei. 

Serif 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Unser Genosse 

Horst Flüß 

wird am 14. Oktober 70 Jahre alt. 

Die Genossinnen und Genossen aus dem Ennepe-Ruhr-Kreis/Süd 
gratulieren dazu ganz herzlich. 

In jungen Jahren aktiv in der Jugendbewegung, Mitbegründer der 
SDAJ, Organisator in der Ostermarschbewegung und seit 1969 in 
der DKP. Der Kampf für Frieden und eine andere - bessere Welt war 
und ist Teil seines Lebens. 

In unserer Kreisorganisation führt er seit Jahrzehnten gewissenhaft 
die Kreiskasse. Wir hoffen, dass noch viele Jahre dazukommen. 
Wir wünschen Dir, lieber Horst, und Deiner Rosi alles Gute und noch 
viele gemeinsame Jahre. 

DKP Kreisorganisation Ennepe-Ruhr/Süd 


40 Jahre nach dem 
faschistischen Putsch in Chile 

Nichts ist vergessen, 
und niemand! 



„Seit \ch lebe, kenne ich in meinem Land 
Ungerechtigkeit, Not und soziales Elend- 
Ich glaube, darum ist in mir das Bedürf¬ 
nis entstanden* Lieder zu singen für das 
Vt>lk. Ich glaube Test daran, dass der 
Mensch im Laufe seines Lebens frei wer¬ 
den muss, dass er handeln soll für die Gerechtigkeit.^ Victor Jara 


Neben Violeta Parra war Victor Jara der wichtigste Vertreter des 
„Neuen Chilenischen Liedes". Er warb für die Sache der „Unidad 
Püpular H und die Unabhängigkeit der Völker Lateinamenikas. We¬ 
nige Tage nach dem Putsch im September 1973 wurde er im Sta¬ 
dion von Santiago de Chile gefoltert und ermordet. 


€t ist unä gelungen, dta teuten Exemp'-arü dar legendären WusikveralfoMhchuigen des 
FiäjreVWiaga zu Chile zu erwartben. 



Konzert für Chile 

1974 in der Grugahalle Essen C 

mit Inli-Illimani, Quilapayun, Isabel Parra, 
Dietrich Kittner, Floh de Cologne, Franz- 
Josef DegenhardL Dieter Süverkrüp u. a. 



Konzert für Victor Jara 

199B in der Westfalenhalle Dortmund ** f 

mit IntMÜimani, Oscar Andrade, Hamid 
Baroudi, Maria Farantouri & Petras Pandis 
und Hannes Wader 



Victor Jara 

Deja la Vida Volar - 
Lass das Leben fliegen 


Violeta Parra 

Isabel und Angel Parra 

Santiago^ Penando Estäs - 
Santiago, Du leidest 
La Päna de los Parra - 
Der Freundeskreis der Parras 




Neue Impulse Verlad Hotmyngstrau« is 

r ® 45127 Esten 

infö@neue-iiTi pulse 'Yfirlag.de Tel,; 0201-24 00 402 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 

67577 Alsheim 

Tel.: 06249 - 4128 

Fax.: 06249 - 67263 

Email: info@weingut-eicher.de 
v ___ J 


Toskana, nah am Meer 

Ükühof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
grüße helle Zimmer, 
viele gute Bocher, 

Hau? oder Häuschen; 
Kinderparadies. 

A 
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Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt Lai MQritz- 
Natiamüpark:. 2 FeWts je 2-3 Peru, 
ganzjährig Ln lüatzcburg-Grafmn. 
HaveL & HaveLaten , Boot & Rad 

Iafo- wmi.trln0CK*-de 

Tel,: «ai/S'Forn [AB) 


(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Schöne Ferienwohnung in der Eifel 

im 3-Ländereck Luxemburg-Belgien-Deutschland. 
Ruhig gelegen am Waldrand, Nähe Prüm, für 2 Personen. 
Komplett eingerichtet, Tel 0211 - 70 82 84, (Walter Weber) 


Wohl jeder träumt den Traum vom Frieden 
Und es kommt die Zeit 
Dann wird wie jeder Menschheitstraum 
Der Frieden Wirklichkeit! (Hannes Wader) 


Max Heinke wurde 70 

Auch er träumt den Traum vom Frieden - und kämpft ein Leben lang 
dafür. Aus kommunistischem Elternhaus im Südschwarzwald kom¬ 
mend, verteilt er bereits als Jugendlicher Zeitungen der auch wegen 
ihres Kampfes gegen die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik ver¬ 
botenen KPD. Lehre, später Studium der Sozialarbeit, Anstellung in 
Freiburg. Hier war er bald hoch geachteter Ratgeber und Begleiter vie¬ 
ler Aktionen in den sozialen Brennpunkten seiner neuen Heimat. Für 
ihn war es selbstverständlich, von der ersten Stunde an in der neuen 
DKP in Freiburg mitzuwirken, bis heute. Und seit über 20 Jahren ist 
er Vorsitzender der WN/BdA Freiburg und Aktivist des lokalen Frie¬ 
densforums. Zusammen mit seiner Frau Silke gelingt es den beiden 
regelmäßig durch Leserbriefe in der lokalen Tageszeitung auf wichtige 
Zusammenhänge hinzuweisen. 

Wir wünschen unserem Genossen noch viele gesunde und schaffens¬ 
reiche Jahre. Und nicht zuletzt auch viel Freude mit seiner Familie und 
den Enkelkindern! 

DKP Kreisorganisation Freiburg 



Org- und Kassiererberatung 

des Parteivorstandes mit den Verantwortlichen aus den Bezirken 
zur Mitgliedsbuchneuausgabe und zum UZ-Pressefest 2014 

Sonntag, 20. Oktober 2013.14 bis 17 Uhr 

Freizeitheim Linden, Windheimstraße 4, Hannover 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Neuheiten bei JUMP UP Oktober 2013 
Musikandes: 

... y se abriran los grondes alamedas - 
Lieder aus Chile und Latcinamerika 
EUR 12,50 

Liederzyklus’ * "Der unvollendete Gesang" für Victor Jara 
* , um nicht zu vergessen 

Strom & Wasser & The Refugees; 

Freiheit ist ein Paradies 
FÜR 16 r 00 

Zum Abschied eine CD: zweites Album des Ftüchtüngsprojekts. 

www.jump-up.de // info@jumpijp.de 

Schallplattenversond Matthias Henk PF 11 04 47 , 2 Ö 207 Öremen 
_ Telefax: 0421/4988535 (AB) 


Bundeswahlversammlung 

Zur Wahl der Kandidatinnen und Kandidaten 
für die Liste der DKP zur EU-Wahl findet 

am Sonntag, dem 20. Oktober 2013 in Hannover, 

eine Bundesmitgliederversammlung statt. 

Freizeitheim Linden, Windheimstraße 4, Hannover 
Beginn: 11.00 Uhr, Ende: 17.00 Uhr 

Teilnahmeberechtigt sind alle Mitglieder der DKP. 

Stimmberechtigt bei der Aufstellung des Wahlvorschlags sind alle 
Mitglieder der DKP, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und die 
deutsche oder die Staatsbürgerschaft eines EU-Landes besitzen. 

Als Tagesordnung wird vorgeschlagen: 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Referat 

4. Diskussion 

5. Wahl der Bundesliste der DKP zu den EU-Parlamentswahlen 2014 

6. Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

7. Schlusswort 

Zur Planung wird um Anmeldung über die Bezirks- und 
Landesorganisationen gebeten 


DKP 
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Hier könnte Ihre 
Anzeige stehen... 

• gewerblich oder privat 

• zur Ankündigung von Terminen 
und Veranstaltungen 

• für Mitteilungen und Grüße 

Die UZ wird gelesen... 

• von Genossinnen und Genossen der DKP 

• von zahlreichen Abonnentinnen aus dem 
gesamten linken Spektrum 

Die Anzeigen werden gestaltet... 

• kostenlos, nach Ihren Wünschen und Ideen 

Nutzen Sie die UZ-Anzeigenseite... 

• und unterstützen Sie die UZ damit auch finanziell. 

• Die Auftragserteilung an uns ist unkompliziert; 
einfach die Anzeige per Mail, Post oderTelefon 
übermitteln. 


Stellenangebot der UZ 


Die UZ - unsere zeit - Wochenzeitung der DKP 
sucht zur Verstärkung der Redaktion in Essen 
zum nächstmöglichen Eintrittstermin eine/n 

Redakteur/in 

mit den Schwerpunkten Betrieb und Gewerkschaft, 
Wirtschafts- und Sozialpolitik in Vollzeit 

Aufgabengebiet: 

• Konzeptionelle Entwicklung des W+S- 
Ressorts und Beitrag zur Weiterentwicklung 
der UZ als Print- und Onlinemedium 

• Recherche und Aufbereitung redaktioneller 
Themen 

• Schreiben eigener redaktioneller Beiträge 

• Aufbau und Pflege eines Autorenstamms 

• Briefing von Autoren und redigieren von 
Textbeiträgen 

Anforderungsprofil: 

• Wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse 
und/oder journalistische Erfahrungen 

• Sehr gute Kontakte zu Gewerkschaften und 
zu sozialen Bewegungen 

• Sehr gute PC-Kenntnisse 

• Teamfähigkeit 

Interesse? 

Dann bitte aussagefähige Bewerbungsunterlagen 
auch mit Informationen über bisherige politische 
Erfahrungen an die Chefredakteurin Nina Hager. 

nina.hager@unsere-zeit.de 


PapyRossa Verlag | Luxemburger Str. 202 | 50937 Köln 



Andreas Wehr: 

Der europäische Traum und die Wirklichkeit 

Über Habermas, Rifkin, Cohn-Bendit, Beck und die anderen 

>Europa< als machtpolitische Antwort auf den Aufstieg der sich 
entwickelnden >Dritten Welt< - dies ist die Botschaft namhafter 
Intellektueller. Dabei werden über die Aushöhlung nationalstaatli¬ 
cher Souveränität soziale und demokratische Rechte leichtfertig 
zur Disposition gestellt. 


151 Seiten - 12,90 Euro 



Heinz-J. Bontrup: 

Krisenkapitalismus und EU-Zerfall 

Gestützt auf breites empirisches Material bestimmt Heinz-J. 
Bontrup Charakter und grundsätzliche Mechanismen der Wirt¬ 
schaftskrise. Sein Fazit: Das Festhalten an den Glaubenssätzen 
des Neoliberalismus verschärft die Krise und befördert den Verfall 
der EU. Vonnöten ist eine tiefgreifende Demokratisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft. 


231 Seiten - 15,90 Euro 



Harald Werner: Wie die Gedanken 
in die Köpfe der Menschen kommen 
Dialektik und Didaktik politischer Bildung 

Linke Bildungsarbeit bewegt sich in ständigen Widersprüchen, sei 
es beim Verhältnis von Theorie und Praxis oder dem von Lehren 
und Lernen. Orientiert an Marxismus und Kritischer Psychologie 
bietet das Buch Grundlagen für die Entwicklung konkreter Bil¬ 
dungsangebote. 


189 Seiten - 12,90 Euro 


Tel.:(02 21) 44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 
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Heuchelei 

Betr.: Lampedusa 

3. Oktober 2013: Mehr als 300 Tote an 
den Außengrenzen der EU vor Lam¬ 
pedusa und „Deutschland“ feiert. Kein 
Innehalten, keine Schweigeminute bei 
den offiziellen Feierlichkeiten in Stutt¬ 
gart, kein Zeichen der Betroffenheit 
oder der Anteilnahme durch die ver¬ 
sammelte Polit-Prominenz. 

Aber, ach ja, es waren ja nur afrika¬ 
nische Habenichtse, die an dem auch 
von der Bundesrepublik Deutschland 
als führender EU-Nation maßgeblich 
mit zu verantwortendem Grenzregime 
elendig in Sichtweite des rettenden Ha¬ 
fens ertrunken sind: „Keine Deutschen 
unter den Opfern“. Na, dann kann ja 
munter weiter gefeiert werden in Stutt¬ 
gart, Berlin und anderswo. 

Übrigens: Bei den jährlichen pompö¬ 
sen staatlichen Zeremonien zu den so¬ 
genannten „Mauertoten“, also den an 
der Grenze zwischen BRD und DDR 
in der Zeit von 1961 bis 1989 zu Tode 
Gekommenen, wird laut wikipedia an 


insgesamt 137 Tote gedacht. Heuchelei? 
Heuchelei! 

Heinz- W. Hammer ; Essen 

Betriebsräte können 
Abhilfe schaffen 

Betr.: „Arbeit darf nicht krank 
machen“, UZ vom 27 . 9 . 2013 , S. 2 

Aus dem Stressreport 2012 der Bundes¬ 
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeits¬ 
medizin geht hervor, dass 25 Prozent 
der lohnabhängigen Beschäftigten gar 
nicht oder nur unregelmäßig ihre Pau¬ 
sen vollziehen. Vor dem Hintergrund 
stetig steigender psychischer Belas- 
tungs- und Erschöpfungssyndrome ist 
dies ein Skandal und zementiert den 
Ausbeutungsmechanismus im Sinne des 
kapitalistischen Mehrwertes. 
Betriebsräte sind also dazu aufgerufen, 
Abhilfe zu schaffen, indem sie die Ein¬ 
haltung der Pausenzeiten in den Betrie¬ 
ben stichpunktartig überprüfen und die 
Kollegen regelmäßig befragen. In klei¬ 
neren und mittleren Betrieben ist das 
leider in der Regel nicht der Fall. 


Ein weiteres Problem stellt der Um¬ 
gang mit Überstunden und Wochen¬ 
endschichten dar. Hier zeigt die Praxis, 
dass das Arbeitsschutzgesetz vielfach 
unterlaufen wird. 43 bis 60 Arbeits¬ 
stunden sind keine Seltenheit. Gerade 
in solchen Betrieben wo es keine Tarif¬ 
bindung mehr gibt. Arbeitsschutz und 
gerade auch vorbeugender Arbeits¬ 
schutz gehören in den Aufgabenbereich 
von Betriebsräten. Hierzu bedarf es al¬ 
lerdings auch regelmäßiger Seminare 
und Schulungen für Betriebsräte. Klar 
ist aber, dass dies kein Selbstläufer ist, 
sondern eben auch von den Betriebsrä¬ 
ten und den Gewerkschaftsgliederun¬ 
gen eingefordert werden muss. 

Mirko Düsterdieck, Gießen 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


„Ich gebe nicht auf!“ 

Solidaritätsveranstaltung mit Adriana Perez bei der IG Metall 


Etwa achtzig Menschen kamen am 3. 
Oktober in das Bildungszentrum der 
IG Metall in Sprockhövel, um Adriana 
Perez zu treffen, Ehefrau von Gerardo 
Hernändez, der in den USA im Dezem¬ 
ber 2001 zu zwei Mal lebenslänglicher 
Haft plus fünfzehn Jahre verurteilt wur¬ 
de. Sie ist die einzige der nahen Ange¬ 
hörigen, die kein einziges Mal zu einem 
der Fünf vorgelassen wurde. 

Adriana schilderte den anwesenden 
Seminarteilnehmer/innen, viele davon 
Betriebsräte, in eindringlichen Worten 
den antiterroristischen Einsatz der Ku¬ 
baner, die sich in den Neunziger Jahren 
in die antikubanische Mafia, vor allem 
in Miami, eingeschleust hatten. Nach ih¬ 
rer Verhaftung waren sie zunächst sieb¬ 
zehn Monate in Einzelhaft gekommen. 
Die starke Frau, deren „Kinderwunsch 
genauso zerstört wurde wie ein Teil mei¬ 
ner Jugend, meine Ehe und mein Beruf“, 
legte einen Schwerpunkt ihrer Rede auf 
die juristischen Tricksereien der US-Re- 
gierung: „Sie haben von Verschwörung 
zur Spionage geredet - das zeigt, dass sie 
keine Beweise für konkrete Taten hat¬ 
ten.“ Adriana führte dagegen Beispiele 
von durch die Aufklärer verhinderten 
Attentaten an, wie eines, das gegen eine 
in Havanna gelegene Raffinerie geplant 
war. „Stellen Sie sich vor, was ein sol¬ 
ches Attentat auf eine Ölraffinerie mit¬ 
ten in einer Großstadt bedeutet hätte!“ 
Was die Männer angeht, so hätten sie 
ihre Berufe (u.a. Ingenieur, Wirtschafts¬ 
wissenschaftler, diplomatischer Dienst) 
aufgegeben, um sich selbst in den Dienst 
der Verteidigung der Revolution zu stel¬ 
len. „Mit Recht sind sie Helden des ku¬ 


banischen Volkes“, sagte Adriana Perez. 
Auch, weil sie nach ihrer Entdeckung 
zunächst von der Staatsanwaltschaft 
bestochen worden waren - für eine 
Aussage gegen Kuba wären sie heu- 



Adriana Perez 


te freie Männer. Aber diese Fünf, dar¬ 
unter Gerardo Hernändez, der die mit 
Abstand höchste Strafe abzusitzen hat, 
blieben standhaft. Einer, Rene Gonza¬ 
lez, ist seit April 2013 wieder auf Kuba; 
der nächste, der seine Freiheit wiederbe¬ 
kommen müsste, ist Fernando Gonzalez. 
Die Chancen ihren Mann je wiederzu¬ 
sehen sind rein politischer Natur, denn 
juristisch sind die Wege weitgehend 
verschlossen. Allerdings sind zwei neue 
Beweisanträge vorgebracht worden, die 
sich auf neuere Erkenntnisse stützen: 
zum einen die bewiesene Tatsache, dass 
die US-Regierung Journalisten dafür 
bezahlt hatte, während des Prozesses in 
Miami für ein den Angeklagten feind¬ 
liches Umfeld zu sorgen - zum anderen 


ist durch WikiLeaks-Enthüllungen he¬ 
rausgekommen, dass die Verteidigung 
abgehört worden war. Ob das im freies¬ 
ten Land der Welt zu einer Neuauflage 
des Verfahrens führen wird, kommt auf 
mögliche interne Verhandlungen zwi¬ 
schen beiden Regierungen an. Da sich 
die USA auf eine angebliche Unab¬ 
hängigkeit ihrer Justiz berufen müssen, 
können sie die in ihren Gefängnissen 
verbliebenen vier Kubaner nur über das 
Eingeständnis von Verfahrensfehlern 
und eine Neubewertung des Falles frei¬ 
lassen - oder durch eine Entscheidung 
von Präsident Obama. Auf diesen müs¬ 
se Druck aufgebaut werden, so Adriana 
Perez. „Ich gebe nicht auf - Gerardo soll 
nicht im Gefängnis sterben!“ 

Die anwesenden Metallgewerkschaf¬ 
ter/innen zeigten sich teils schockiert 
von dem Fall, der für viele völlig neu 
war. „Die IG Metall hat ein großes In¬ 
teresse an dem Fall der Miami 5 und 
daran, dass die Blockade gegen Kuba 
beendet wird“, sagte Thomas Birg, Re¬ 
ferent am Bildungszentrum. Den Fall 
in die Gewerkschaften zu tragen, war 
das Anliegen derjenigen, die die einwö¬ 
chige Rundreise organisiert hatten, die 
Adriana auch nach Berlin und Frank¬ 
furt führte: Petra Wegener war uner¬ 
müdliche Organisatorin, Begleiterin 
und Übersetzerin Adrianas, und To¬ 
bias Kriele führte gekonnt in die Ver¬ 
anstaltung ein, sodass zunächst einmal 
Grundkenntnisse über die Angriffe auf 
Kubas Revolution bestanden. 

Günter Pohl 

Immer frische Info über die Sache der fünf Ku¬ 
baner auf: www.miami5.de 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 12. OKT 


Mannheim: „10 Jahre Aistomchor - Großes 
Kulturfest“ mit u.a. Joana und Adax Dörsam, 
Bernd Köhler + Jan Lindqvist (ewo 2) und na¬ 
türlich dem Aistomchor. Jugendkulturzentrum 
„Forum“, Neckarpromenade 46, 19.30 Uhr 
Eintritt: 7,00 Euro, Gewerkschaftsmitglieder 
5,00 Euro, ermäßigt 3,00. 

Leipzig: „200 Jahre Völkerschlacht bei Leip¬ 
zig - Eine kritische Betrachtung“. Mit Beiträ¬ 
gen von Kurt Pätzold, Kai Köhler und Frank 
Eisermann. Bürgerverein Messemagistrale, 
Straße des 18. Oktober 10a, 10.00 Uhr. 

Frankfurt/Main: „Unsere Erfahrungen in 
der Gewerkschaftsarbeit von den Anfängen 
bis heute.“ Bildungsveranstaltung der DKP- 
Gruppe Frankfurt-Mitte. DGB-Jugendklub, 
Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77,10.00 Uhr. 

Leverkusen: „Zur Arbeit von Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten in Kommunalvertre¬ 
tungen, in Parlamenten und in Wahlkämpfen.“ 
Wochenendseminar der Karl-Liebknecht- 
Schule. Am Stadtpark 68, Beginn um 10.30 
Uhr, Fortsetzung am 13. Oktober. 


MO ★ 14. OKT 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim, Gaststätte „Tambosi“, 
Promenadestr. 11, Beginn 19.00 Uhr. 


Dl ★ 15. OKT 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP Bre¬ 
men-Nord. Bürgerhaus Vegesack, 19.30 Uhr. 


DO ★ 17. OKT 


Düsseldorf: „Reform und Revolution“ - Vor¬ 
trag und Diskussion mit Dr. Manuel Kellner 
(Historiker, isl), Hermann Kopp (DKP Düssel¬ 
dorf), Mischa Aschmoneit (see red! Interven¬ 
tionistische Linke Düsseldorf),Thomas Eber- 
hardt-Köster (attac Düsseldorf). Veranstalter: 
u.a. attac Düsseldorf und DKP Düsseldorf. 
Zakk, Fichtenstraße 40,19.00 Uhr. 

Frankfurt/Main: Kreismitgliederversamm¬ 
lung der DKP Frankfurt am Main. Thema: 
Bündnispolitik der DKP, Referent: Patrik Kö- 


bele (Parteivorsitzender der DKP). Haus Gallu, 
Frankenallee 111,19.30 Uhr. 


FR ★ 18. OKT 


Osnabrück: „Kapital Kompakt - der ganze 
Marx an einem Abend?“ Veranstaltung von 
MASCH Osnabrück und DKP Osnabrück mit 
Georg Fülberth. Lagerhalle Osnabrück, Raum 
102,20.00 Uhr. 


SA ★ 19. OKT 


Hof/Saale: „Verboten - Verfolgt - Verges¬ 
sen“, Filmveranstaltung der WN-BdA Hof- 
Wunsiedel mit dem Regisseur Daniel Burk¬ 
holz. „Meineis Bas“, Vorstadt 13,17.00 Uhr. 


MO ★ 21. OKT 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP Köln- 
Kalk zur Vorbereitung der Kommunalwahlen 
2014 und des UZ-Pressefestes. Naturfreun¬ 
dehaus, Kapellenstraße 9a, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 23. OKT 


Bremen: Mitgliederversammlung DKP Bre¬ 
men-Stadt. Haferkamp 8,19.30 Uhr. 


DO ★ 24. OKT 


Bremen: Buchvorstellung und Lesung des 
Buches „Erinnerungen - Der verlorene 
Kampf. Aber er war nicht vergebens“ von 
dem Bremer Kommunisten Willi Meyer-Buer 
mit Heinrich Hannover. Buchhandlung „Leu- 
wer“, Am Wall 171,19.30 Uhr._ 

Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP 
Linker Niederrhein zum Arbeitsplan und der 
Ausgabe der neuen Mitgliedsbücher. Brau¬ 
haus Wienges, Neusser Straße 55,19.30 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätestens am 
Freitag eine Woche vor dem Erscheinungster¬ 
min der entsprechenden Ausgabe der UZ, mög¬ 
lichst auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder UZ- 
Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Pressefest- 


Finanzbarometer 

f ^ 

Stand 8 . Oktober 2013 

v®/ 

Pressefest-Buttons (311 Stück) 

1 555,00 Euro 

Zuschüsse von DKP-Gliederungen 

6 000,00 Euro 

Spenden 

3 240,37 Euro 

gesamt (am 08.10.13) 

10 795,37 Euro 

Ziel (zum 18.11.13) 

35 000,00 Euro 


UZ-Probeabo-Karten für Eure Aktionen - 


Jetzt kostenlos bestellen! 



Wir wollen viel mehr Menschen für die DKP 
interessieren. Dafür brauchte die UZ: 

Woche für Woche viele Infos, Meinungen, 
Argumente, Berichte aus der Partei usw. 
Es lohnt sich also, für die UZ zu werben. 

Der erste Schritt kann ein Probeabo sein. 
Vier Wochen kostenlos, vier Wochen DKP im 
0-Ton. Für die Werbung sind unsere Probe- 
Abo-Karten da. Für Info-Tische, zum Aus¬ 
legen bei Veranstaltungen, zur Verteilung 
bei Aktionen. Oder, wenn vorhanden, zum 
Einlegen in die eigene Kleinzeitung. 

Bestellungen sind möglich in einer Menge 
von 25 bis 500 Stück. 

Die Karten sind gratis. Über eine Spende 
freuen wir uns. 


Bestellungen an: info@unsere-zeit.de oder Tel. 0201 -17788923. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 28. September bis 4. Oktober 


Mittwoch 

Über etwas nur nach dem Hörensagen zu 
schreiben, ist immer problematisch. Das 
gilt besonders, wenn über ein Ereignis nur 
bruchstückhafte Presseberichte vorliegen. 
Gestern abend fand in München eine 
hochbrisante Veranstaltung der Initiati¬ 
ve bayrischer Strafverteidigerinnen statt. 
Thema: Selbstverständnis des Strafvertei¬ 
digers/Nebenklagevertreters am Beispiel 
des aktuellen NSU-Verfahrens. Auf dem 
Podium sitzen unter anderem die Rechts¬ 
anwältinnen Anja Sturm, Köln, und Edith 
Eunnebach, Köln. Sturm verteidigt Beate 
Zschäpe, Eunnebach ist Nebenklagever¬ 
treterin von Geschädigten des Spreng¬ 
stoffanschlags in der Kölner Keupstraße. 
Wenn der Eindruck nach den Berichten 
nicht täuscht, leidet die Veranstaltung vor 
allem daran, dass der Kern des Prob¬ 
lems gar nicht berührt wird. Zwar wird 
behauptet, dass Verteidigung vom politi¬ 
schen Kern der verhandelten Straftat(en) 
abstrahieren könne, die Gegenthese, dass 
es ein unpolitsches Recht nicht gibt, wird 
nicht einmal vertreten. Schade. 
Berichtenswert ist die Veranstaltung trotz¬ 
dem wegen einer (Rand-) Bemerkung von 
Frau Sturm. Sie tritt der Auffassung entge¬ 
gen, dass Frau Zschäpe ihre rechte Gesin¬ 
nung nicht geändert habe. Dabei belässt 
sie es. Ein Skandal und zwar ein politi¬ 
scher. 

Im Prozess empfiehlt Frau Sturm ihrer 
Mandantin zu allem zu schweigen. Au¬ 
ßerhalb des Gerichtssaales lässt sie An¬ 
deutungen fallen, die natürlich auf den 
Prozess zurückfallen müssen, in keiner 
Weise nachprüfbar sind, rein auf den 
Vermutungen von Frau Sturm beruhen, 
wahrscheinlich aber eine Rechtsterroristin 


verharmlosen. Wie sagte Frau Sturm:... 
was sie auf keinen Fall mitmachen würde, 
wäre die Verwandlung des Gerichtssaals 
in eine Plattform für politische Propagan¬ 
da. Das besorgen wir vornehmer: auf ei¬ 
nem Münchner Podium. 

Freitag 

Hallo - alle mal herhören. Ihr wart völlig 
im Unrecht. Auf den Baustellen für die 
Fußball-WM 2022 in Katar ist alles gut. 
„Es gibt in Katar keine Sklaverei und 
keine Zwangsarbeit“ sagt der Präsident 
des nationalen Menschenrechtskomitees, 
Ali al Marri. Die Informationen der bri¬ 
tischen Zeitung,, Guardian“ seien falsch. 
Na, dann ist ja gut. 

Andererseits - Der Koordinator der ne¬ 
palesischen Gemeinde im Nahen Osten, 
Narinra Bad, sagte, in diesem Jahr seien 
bislang 151 Nepalesen in Katar gestor¬ 
ben, darunter 15 an ihrem Arbeitsplatz . 
Im Jahr 2012 seien 276 seiner Landsleute 
in Katar gestorben, davon 55 bei der Ar¬ 
beit. Laut Bad arbeiteten in Katar insge¬ 
samt 370 000 Nepalesen. Das Land stellt 
die meisten der ausländischen Arbeiter 
für die WM-Projekte in dem Golfstaat. 
Und außerdem - „ Uns tut das sehr leid, 
was da passiert“ sagt Ober-Fußball- 
Funktionär Sepp Blatter in Zürich: „In 
jedem Land der Welt kann es passieren, 
dass es Todesfälle auf Baustellen gibt, 
insbesondere auf WM-Baustellen.“ Ei¬ 
nem möglichen WM-Entzug erteilt er 
pauschal eine Absage: „ Wir wollten Ka¬ 
tar, und wir ziehen das durch.“ 

Und jetzt - dürfen wir alle einmal raten, 
wer die Wahrheit sagt, wer lügt bzw. wer 
lügt und ein Schwein ist. Mehrfachnen¬ 
nungen sind möglich. Adi Reiher 



... wärst Du nicht reich!“ 

Auch 2013 sind die beiden ALDI-Familien und der LIDL-Besitzer Dieter Schwarz die reichsten Deutschen. 46,8 
Mrd. Euro nennen die drei Discounter-Könige ihr eigen. Das Vermögen der„Top 100“ stieg auf den Rekordwert 
von 336,6 (Vorjahr: 319,85) Milliarden Euro. Er hat damit die Marke von vor der Krise übertroffen, die 2008 
324,6 Milliarden Euro betrug. 

Insgesamt vermehrte sich der Wohlstand der 500 reichsten Deutschen 2013 um 5,5 Prozent auf 528,45 (500,8) 
Milliarden Euro. Auch die Anzahl der Milliardenvermögen in Deutschland hat mit 135 (Vorjahr: 115) einen neuen 
Höchststand erreicht. 

Unser Bild zeigt übrigens die Hände eines „echten Fans“, der sich die Namen der Discounter als vorübergehen¬ 
de Tattoos auf die Hände schreiben ließ. Im Internet begründet er die Aktion grimmig:„Peanuts summieren 
sich zu sagenhaften Reichtümern. Was den vielen ihr Groschen ist, schwillt in den Händen der wenigen zum 
Goldschatz. Aldi und Lidl nehmen es von den Armen, um selbst reich zu werden.“ 


Das WIR hat entschieden 


Das war der September 2013 • Von Jane Zahn 


So, meine Damen und Herren: Das 
WIR hat entschieden. Wie alle vier Jah¬ 
re wieder. Die SPD hat es so gewollt! 
Sie hat das als Wahlkampfmotto auser¬ 
koren. „Das WIR entscheidet!“ Schall¬ 
te es von ihren Wahlplakaten herunter. 
Ja, und ihr erleidet. 

Komisch. Es weiß doch jeder, wer hier 
entscheidet: Die allmächtige Troika. 
Weltbank, Europäische Zentralbank 
und Internationaler Währungsfonds 
entscheiden zu dritt, was zu gescheh’n 
hat. Sollte die SPD das noch nicht mit¬ 
bekommen haben? Und wer oder was 
ist „das WIR“? 

Das wir Musketiere? 

Das wir Fäuste für ein Hallelujah? 

Das wir Jahreszeiten? 

Oder vielleicht vier alle? 

Und was sollte der Spruch bedeuten? 
Welche Assoziationen sollte er hervor- 
rufen? 

Wir da oben - ihr da unten? 

Wir Wunderkinder? 

Wir Deutschen? 

Wir - gegen den Rest der Welt? 

Oder war es die Vorbereitung auf das 
Unvermeidliche, aber Ungesagte? Die 
Große Koalition? 

Die - wie alle Kommentatoren behaup¬ 
ten - der Wähler eigentlich wollte. Aber 
nicht wählen konnte. Denn alle Partei¬ 
en behaupteten ja, auf keinen Fall eine 
Große Koalition zu wollen. Gut, der 
Merkel konnte man das vielleicht noch 
glauben: Sie ist ja dabei, die Parteien¬ 
landschaft radikal zu dezimieren, bei 
der FDP hat sie es schon geschafft, und 
in vier Jahren Regierungsbeteiligung 
sollten auch die Grünen unter 5 Pro¬ 
zent gedrückt werden können, bei der 
SPD dauert es aber sicher etwas länger. 
Aber die SPD hätte doch wissen müs¬ 
sen, dass es für eine Neuauflage der 
Rot-Grünen-Kriegsregierung nicht 
reichen kann. Und einen echten Poli¬ 
tikwechsel mit der Linken zusammen 
hat sie ja ausgeschlossen. Also hat ein 
SPD-Wähler automatisch die Große 
Koalition gewählt, logisch. Das „WIR“. 
Steht für: Wirre irreale Reform-Fakes. 

Denn was hatte dieses ominöse „WIR“ 
in der Vergangenheit entschieden? 


Können Sie sich noch erinnern? Wenn 
nicht - schließlich wird in den Medien 
mit allen Mitteln versucht, Erinnerung 
zu verhindern - hier habe ich einen wis¬ 
senschaftlich untermauerten Tipp für 
Sie, um sich gut zu erinnern. 

Ballen Sie die Fäuste! Ja: Das Ballen 
der Faust kann beim Erinnern helfen - 
haben Forscher in den USA herausbe¬ 
kommen. Am besten kann man sich 
erinnern, wenn man vor dem Lernen 
die rechte, und beim Erinnern die linke 
Faust ballt. Aber nicht nur in der Ta¬ 
sche! Wer hätte das gedacht, dass das 

Also ich duze mich nicht mit 
Trittin und Künast, und ich 
habe das auch nicht vor. 


Ballen der Faust sogar wissenschaftli¬ 
che Weihen erhält! Vorwärts und nicht 
vergessen! 

Nicht vergessen z.B. die Aussagen der 
SPD im Wahlprogramm: „Wir beken¬ 
nen uns zur besonderen Verantwortung 
gegenüber den Schwächeren in unse¬ 
rer Gesellschaft. Deswegen wollen wir 
im Rahmen der Reform der Arbeits¬ 
losen- und Sozialhilfe keine Absen¬ 
kung der zukünftigen Leistungen auf 
Sozialhilfeniveau ... Alle ArbeitsVer¬ 
hältnisse müssen klar normiert, sozial 
abgesichert und existenzsichernd sein. 
Flexibilität darf nicht zulasten sozialer 
Sicherheit gehen.“ 

Schön, nicht? Das steht allerdings nicht 
im Wahlprogramm von 2013, sondern 
in dem von 20020 Tatsächlich beschlos¬ 
sen hat das WIR dann Hartz IV und die 
Einführung von Minijobs und Leihar¬ 
beit, die die tarifgebundene Arbeit zu¬ 
rückdrängen. 

Wohl deshalb klingt es im Wahlpro¬ 
gramm von 2013 schon bescheidener: 
„Wir treten der zunehmenden Ab¬ 
wertung der Arbeit entgegen... Wir 
werden das Normalarbeitsverhältnis 
stärken und der Ausbreitung prekärer 
BeschäftigungsVerhältnisse Einhalt ge¬ 
bieten...“ 

Ja, die Ausbreitung prekärer Beschäf¬ 
tigungsverhältnisse - und wer hat’s er¬ 
funden????? 


Die SPD und die Grünen! Naja, ist eben 
nicht so gut gelaufen... Tun wir einfach 
so, als wäre nichts gewesen. Die Wähler 
haben ja ein so kurzes Gedächtnis! Je¬ 
denfalls die, die überhaupt noch wählen 
gehen. Die anderen sind bereits über¬ 
zeugt davon, dass es sich nicht mehr 
lohnt, ein Kreuzchen zu machen, weil 
sie das Kreuz schon tragen müssen. 
Weshalb also noch Wahlkämpfe? Wo 
es doch offenbar genügt, dass Mutti An¬ 
gela huldvoll und selbstgerecht von den 
Plakatwänden lächelt und in Wahlspots 
die Sonne über Deutschland aufgehen 
lässt, damit die CDU über 40 Prozent 
der Stimmen bekommt. Was nicht be¬ 
deutet, dass 40 Prozent der Wahlberech¬ 
tigten sie gewählt haben. So wie in Bay¬ 
ern Herr Seehofer bewiesen hat, dass 
er beim Matheunterricht nicht so ganz 
aufgepasst hat: „Jeder zweite Bayer, 
jede zweite Bayerin hat uns gewählt!“ 
behauptete er nach der Bayern-Wahl. 
Aber auch da gab es eine Menge Nicht¬ 
wähler, die er offenbar nicht zu den 
Bayerinnen und Bayern zählt. Es waren 
nämlich nur ein Drittel der Wahlberech¬ 
tigten, die CDU, bzw. CSU gewählt ha¬ 
ben. Gut, ist auch schon schlimm genug. 

Schlimm war ja schon dieser Wahl¬ 
krampf. Die CDU wirbt mit einer Kanz¬ 
lerin, die nicht nur ihre Falten, sondern 
auch die politischen Problemzonen 
wegretuschiert hat; die SPD wirbt mit 
Peer Steinbrück, der sich plötzlich zu al¬ 
ler Erstaunen als Vorkämpfer von Ge¬ 
rechtigkeit und gegen die Übermacht 
der Banken profiliert. Die Grünen ver¬ 
schrecken ihre Wähler mit der Frage: 
„Und du?“ auf ihren Plakaten - also ich 
duze mich nicht mit Trittin und Künast, 
und ich habe das auch nicht vor. 

Aber ich würde ungern auf Wahlkämp¬ 
fe verzichten. Ich liebe Wahlkämpfe! 
Und das hat seinen Grund! Weil, bei 
Wahlkämpfen, da hängen ja an allen 
Laternenpfählen Politiker... 

Und zum Schluss mal wieder was aus 
der Wissenschaft: 

„Die Raumzeit ist weniger wie schau¬ 
miges Quantenbier und mehr wie glat¬ 
ter Einsteinscher Whisky.“ Das behaup¬ 


ten zumindest Wissenschaftler der Mi¬ 
chigan Technological University. 
Haben Sie das verstanden? Nein? Ich 
auch nicht. Aber ich verstehe ja vie¬ 
les nicht. Dafür bin ich sehr entschei¬ 
dungsfreudig. Ich habe jetzt entschie¬ 
den, dass ich Nachrichten nur noch in 
diese zwei Kategorien einteilen werde: 
Schaumiges Quantenbier oder glatter 
Einsteinscher Whisky. Sozusagen eine 
Kategorische Entscheidung. Statt ka¬ 
tegorischem Imperativ. Kant hat sich 
noch Gedanken darüber gemacht, wie 
man handeln soll. Heutzutage wird nur 
noch an der Börse gehandelt. Ansons¬ 
ten wird unterhalten. Und da gelten 
nur noch die Kategorien „Witzig“ und 
„Nicht witzig“ als einzig gültige Werte¬ 
skala der Moderne. 

Meine Skala ist postmodern. „Schau¬ 
miges Quantenbier“ gegen „glatten 
Einsteinschen Whisky“. Darunter kann 
man sich doch etwas vorstellen! Unter 
dem „Europäischen Finanzstabilitäts¬ 
pakt“ kann ich mir weniger vorstellen. 
Der läuft bei mir übrigens natürlich un¬ 
ter „Schaumigem Quantenbier“. Ein¬ 
steinscher Whisky dagegen ist die Mel¬ 
dung, dass die Leitzinsen der EZB auf 
0,5 Prozent gesenkt wurden - Negativ- 
Rekord. Die Sparer werden dadurch bei 
einer Inflation von zwei Prozent schlei¬ 
chend enteignet. Und die Versicherun¬ 
gen und Rentenfonds müssen ihre Gel¬ 
der jetzt vermehrt in Aktien anlegen, 
um die notwendige Rendite zu bekom¬ 
men, das treibt wiederum den DAX in 
die Höhe. Und sieht wie eine Erholung 
aus der Krise aus. Allerdings - vor der 
letzten Krise war der DAX auch auf ei¬ 
nem Höchststand. Die nächste Krise ist 
also wohl nicht mehr fern... Darauf ei¬ 
nen klaren Einsteinschen Whisky! 
Schaumiges Quantenbier genieße ich 
bei der Meldung, dass eine rein rhetori¬ 
sche Bedingung, ein Nebensatz von US- 
Außenminister Kerry, zu einer wenigs¬ 
tens kurzzeitigen Wendung im schon ge¬ 
planten Krieg gegen Syrien geführt hat. 
Dass die syrische Regierung damit ein¬ 
verstanden sein würde, ihre chemischen 
Waffen einer internationalen Kommis¬ 
sion auszuhändigen, damit hatte Kerry 
wohl nicht gerechnet. Oder doch? Ging 
es vielleicht darum, ohne Gesichtsver¬ 


lust raus zu kommen aus einer unhaltba¬ 
ren Drohung gegen Syrien? Denn - ein 
sehr seltener Fall in der Geschichte: Die 
Militärs meuterten gegen einen Einsatz¬ 
befehl! US-Militärs opponierten gegen 
die Politik ihrer Regierung, Einsätze ge¬ 
gen Syrien zu fliegen. Und wer hat die 
US-Regierung davor gerettet, sich selbst 
beim Wort nehmen zu müssen? Die bö¬ 
sen Russen und der noch bösere Assad. 
Wer kann da noch durchblicken? Eben: 
Schaumiges Quantenbier. 

Wohl bekomm’s! 


Der rote Kanal 


7977 Revolution, VR China/ 
Hongkong 2011 

Allzuviel historische Genauigkeit 
darf man nicht erwarten, wenn Ac¬ 
tion-Star Jackie Chan Co-Regisseur 
ist und eine der Hauptrollen über¬ 
nimmt. Als einer der offiziösen Fil¬ 
me über die Xinhai-Revolution, den 
Anfang des modernen Chinas, ver¬ 
dient er gleichwohl Beachtung. Aus¬ 
stattung und technische Umsetzung 
sind auf dem inzwischen gewohnt 
hohen Niveau. Schade dass der Film 
nur auf einem Spartensender läuft. 
Er ist allerdings auch auf DVD er¬ 
hältlich. 

So., 13.10., 20.15-22.45 Uhr, teles 

Dienstbereit, D 2012 

Im Kalten Krieg rekrutierte der 
US-Geheimdienst CIA deutsche 
und italienische Faschisten in gro¬ 
ßer Zahl für den Kampf gegen den 
Kommunismus. 

Di., 15.10., 23.15-0.05 Uhr, arte 

Lützower, DDR 1972 

Der aufwändige DEFA-Historien- 
film wurde nach dem gleichnami¬ 
gen Theaterstück von Hedda Zin- 
ner aus dem Jahr 1955 gedreht. Vor 
dem Hintergrund der Befreiungs¬ 
kriege wird die Frage des Patriotis¬ 
mus gestellt, durchaus mit Bezügen 
zu dieser Frage Anfang der 70er 
Jahre in der DDR. Walter Janka, 
einst als „Abweichler“ vor Gericht, 
schrieb das Drehbuch. 

Do., 17.10., 23.40-1.10 Uhr, mdr 










